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Schleswig-Holsteinischer Landtag 
3. Wahlperiode 

1954 

Der Ministerpräsident 

des Landes Schleswig-Holstein 

An den 

Herrn Präsidenten 

des Schleswig-Holsteinischen Landtages 

Drucksache Nr. 7 54 

Kiel, den 18. November 1957 

F 

Betrifft: Entwur1P eines Sparkassengesetzes für das Land Schleswig­
Holstein 

Als Anlage übersende ich den von der Landesregierung beschlossenen 

En t w urf eines Sp ark assengesetzes 
für d as Land Sch leswig - Holstein 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Landtages 

herbeizufüh 

Feded üh,end ist r f VJ 7r 
von Hass el 
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Entwurf 

Sparkassengesetr 
für · das Land Schleswig-Holstein 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Erster Teil 

Offentliche Sparkassen 

A. Offentlich-rechtliche Sparkassen 

I. Allgemeine Vor ,schriften 

§ 1 

Rechtsnatur 

(1) Sparkassen, deren Gewährträger eine Gemeinde, 
ein Amt, ein Kreis oder ein gemeindlicher Zweckverband 
ist, sind rechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts. 

(2) Gemeinden, Kreise oder gemeindliche Zweckver­
bände können mit Gene,hmigung des Innenministers 
Sparkassen errichten. Mit der Erteilung der Genehmigung 
wird die Sparkasse eine rechtsfähige Anstalt des öffent­
lichen Rechts. 

(3) Die Sparkassen sind geeignet zur Anlegung von 
Mündelgeldern und von Geldern, die wie Mündelgelder 
anzulegen sind. Der Innentninister kann im Einverneh­
men mit dem zuständigen Landgerichtspräsidenten einer 
Sparkass·e diese Eignung entziehen. 

§ 2 

Aufgabe 

Die Sparkassen haben die Aufgabe, den Sparsinn in 
der Bevölkerung zu wecken und zu fördern. Sie geben 
Gelegenheit, Ersparnisse und andere Gelder sicher und 
verzinslich anzulegen. Sie dienen der örtlichen Kredit­
versorgung unter besonderer Berücksichtigung des Mit­
telstandes und der wirtschaf!lich schwäch-eren Bevölke­
rungskreise und betreiben die weiteren in der Satzung 
vorgesehenen Geschäfte nach wirtschaftlichen Grundsät­
zen, dem gemeinen Nutzen dienend. 

§ 3 

Satzung 

(1) Die Vertretungskörperschaft des Gewährträgers hat 
eine Satzung der Sparkasse zu erlassen. Sie trifft die nä­
heren Bestimmungen über die Zusammensetzung und Auf­
gaben der Organe, die Verwaltung und Organisation so­
wie die Geschäfte der Sparkasse . 

2 

• • 

(2) Hat die oberste Aufsichtsbehörde eine Mustersat­
zung erlassen, so bedürfen Abweichungen von der Mu­
stersatzung der Genehmigun,g der Aufsichtsbehörde. 

§ 4 

Haftung des Gewährträgers 

Für die Verbindlichkeiten der Sparkasse haftet die Ge­
meinde, das Amt, der Kreis oder der gemeindliche Zweck­
verband als Gewährträger unbeschränkt. Die Gläubiger 
der Sparkasse können den Gewährträger nur in An­
spruch nehmen, soweit sie au s dem Vermögen der Spar­
kasse nicht befriedigt werden. 

§ 5 

Liquiditätsreserve 

Die Sparkassen haben im Rahmen der gesetzlichen Vor­
schriften eine für den Umfang ihres Geschäfts ausrei­
chende Liquiditätsreserve zu unterhalten. 

II. V e r w a I, t u n g d e r S p a r k a s s e 

§ 6 

Mitwirkung der Vertretungskör}Jerschaft 
des Gewährträgers 

(1) Die Vertretungskörperschaft des Gewährträgers 
wählt die ehrenamtlichen Mitglieder der Sparkassen­
organe. 

(2) Sie beschließt über 

a) die Errichtung und Auflösung der Sparkasse sowie 
ihre Vereinigung mit einer benachbarten Sparkasse, 

b) den Erlaß oder die Änderung der S•atzung, 

c) den· Stellenplan der Sparkasse auf Vorschlag des nach 
§ 13 zuständigen SparJrnssenorgans, 

d) die Genehmigung der Baukosten zur Errichtung des 
Hauptverwaltungsgebäudes der Sparkasse, 

e) die Entlastung der Sparkassenorgane, 

f) die Verwendung der Uberschüsse im Falle des § 29 
Abs. 2. 

§ 7 

Organe der Sparkasse 

(1) Organ der Sparkas-se ist der Vorstand. 

(2) Die Satzung der Sparkasse kann für Sparkassen mit 
einem Einlagenbestand von mehr als 15 Millionen DM 
als weiteres Organ einen Verwaltungsrat vorsehen. 
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§ 8 

Vorstand 

(1) Der Vorstand der Sparkasse ist eine öffentliche Be­
hörde. Er vertritt die Sparkasse gerichtlich und außerge­
richtlich. 

(2) In Sparkassen mit einem Organ (§ 1 Abs. 1) besteht 
der Vorstand aus dem Vorsitzenden, mindestens vier und 
höchstens acht ehrenamtlichen Mitgliedern; bei Sparkas­
sen, deren Gewährträger eine kreisfreie Stadt ist, 'gehört 
der Kämmerer dem Vorstand an, auch wenn er nicht ge­
mäß § 9 Abs. 1 zum Vorsitzenden bestellt ist. Dem Vor­
stand gehört ferner der Sparkassenleiter an. 

(3) In Sparkassen mit zwei Organen (§ 7 Abs. 2) be­
steht der Vorstand aus zwei hauptamtlichen Mitgliedern. 
Mit Genehmigung der obersten Aufsichtsbehörde kann 
der Vorstand um ein weiteres hauptamtliches Mitglied 
erweitert werden. 

(4) Der Vorstand wird vom Vorsitzenden vertreten. 

§ 9 

Vorsitzender des Vorstandes 

(1) Vorsitzender des Vorstandes in Sparkassen mit 
einem Organ (§ 7 Abs. 1), ist der Landrat, der Bürg~r­
meister, der Amtmann oder der Zweckverbandsvorsit­
zende des Gewährträgers. Er wird im Falle seiner Behin­
derung durch ein vom Vorstand gewähltes ehrenamt­
liches Mitglied des Vorstandes v ertreten. In kreisfrei­
en Städten kann der Magistrat mit Zustimmung des Bür­
germeisters (Oberbürgermeisters) einem anderen haupt­
amtlichen Mitglied des Magistrats den Vorsitz im Vor­
stand der Sparkasse übertragen; der Bürgermeister (Ober­
bürgermeister) bleibt, auch wenn er nicht Vorsit~end~r 
des Vorstandes ist, berechtigt, jederzeit den Vorsitz mtt 

· Stimmrecht zu übernehmen, sofern Angelegenheiten von 
besonderer Bedeutung beraten werden sollen; in diesen 
Fällen nimmt der Vorsitzende des Vorstandes an der 
Sitzung mit beratender Stimme teil. 

(2) In Sparkassen mit zwei Organen (§ 7 Abs. 2) be­
stellt der Gewährträger auf Vorschlag des Verwaltungs­
rats ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden. 

§ 10 

Verwaltungrat 

Für die Zusammensetzung des Verwaltungsrats sowie 
den Vorsitz im Verwaltungsrat gelten die Vorschriften 
der §§ 8 Abs. 2 Satz 1 und 9 Abs. 1. 

§ 11 

Kreditausschuß 

(1) Der Kreditausschuß besteht aus 

a) dem Vorsitzenden des Vorstandes, in Sparkassen mit 
zwei Organen (§ 7 Abs. 2) dem Vorsitzenden des Ver­
waltungsrats als Vorsitzendem; 

• • 

• • 

• 

• 

b) dem Sparkassenleiter, in Sparkassen mit zwei Orga­
nen den Mitgliedern des Vorstandes; 

c) zwei, in Sparkassen mit zwei Organen drei ehrenamt­
lichen Mitgliedern. 

(2) Die ehrenamtlidlen Mitglieder werden vom Vor­
stand, in Sparkassen mit zwei Organen vom Verwal­
tungsrat aus deren Mitte für die Dauer ihrer Mitglied­
sdlaft im Vorstand oder Verwaltungrat gewählt. 

§ 1~ 

Ehrenamtlidle Mitglieder 

(1) Die ehrenamtlichen Mitglieder des Vorstandes in 
Sparkassen mit einem Organ (§ 7 Abs. 1) und des Ver­
waltungsrates in Sparkassen mit zwei Organen (§ 7 
Abs. 2) müssen zur VertretUI1Jgskörperschaft des Gewähr­
trägers wählbar sein; sie werden von der Vertretungs­
körperschaft auf die Dauer der Wahlzeit der Vertretungs­
körperschaft gewählt. Von ihnen müssen mindestens ein 
Drittel, jedoch nicht mehr als die Hälfte der Vertret'llilgs­
körperschaft des Gewährträgers angehören. Die Mitglie­
der der Vertretungskörperschaft scheiden aus dem Vor­
stand (dem Verwaltungsrat) aus, wenn sie ihren Sitz in 
der Vertretungskörperschaft verlieren. 

(2) Als ehrenamtliche Mitglieder dürfen nur solche Per­
sonen berufen werden, die besondere wirtschaftliche Er­
fahrungen und Sachkunde besitzen und bereit und geeig­
net sind, die Sparkasse zu fördern. 

(3) Als ehrenamtlidle Mitglieder dürfE • nidlt berufen 
werden 

a) Dienstkräfte des Gewährträgers; 

b) Personen, die Unternehmer, persönlich haftende Ge­
sellschafter, Kommanditisten, Aufsichtsrats-, Verwal­
tungsrats- oder Vorstandsmitglieder, Leiter, Beamte 
oder Angestellte von Kreditinstituten und anderen 
Unternehmungen sind, die im Wettbewerb mit der 
Sparkasse Einlagen annehmen, oder die gewerbsmä­
ßig Kreditgeschäfte betreiben oder vermitteln; die 
Aufsidltsbehörde kann auf Antrag des Gewährträgers 
Ausnahmen zulassen, wenn es sich um öffentlich­
rechtlid1e oder um solche privat-rechtlichen Kredit­
institute handelt, an denen die öffentliche Hand mit 
mehr als 50 vom Hundert beteilfgt ist; 

c) Personen, über deren Vermögen während der letzten 
zehn Jahre das Konkurs- oder Vergleichsverfahren 
eröffnet worden ist, oder die während dieser Zeit den 
Offenbarungseid geleistet oder die Erklärung zur Ab­
wendung des Offenbarungseides abgegeben haben; 

d) Personen, die untereinander, mit dem Vorsitzenden 
(§ 9), dem Sparkassenleiter oder in Sparkassen mit 
zwei Organen einem Mitglied des Vorstandes bis 
zum dritten Grade verwandt, bis zum zweiten Grade 
verschwägert, verheiratet oder durch Adoption ver­
bunden sind. 
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Tritt ein Tatbestand nadt den Budtstaben a) bis c) 
ein, so endet damit die Mitgliedsdtaft. Entsteht einer der 
Behinderungsgründe nadt Budtst. d) im Laufe der ehren­
amtlidten Tätigkeit, so hat, falls einer der Beteiligten der 
Vorsitzende (§ 9), der Sparkassenleiter oder in Sparkas­
sen mit zwei Organe:r. ein Mitglied des Vorstandes ist, 
<ler andere Beteiligte, in den übrigen Fällen, wenn eine 
Einigung nicht zustande kommt, der an Lebensalter jün­
gere Beteiligte auszusdteiden. 

(4) Die ehrenamtlichen Mitglieder des Vorstandes in 
Sparkassen mit einem Organ und des Verwaltungsrates 
sind zu Ehrenbeamten des Gewährträgers zu ernennen. 

(5) Nach Ablauf ihrer Wahlzeit oder nadt Auflösung 
-der Vertretungskörpersdtaft des Gewährträgers üben die 
bisherigen ehrenamtlichen Mitglieder ihre Tätigkeit bis 
zum Zusammentritt des neu gewählten Vorstandes (Ver­
waltungsrates) weiter aus. 

§ 13 

Aufgaben des Vorstandes in Sparkassen 
mit einem Organ und des Verwaltµngsrates 

(1) Der Vorstand in Sparkassen mit einem Organ (§ 7 
Abs. 1) bestimmt die Ridttlinien der Gesdtäftspolitik der 
Sparkasse und erläßt die in der Satzung vorgesehenen 
Gesdtäftsanweisungen. Er entsdteidet über alle Angele­
genheiten der Sparkasse, für die nicht der Gewährträger, 
der Kreditausschuß oder der Sparkassenleiter zuständig 
sind. 

(2) Der Verwaltungsrat in Sparkassen mit zwei Orga­
nen (§ 7 Abs. 2) bestimmt die Richtlinien der Gesdtäfts­
politik der Sparkasse, erläßt die in der Satzung vorge­
sehenen Gesdtäftsanweisungen für den Vorstand, den 
Kreditaussdtuß und die Innenrevision und beaufsidttigt 
deren Geschäftsführung. Er entsdteidet über folgende 
Angelegenheiten: 

a) Erridttung und Auflösung von Zweigstellen, 

b) Vorschlag für die Anstellung, Entlassung und Zur­
ruhesetzung der Mitglieder des Vorstandes und der 
übrigen bei der Sparkasse tätigen Beamten durdt den 
Gewährträger, 

c) Aufstellung des Stellenplans und des Voransdtlages 
der Handlungskosten, 

d) Feststellung des Jahresabsdtlusses und Verteilung 
des Reingewinns, 

e) Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grund­
stücken mit Ausnahme des Erwerbs und der Veräuße­
rung soldter Grundstücke, die im Wege der Zwangs­
versteigerung erworben werden oder erworben wor­
sind, um Verluste zu vermeiden, 

f) Aufnahme von Darlehen, soweit es sidt nidtt um 
zweckgebundene Mittel aus zentralen Kreditaktionen 
handelt, 

g) Erteilung von Vollmadtten. 

6 
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Der Verwaltungsrat kann audt in Angelegenheiten von 
besonderer Bedeutung, für die der Kreditaussdtuß oder 

. der Vorstand zuständig sind, d ie Besdtlußfassung in Aus­
nahmefällen an sidt ziehen. 

§ 14 

Aufgaben des Kreditaussdtusses 

(1) Der Kreditausschuß besdtließt über Kreditanträge, 
für deren Entsd1eidung er nadt der Satzung und der Ge­
sdtäftsanweisung zuständig ist. 

(2) Die Besdtlußfassung im Kreditausschuß regelt sich 
nach den Bestimmungen der Satzung. 

(3) Die Mitglieder des Kreditausschusses handeln nach 
ihrer freien, durch das öffentliche Wohl und die Aufga­
ben der Sparkasse bestimmten Uberzeugung; sie sind an 
Aufträge nicht gebunden. 

§ 15 

Aufgaben des Sparkassenleiters in Sparkassen mit einem 
Org·an sowie des Vorstandes in Sparkassen mit zwei 

Organen 

(1) In Sparkassen mit einem Organ (§ 7 Abs. 1) führt 
der Sparkassenleiter verantwortlidt die laufenden Ge­
schäfte nach Maßgabe der Gesetze, der Satzung und der 
Geschäftsanweisung im Rahmen der Ridltlinien der Ge­
schäftspolitik. 

(2) In Sparkassen mit zwei Organen (§ 7 Abs. 2) führt 
der Vorstand alle Geschäfte, die nidtt dem Verwaltungs­
rat oder dem Kreditausschuß vorbehalten sind, selb­
ständig und verantwortlich nach Maßgabe der Ge­
setze, der Satzung und der Geschäftsanweisung im Rah­
men der Ridttlinien der Geschäftspolitik, unbesdtadet 
des Rechts des Verwaltungsrates, die Beschlußfassung in 
Angelegenl1eiten von besonderer Bedeutung in Aus­
nahmefällen an sidt zu ziehen. 

§ 16 

Besdllußfassung des Vorstandes in Sparkassen mit einem 
Organ und des Verwaltungsr,ates 

Der Vorstand in Sparkassen mit einem Organ (§ 7 
Abs. 1) und der Verwaltungsrat in Sparkassen mit zwei 
Organen (§ 7 Abs. 2) sind beschlußfähig, wenn der Vor­
sitzende und die Hälfte ihrer weiteren Mitglieder anwe­
send sind. Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit der 
anwesenden Mitglieder gefaßt. Bei Stimmengleidtheit 'gilt 
der Antrag als abgelehnt. 

§ 17 

Beanstandung von Beschlüssen 

(1) Der Vorsitzende des Vorstandes in Sparkassen mit 
einem Organ (§ 7 Abs. 1) und der Vorsitzende des Ver­
waltungsrates sind verpflidttet, Beschlüsse dieser Organe, 
die gesetz- oder satzungsw.idrig sind, zu beanstanden . 

7 
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(2) Die Beanstandung von Beschlüssen des Vorstandes 
oder des Verwaltungsrates hat aufschiebende Wirkung. 
Gegen die Beanstandung steht dem Vorstand (dem Ver­
waltungsrat) binnen zwei Wochen die Klage im Ver­
waltungsstreitverfahren zu. Zu seiner Vertretung in die­
sem Verfahren bestimmt der Vorstand (der Verwaltungs­
rat) einen besonderen V~rtreter. 

(3) Det Gewährträger kann den Vorsitzenden des Vor­
standes (des Verwaltungsrates) haftbar machen, wenn er 
seiner Verpflichtung, einen gesetz- oder satzungswidrigen 
Beschluß zu beanstanden, vorsätzlid1 oder grobfahrlässig 
nicht nachkommt und der Sparkasse hierdurch ein Scha­
den entsteht. 

§ 18 

Berufung des Sparkassenleiters in Sparkassen mit einem 
Organ und der Vorstandsmitglieder in Sparkassen mit 

zwei Organen 

(1) Der Sparkassenleiter in Sparkassen mit einem Or­
gan wird auf Vorschlag des Vorstandes, die Mitglieder 
des Vorstandes in Sparkassen mit zwei Organen wer­
den auf Vorschlag des Verwaltungsrates durch den Ge­
währträger berufen; sie müssen Beamte des Gewähr­
trägers sein. 

(2) Zum Sparkassenleiter darf nur berufen werden, wer 
über die erforderliche wirtschaftliche Erfahrung und Sach­
kunde sowie über die persönliche und fachliche Eignung 
für dieses Amt verfügt und mindestens die Vorausset­
zungen für die Ubertragung eines Amtes im gehobenen 
Sparkassendienst erfüllt; das gleiche gilt für die Mit­
glieder des Vorstandes in Sparkassen mit zwei Organen. 

(3) Der Gewährträger hat die beabsichtigte Berufung 
der Aufsichtsbehörde anzuzeigen, die ihr binnen drei 
Wochen nach Eingang der Anzeige wegen fehlender fach­
licher oder persönlicher Eignung widersprechen kann; in 
diesem Falle hat die Berufung zu unterbleiben. Der Ge­
währträger hat die Berufung zurückzunehmen, wenn die 
fachliche oder p ersönliche Eignung nicht mehr gegeben 
ist; die Zurücknahme der Berufung bedarf der Zustim­
mung der Aufsichtsbehörde. 

(4) In Sparkassen mit einem Organ (§ 7 Abs. 1) be­
stimmt der Vorstand einen Benmten, der den Sparkassen­
leiter im Falle seiner Behinderung vertritt. Die Satzung 
kann, insbesondere bei kleineren Sparkassen, bestim­
men, daß der Sparkassenleitec im Falle seiner Behinde­
rung durch einen Angestellten vertreten wird. 

§ 19 

Verpflichtungserklärungen 

Die Form von Erklärungen, durd1 die die Sparkasse 
verpflichtet werden soll, regelt sich nach den Bestim­
mungen der Satzung. 
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III. G e m e i n s a m e V o r s c h r i f t e n f ü r d i e M i t -
glieder der Sparkassenorgane 

§ 20 

Gründe der Ausschließung von der Mitwirkung bei 
Entsd1eidungen 

(1) Kein Mitglied der Sparkassenorgane darf bei Ange­
legenheiten beratend oder entscheidend mitwirken, wenn 

a) die Entscheidung ihm selbst , seinem Ehegatten, seinen 
Verwandten bis zum dritten oder Verschwägerten 
bis zum zweiten Grade oder einer von ihm kraft ge­
setzlicher oder rechtsgeschäftlicher Vollmacht vertre­
tenen Person einen unmittelbaren Vorteil oder Nach­
teil bringen kann, 

b) der Betreffende persönlich haftender Gesellschafter, 
Kommanditist, Vorstands-, Verwaltungsrats-, Auf­
sichtsratsmitglied, Leiter, Angestellter oder Arbeiter 
eines privatrechtlichen Unternehmens ist, dem die 
Entscheidung der Angelegenheit einen unmitelbaren 
Vorteil oder Nachteil bringen kann, 

c) der Betreffende in der Angelegenheit in anderer als 
öffentlicher Eigenschaft ein Gutachten abgegeben hat 
oder sonst tätig geworden ist. 

(2) Ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen, 
entscheidet in Zweifelsfällen in Sparkassen mit einem 
Organ der Vorstand, in Sparkassen mit zwei Organen 
der Verwaltungsrat. 

§ 21 

Amtsverschwiegenheit 

(1 ) Die Mitglieder der Sparkassenorgarn sind zur Amts­
verschwiegenheit über den Geschäftsver ehr der Spar­
kasse verpflichtet. Sie dürfen die bei ihrer Amtstätigkeit 
erworbene Kenntnis vertraulidler Angelegenheiten nidlt 
unbefugt verwerten. Diese Verpflidltung bleibt audl nach 
dem Ausscheiden aus dem Organ bestehen. 

(2) Für die ehrenamtlidlen Mitglieder der Sparkassen­
organe findet § 21 Abs. 2 der Gemeindeordnung für 
Schleswig-Holstein vom 24. Januar 1950 (GVOBL S. 25) 
Anwendung. 

§ 22 

Aufwandsentschädigung 

(1) Der Sparkassenleiter, der Stellvertreter des Spar­
kassenleiters, in Sparkassen mit zwei Organen die Mit­
glieder des Vorstandes und die Leiter von größeren 
Hauptzweigstellen können eine Auiwandsentschädigung 
erhalten. Der Innenminister bestimmt Hödlstsätze für die 
Aufwandsentschädigung. 

(2) Die Mitglieder des Vorstandes in Sparkassen mit 
einem Organ und des Verwaltungsrats in Sparkassen mit 
zwei Organen haben Ansprudl auf Ersatz ihrer Auslagen 
und des entgangenen Arbeitsverdienstes. Der Innenmi­
nister kann Vorsdlri:f'ten für die Gewährung von Sit­
zungsgeld, den Auslagenersatz sowie den entgangenen 
Arbeitsverdienst erlassen . 
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IV. D i e n s t k r ä f t e 

§ 23 

Beamte, Ange_stellte, Arbeiter 

(1) Die bei der Sparkasse beschäftigten Beamten, An­
gestellten und Arbeiter sind Dienstkräft€ des Gewähr­
trägers. Hinsichtlich der bei der Sparkasse beschäftigten 
Angestellten und Arbeiter ist der Gewährträger auf den 
Erlaß allgemeiner Grundsätze für die Anstellung, Ent­
lassung, die Bezüge und V€rgütungen besduänkt, soweit 
nicht ihre Stellung und ihre Ansprüche durch das allge­
meine Tarifrecht geregelt sind. 

(2) Der Gewährträger ist verpflichtet, der Sparkasse im 
Rahmen des Stellenplans eine ausreichende Anzahl von 
Stellen für Beamte, Angestellte und Arbeiter bereitzu­
halten, damit ein ordnungsmäßiger Geschäftsbetrieb dau­
ernd gewährleistet ist. 

(3) Dienstbezüge, Ruhegehälter und Hinterbliebenen­
-versorgung der bei der Sparkasse beschäftigten Beamten 
sowie die Bezüge und Vergütungen der bei der Spar­
kasse beschäftigten Angestellten und .f,.rbeiter gehören 
zu den Handlungskosten der Sparkasse. 

(4) Dem Vorstand obliegt die Anstellung, Höhergrup­
pierung und Entlassung der bei der Sparkasse beschäf­
tigten Angestellten und Arbeiter. Der Vorstand in Spar­
kassen mit einem Organ ist berechtigt, seine Befugnisse 
ganz oder teilweise auf den Vorsitzenden zu übertragen. 

(5) Der Landrat, der Bürgermeister, der Amtmann oder 
der Vorsitzende des Zweckverbandes kann seine Befug­
nisse als Dienstvorgesetzter, mit Ausnahme der Dienst­
strafbefugnis, ganz oder teilweise auf den Sparkassen­
leiter, in Sparkassen mit zwei Organen auf den Vorsit­
zenden des Vorstandes übertragen. 

V. S p a r k a s s e n b ü c h e r u n d S a c h -
verständige 

§ 24 . 

Kraftloserklärung von Sparkassenbüchern 

(1 ) Ist ein Sparkassenbuch abhanden gekommen oder 
-vernichtet, so kann der Vorstand es entweder selbst aut 
Antrag dessen, der das Recht aus der Spareinlage gel­
tend machen kann, für kraftlos erklären oder den An­
tragsteller auf das gerichtliche Aufgebotsverfahren ver­
weisen. Für die Kraltloserklärung durch den Vorstand 
gelten die Vorschriften der Absätze 2 bis 7 . 

10 

• 
• 

• 

• • 

• • 

(2) Hat der Antragsteller den Verlust des Sparkassen­
buches und die Tatsachen, aus denen er seine Berechti­
gung herleitet, durch Abgabe eidesstattlicher Versiche­
rungen gegenüber dem Vorstand oder auf andere Weise 
glaubhaft gemadit, so ordnet der Vorstand die Sperre 
des Guthabens an und erläßt ein Aufgebot. Das Aufgebot 
hat die Bezeichnung des Antragstellers und des Sparkas­
senbuches mit der Angabe, für wen es bei der ersten Ein­
zahlung ausgestellt worden ist, sowie die AUifforderung 
an den Inhaber des Sparkassenbuches zu enthalten, es 
binnen drei Monaten vorzulegen und seine Rechte anzu­
melden, andernfalls das Sparkassenbuch für kraftlos er­
klärt werde. 

(3) Das Aufgebot ist in der Sparkasse öffentlid1 auszu­
hängen und in dem für die Bekanntmamungen der Spar­
kasse bestimmten Blatt zu veröffentlichen. 

(4) Legt der Inhaber des Sparkassenbuches dieses vor 
und meldet seine Rechte an, so hat der Vorstand den An­
tragsteller hiervon zu benachrichtigen, ihm den Inhaber 
zu benennen und ihm die Einsicht in das Sparkassenbuch 
innerhalb einer bestimmten Frist zu gestatten. Hat der 
Antragsteller das Sparkassenbuch eingesehen oder ist 
die Frist verstrichen, so is t die Sperre aufzuheben. 

(5) Wird das Sparkassenbuch nicht innerhalb der im 
Aufgebot bestimmten Frist vorgelegt, so ist es durch 
Beschluß des Vorstandes für kraftlos zu erklären. Für die 
Bekanntmachung des Besd_llusses gilt Absatz 3. Der Be­
schluß kann nur durch Klage nach §§ 957 und 958 ZPO, 
die entsprechend anzuwenden sind, angefochten werden. 

(6) Anstelle des für kraftlos erklärten Sparkassenbu­
ches ist dem Antragsteller ein neues Sparkassenbuch 
auszustellen. 

(7) Das Aufgebotsverfahren ist gebührenfrei; der An­
tragsteller hat die baren Auslagen zu tragen. 

§ 25 

Sachverständige 

Der Landrat, der Bürgermeister, der Amtmann oder 
der Zweckverbandsvorsitzende ist befugt, auf Antrag 
des Vorstandes der Sparkasse bei Vorliegen eines Be­
dürfnisses Sachverständige zu bestellen und zu vereidi­
gen, weldle die Aufgabe haben, für Zwecke einer Be­
leihung durch die Sparkasse Grundstücke (Hausgrund­
stücke, land- und forstwirtsdlaftlidl genutzt,e Grundstücke 
sowie gewerblich genutzte Grundstücke) zu schätzen. 

11 
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VI. H a u s h a l t s r e c h t l i c h e V o r s c h r i f t e n 

§ 26 

Geschäftsjahr 
Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 27 

Voranschlar der Handlungskosten 
(1) Der Vorstand, in Spärkassen mit zwei Organen der 

Verwaltungsrat hat vor Beginn eines jeden Geschäfts­
jahres einen Voranschlag der Handlungskosten aufzu­
stellen und ihn durch den Gewährträger der Aufsichts­
behörde vorzulegen. 

(2) Erhebt die Aufsichtsbehörde innerhalb eines Monats 
Einwendungen gegen den Handlungskostenvoranschlag, 
so leitet sie ihn über den Gewährträger dem Vorstand 
(dem Verwaltungsrat) zur erneuten Beschlußfassung zu. 
Will der Vorstand (der Verwaltungsrat) den Vorstellun­
gen der Aufsichtsbehörde nicht folgen, so bedarf die er­
neute Beschlußfassung über den Handlungskostenvoran­
schlag einer Mehrheit von zwei Dritteln des Vorstandes 
(des Verwaltungsrats). 

§ 28 

Jahresabschluß und Entlastung 
(1) Der Vorstand, in Sparkassen mit zwei Organen der 

Verwaltungsrat legt den von ihm festgelegten Jahresab­
schluß mit dem Geschäftsbericht und dem Bericht über 
die Prüfung des Jahresabschlusses der Aufsichtsbehörde 
vor. Diese leitet den Jahresabschluß und den Geschäfts­
bericht mit ihrer Stellungnahme der Vertretungskörper­
schaft des Gewährträgers zur Beschlußfassung über die 
Entlastung zu. 

(2) Der Innenminister kann im Einvernehmen mit dem 
Minister für Wirtschaft und Verkehr Vorschriften für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses und des Geschäfts­
berichts erlassen. 

§ 29 

Verwendung von Uberschüssen 
(1) Uberschüsse der Sparkasse sind wie folgt zu ver­

wenden: 

a) Sie sind der Sicherheitsrücklage zuzuführen, solange 
sie weniger als 5 v. H. der gesamten Einlagen be­
trägt; 

b) sie sind je zur Hälfte der Sicherheitsrücklage und dffill 
Gewährträger zur Verwendung für öffentliche, mit 
dem gemeinnützigen Charakt~r der Sparkasse im Ein­
klang stehende Zwecke zuzuführen, wenn die Sicher­
heitsrücklage 5 v. H., aber nicht 10 v. H. der gesamten 
Einlagen übersteigt; 

c) sie sind zu einem Viertel der Sicherheitsrücklage und 
zu drei Vierteln dem Gewähr:träger zur Verwendung 
für die in Buchst. b) bestimmten Zweck,e zuzuführen, 
wenn die Sic½.erheitsrücklage 10 v. H. der gesamten 
Einlagen übersteigt. 

12 

• 
• 

, 
, • 

(2) Die Sparkasse kann Uberschüsse, die nicht der 
Sidierheitsrücklage zugeführt werden müssen, mit Ge­
nehmigung _des Gewäh rträgers den in Absatz 1 Buchst. b) 

. genannten Zwecken unmittelbar zuführen. 

VII. V e r e i n i g u n g u n d A u f 1 ö s u n g v o n 
Sparkassen 

§ 30 

Vereinigung von Sparkassen 

(1) Eine Sparkasse kann mit einer benachbarten Spar­
kasse vereinigt werden. Die Vereinigung erfolgt nach An­
hörung des Vorstandes, in Sparkassen mit zwei Organen 
des Verwaltungsrats der Sparkassen und des Sparkassen­
und Giroverbandes durch übereinstimmenden Beschluß 
der Gewährträger der beiden Sparkassen. Der Beschluß 
bedarf der Genehmigung des Innenministers. 

(2) Sparkassen, die nicht oder nicht mehr in der Lage 
sind, ihre Aufgaben im Rahmen der gesetzlichen Vor­
schriften und ihrer Satzung zu erfüllen, können durch 
Beschluß der Landesregierung nach Anhörung des Ge­
währträgers und des Sparkassen- und Giroverbandes für 
Schleswig-Holstein mit einer benachbarten Sparkasse zu­
sammengeschlossen werden. Der Zusammenschluß bedarf 
der Zustimmung durd1 den Gewährträger der aufneh­
menden Sparkasse. 

(3) Steuern oder Gebühren des Landes und anderer 
öffentlich-rechtlicher Körperschaften werc .n, soweit sie 
einmalig für die auf Grund der Vorsduiften der Absätze 
1 bis 2 eintretenden Rechtsänderungen fällig werden, 
nicht erhoben. Ebenso werden für die Eintragung in das 
Grundbudl und andere öffentlid1e Register sowie die da­
mit im Zusammenhang stehenden gerichtlichen Geschäfte 
Gebühren nicht erhoben. 

§ 31 

Auflösung von Sparkassen 

(1) Uber die Auflösung der Sparkasse beschließt der 
Gewährträger nach Anhörung des Vorstandes, in Spar­
kassen mit zwei Organen des Verwaltungsrats und des 
Sparkassen- und Giroverbandes für Schleswig-Holstein. 
Der Beschluß bedarf der Genehmigung des Innenministers. 

(2) Die Sparkasse kann, wenn die Voraussetzungen des 
§ 30 Abs. 2 vorliegen, durch Beschluß der Landesregie­
rung nach Anhörung des Gewährträgers und des Spar­
kassen- und Giroverbandes für Sdileswig-Holstein auf­
gelöst werden. 

13 
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B. S p a r k a s s e n des P r i v a t r e c h t s 

§ 32 

Begriff 

Sparkassen, die von einer Stiftung oder einem red:J.ts­
fähigen Verein betrieben werden, sind öffentliche Spar­
kassen im Sinne des Artikels 99 Einführungsgesetz zum 
Bürgerlichen Gesetzbuche vom 18. August 1896 (RGBl. 
s. 604). 

§ 33 

Erklärung der Mündelsich.erheit 

Sparkassen, die in der Redltsform des § 32 betrieben 
werden, können auf Antrag gemäß Artikel 75 des Aus­
führungsgesetzes zum Bürgerlich.en Gesetzbuch. vom 
20. September 1899 (GS. S. 177) für mündelsich.er erklärt 
werden. Der Innenminister kann im Einvernehmen mit 
dem zuständigen Landgerichtspräsidenten diese Erklärung 
widerrufen. 

§ 34 

Satzung 

(1) Das oberste Organ der Sparkasse erläßt die Sat­
zung der Sparkasse, die die näheren Bestimmungen über 
die Gesch.äfle der Sparkasse trifft. 

(2) Hat die oberste Aufsich.tsbehörde eine Mustersat­
zung für die Geschäfte von Sparkassen des Privatrech.ts 
erlassen, so bedürfen Abweich.ungen von der Mustersat­
zung der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

Zweiter Teil 

Sparkassen- und Giroverband 

§ 35 

Rech.tsnatur und Aufgabe 

(1) Die öMentlichen Sparkassen im Lande Sch.leswig­
Holstein und die Gewährträger der öffentlich-rechtlichen 
Sparkassen bilden einen Verband mit dem Namen: ,,Spar­
kassen- und Giroverband für Sdileswig-Holstein". 

(2) Der Verband hat die Aufga'be, das Sparkassenwe­
sen zu fördern, Prüfungseinrichtungen für die Mitglieds­
sparkassen zu unterhalten und die Aufsichtsbehörde gut­
achtlich zu beraten. 

(3) Der Verband ist eine Körpersch.aft des öffentlich.en 
Rechts mit Diensfnerrenfähigkeit. 
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§ 36 

Organe und Satzung 

(~ Organe des Verbandes sind 

die Verbandsversammlung, 
der Verbandsvorstand, 
der Verbandsvorsteher. 

(2) Die Satzung des Sparkassen- und Giroverbandes 
trifft die näheren Bestimmungen über seine Aufgaben 
und die Zusammensetzung und Aufgaben der Organe. 
Die Satzung bedarf der G enehmigung der Aufsichts­
behörde. 

(3) Der Verbandsvorsteher wird hauptamtlich als Be­
amter auf Zeit angestellt. Die Anstellung bedarf der Be­
stätigung durch. die Aufsichtsbehörde. 

§ 37 

Haushalt 

(1) Der Verband erhebt für jedes Rechnungsjahr eine 
Umlage von den Mitgliedssparkassen nach dem Verhält­
nis ihrer Gesamteinlagen, soweit seine sonstigen Einnah­
men die Geschäftskosten nicht decken. 

(2) Für jedes Rechnungsjahr ist ein Haushaltsplan auf­
zustellen, der alle voraussehbaren Einnahmen und Aus­
gaben, den Stellenplan sowie eine Berechnung der etwa 
erforderlichen Verbandsumlage enthält. Der Haushalts­
plan bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(3) Die Wirtschaftsführung des Verbandes unterliegt 
der Prüfung durd1 die Aufsich.ts·behörde und der Uber­
warhung durch. den Landesrechnungshof Schleswig- Hol­
stein. 

(4) Nach Ablauf eines jeden Rechnungsjahres hat der 
Verbandsvorsteher über die Einnahmen und Ausgaben 
des Rechnungsjahres Rechnung zu legen und einen Jah­
resbericht über die Tätigkeit und Entwicklung des Ver­
bandes zu erstatten. Die Jahresrechnung ist durch. einen 
Wirtschaftsprüfer zu prüfen, dessen Bestimmung der Ge­
nehmigung der Aufs ichtsbehörde bedarf. Haushaltsred:J.­
nung und Jahresbericht sind mit dem Prüfungsbericht 
der Aufsichtsbehörde vorzulegen, die die Genehmigung 
ausspricht. 

(5) Die näheren Bestimmungen über die Verbandsum­
lage, den Haushaltsplan und die Jahresrechnung mit Jah­
resbericht und Prüfungsberidlt trifft die Satzung. 
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Dritter Teil 

Landesbank und Girozentrale 

§ 38 

Rechtsnatur und Aufgabe 

• 

(1) Die Landesbank und Girozentrale Schleswig-Holstein 
ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts mit Dienst­
herrenfähigkeit. Ihr Vorstand ist eine öffentliche Be­
hörde. Der Vorstand vertritt die Bank gerichtlich und 
außergerichtlich nach Maßgabe der Satzung. 

(2) Die Rechtsverhältnisse der Landesbank werden 
durch die Satzung geregelt. Die Satzung bedarf der Ge­
nehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(3) Die Landesbank und Girozentrale ist berechtigt, 
i!IIl Rahmen ihrer Satzung bankmäßige Geschäfte jeder 
Art zu betreiben. Sie hat insbesondere die bankmäßigen 
Geschäfte des Landes zu besorgen, den Kommunalkredit 
zu pflegen und der Wirtschaft des Landes zu dienen. 

(4) Sie ist das zentrale Kreditinstitut für die Sparkas­
sen des Landes (Girozentrale) und dient ihnen als zen­
trale Verrechnungsstelle für den bargeldlosen Zahlungs­
verkehr. Sie hat die Aufgabe, die Liquiditätsguthaben 
der Sparkassen zu verwalten. 

§ 39 

Prüfung 

Die Wirtscha<ftsführung der Landesbank und Girozen­
trale unterliegt der Prüfung durch die Aufsichtsbehörde 
und der Uberwachung durch den Landesrechnungshof 
Schleswig-Holstein. 

Vierter Teil 

Aufsicht 

I. Allgem e in e Vorschrift 

§ 40 

Die Sparkassen, der Sparkassen- und Giroverband und 
die Landesbank und Girozentrale unterliegen der Auf­
sicht des Landes . 

II. S p a r k a s s e n a u f s i c h t 

§ 41 

Aufsichtsbehörden und Inhalt d er Aufsicht 

(1) Aufsichtsbehörde und oberste Aufsichtsbehörde für 
die Sparkassen ist der Innenminister. 
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(2) Die Aufsicht soll sicherstellen, daß die Sparkassen 
im Einklang mit den Gesetzen und den auf Grund der 
Gesetze erlassenen aufsichtsbehördlichen Anordnungen 
verwaltet werden. Sie soll so gehandhabt werden, daß 
die Entschlußkralft und die Verantwort ungsfreudigkeit 
der Sparkassen n icht beeinträchtigt werden. 

(3) Bei Handhabung der Aufsicht kann sich die Auf­
sichtsbehörde der Einrichtungen des Sparkassen- und 
Giroverbandes für Schleswig-Holstein bedienen. 

§ 42 

Aufsichtsmittel 

(1) Die Aufsichtsbehörde kann sid1 jederzeit über alle 
Angelegenheiten der Sparkasse unterrichten ; sie kann 
an Ort und Stelle prüfen und besichtigen, mündliche und 
schriftliche Berichte anfordern sowie Akten und sonstige 
Unterlagen einsehen. Sie kann an den Sitzungen der 
Sparkassenorgane teilnehmen; sie k ann auch verlangen, 
daß die Sparkassenorgane zur Behandlung einer be­
stimmten Angelegenheit einberufen werden. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann die Vorsitzenden der 
Sparkassenorgane anweisen, Beschlüsse und Anordnun­
gen der Organe, die das Recht verletzten, zu beanstan­
den. Sie kann diese Beschlüsse auch selbst beanstanden . 
Die Beanstandung hat aufschiebende Wirkung. Die Auf­
sichtsbehörde kann verlangen, daß Maßnahmen, die auf 
Grund derartiger Besdllüsse getroffen worden sind , rück­
gängig gemacht werden. 

(3) Erfüllt eine Sparkasse die ihr gesetzlich obliegen­
den Pflichten oder Aufgaben nicht, so kann die Aufsichts­
behörde die Sparkasse anweisen, innerhai , einer be­
stimmten Frist das Erforderliche zu veranlassen. Kommt 
die Sparkasse der Anweisung nicht innerhalb der ihr 
gesetzten Frist nach, so kann die Aufsichtsbehörde die 
Anordnung an Stelle und auf Kosten der Sparkasse selbst 
durchführen oder durch einen Dritten durchführen lassen . 

(4) Wenn und solange der ordnungsmäßige Gang der 
Verwaltung der Sparkasse es erfordert und die Befug­
nisse der Aufsichtsbehörde nach Absatz 2 und 3 nicht 
ausreichen, kann die oberste Aufsichtsbehörde einen Be­
auftragten bestellen, der alle oder einzelne Aufgaben der 
Sparkasse auf Kosten der Sparkasse wahrnimmt. Der Be­
auftragte hat die Stellung eines Organs der Sparkasse. 

§ 43 

Genehmigungspflichtige Geschäfte 

(l) Folgende Geschäfte bedürfen der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde: 

a) Aufnahme langfristiger, nicht zweckgebundener Dar­
lehen; 

b) Beteiligung an organisationsfremden Einrichtungen ; 
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c) Gewährung von Darlehen mit Ausnahme von Kassen­
krediten an den eigenen Gewährträger, bei Zweck.­
verbandsparkassen auch an die Mitglieder des Zweck­
verbandes, bei Amtssparkassen auch an die amtsan­
gehörigen Gemeinden. 

• 
(2) Die oberste Aufsichtsbehörde kann Beleihungs-

grundsätze für das Real- und Personalkreditgeschäft er­
lassen. Ihrer Genehmigung bedürfen 

a) die Errichtung, Verlegung und Erweiterung von Zweig­
stellen, 

b) die Vornahme von nach der Satzung nicht zulässigen 
Geschäften. 

III. A u f s i c h t ü b e r d e n S p a r k a s s e n - u n d 
Giroverband 

§ 44 

(1) Der Minister für Wirtschaft und Verkehr und der 
Innenminister führen die Aufsicht über den Sparkassen­
und Giroverband gemeinsam. 

(2) Für die Durchführung der Aufsicht gilt § 42 ent­
sprechend. 

IV. A u f s i c h t ü b e r d i e L a n d e s b an k u n d 
Girozentrale 

§ 45 

(1) Aufsichtsbehörde für die Landesbank und Girozen­
trale ist der Minister für Wirtschaft und Verkehr. 

(2) Für die Durchführung der Aufsicht gilt § 42 ent­
sprechend. 

Fünfter Teil 

Scblußvorscbriften 

§ 46 

Beamtenrechtliche Vorschriften 

Die Ubertragung eines Amtes als Sparkassenleiter, 
als Stellvertreter des Sparkassenleiters sowie in Spar­
kassen mit zwei Organen als Mitglied des Vorstandes in 
den Besoldungsgruppen der Amtmänner oder Oberamt­
männer hat eine Dienstzeit im Sparkassen-, Bank-, Kom­
munal- oder sonstigen öffentlichen Dienst von mindestens 
15 Jahren und ein Lebensalter von 35 Jahren, in einer 
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Besoldungsgruppe des höheren Dienstes eine sold1e 
Dienstzeit von 20 Jahren und ein Lebensalter von 40 Jah­
ren zur Voraussetzung. Dienstzeiten, die nicht im Be­
amtenverhältnis abgeleistet wurden, können erst vom 
Zeitpunkt des Abschlusses der Lehrzeit angerechnet wer­
den. Ausnahmen bedürfon der Genehmigung des Innen­
ministers. Die Best immungen der §§ 20 Abs. 2 und 24 
des Landesbeamtengesetzes sowie der §§ 10, 11, 15 und 
16 der Reichsgrundsätze über Einstellung, Anstellung und 
Beförderung vom 14. Oktober 1936 (RGBl. I S. 893) finden 
keine Anwendung. 

§ 47 

Ubergangs- und Schlußbestimmungen 

(1) Die bisherigen Satzungen bleiben bis zum 31. März 
1958 in Kraft. 

(2) Sofern bei Einführung der neuen Satzung der bis­
herige Vorstand nidi.t mehr satzungsgemäß zusammen­
gesetzt ist, endet das Amt seiner Mitglieder mit Inkraft­
treten der neuen Satzung. Sie b,leiben bis zum Amtsan­
tritt der neuen Vorstandsmitglieder, in Sparkassen mit 
zwei Organen der VerwaltungsratsmitgJieder tätig. 

(3) Es werden aufgehoben - soweit sie nicht bereits 
außer Kraft getreten sind -: 
1. das preußisdi.e Reglement, die Einrichtung des Spar­

kassenwesens betreffend, vom 12. Dezember 1838 (GS. 
1839 s. 5), 

2. das preußische Gesetz, betreffend die Anlegung von 
Sparkassenbeständen in Inhaberpapieren, vom 23. De­
zember 1912 (GS. 1913 S. 3) in der Fassung der Ver­
ordnung vom 30. Oktober 1937 (GS. S. 195), 

3. die preußische Verordnung über die Sparkassen sowie 
die kommunalen Giroverbände und k mmunalen Kre­
ditinstitute vom 20. Juli/4. August 1932 (GS. S. 2411 
275) in der Fassung der Verordnung vom 14. März 
1933 (GS. S. 41), 2. JuJi 1934 (GS. S. 336), 19. Novem­
ber 1934 (GS. S. 434) und 30. Oktober 1937 (GS. S. 105) . 

§ 48 

Ausführungsvorschriften 

Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen 
Verwaltungsvorschriften erlassen: 

a) der Innenminister für die Sparkassen, 
b) der Minister für W irtschaft und Verkehr und der 

Innenminister für den Sparkassen- und Giroverband, 

c) der Minister für Wirtschaft und Verkehr für die Lan­
desbank und Girozentrale. 

§ 49 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am 1. Januar 1958 in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. 

Gesc:hichtliche Entwicklung 

Die Sparkassen können in Schleswig-Holstein auf eine lange und bewährte 
Tradition zurückblicken. Sd1on 1796 gründete die Gesellschaft freiwilliger Ar­
menireunde in Kiel die Kieler Spar- und Leihkasse. Ihr folgte 1801 die Spar­
kasse des Altonaischen Unterstützungsinstitutes. Der soziale Gedanke, der der 
Errichtung der ersten Sparkassen zugrunde lag, nämlich die Förderung des 
Sparsinns in der ärmeren Bevölkerung durch die Ansammlung kleiner und 
kleinster Beträge, breitete sich rasch im Lande aus. So bestehen eine ganze 
Reihe von schleswig-holsteinischen Sparkassen bereits über 125 Jahre. Die 
ersten Sparkassen, die ihre Gründung weitschauenden Verwaltungsbeamten 
und sozialdenkenden Bürgern verdankten, wurden aber im wesentlichen von 
Förderergemeinschaften getragen und ehrenamtlidl verwaltet. Erst als sich gegen 
Ende des 19. Jahrhunderts die wirtschaftliche Aufgabe der Sparkassen erwei­
terte und das langfristige Kreditgeschäft einen größeren Raum einnahm, ge­
nügten die bisherigen bürgerlidlen Rechtsformen nidlt mehr. Die bestehenden 
Sparkassen wurden vielmehr nac:h. und nach in eine kommunale Trägerschaft 
überführt. Hinzu traten selbständige Gründungen von Gemeinden und Kreisen. 
Immerhin blieben in Schleswig-Holstein eine ganze Reihe sogenannter freier 
Sparkassen ohne öffentlic:h.-rechtlichen Gewährträger erhalten. 

Die Bankenkrise im Jahre 1931 brachte einen entscheidenden Eingriff in die 
Rechtsnatur und Organisation der öffentlich-rechtlichen Sparkassen. Die allzu 
enge Verflec:htung der kommunalen Sparkassen, die sich als unselbständige 
Einrichtungen ihres Gewährsträgers betätigen, 2tte vielfach zu einer h ohen 
Verschuldung der Gemeinden · · . D~ nts re­
chend wir e s1 auch die sd1wierige Finanzlage der Gemeinden (GV) unmit-___. 

'telbar auf dte 3pa1kassert au~ur ie Ver01:.du1mg es--ReichspI.äsidenten -
über die Spar- und Girokassen sowie die kommunalen Kreditinstitute _vo.m.. 
,i...! A u.9]1srf931 una die Dritte Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung 
von Wirtschaft und Finanzen vom 6. Oktober 1931 wurden die Landesregie­
rungen einheitlich im ganzen Reichsgebiet verpflichtet, die Organisation und 
den Geschäftsbetrieb der Spar- und Girokassen neu zu ordnen. Hierbei schrie­
ben die Notverordnungen bestimmte Grundsätze vor. Insbesondere mußten 
die Spar- und Girokassen zu Anstalten mit eigener Rec:h.tspersönlichkeit um­
gestaltet werden. In Preußen erging daraufhin die Verordnung über die Spar­
kassen sowie die kommunalen Giroverbände und kommunalen Kreditinstitute 
vom 20. Juli/4. August 1932. Im Zuge .der Bankenrationalisierung in der Zeit 
vor und während des 2. Weltkrieges wurden in einer Reihe von Kreisen Ge­
meinde- und kleine Stadtsparkassen gesc:h.lossen und auf die Kreissparkassen 
überführt. Diese Rationalisierung wurde aber nicht vollständig durchgeführt. 
So bestehen in fünf Kreisen keine Kreissparkassen, hier findet sich vielmehr 
eine ganze Anzahl kleiner und kleinster Sparkassen. In Schleswig-Holstein 
sind vorhanden: 

12 Kreissparkassen bzw. Kreis- und Stadtsparkassen 

17 Stadtsparkassen 
22 Gemeinde-, Amts- und Zweckverbandssparkassen 

7 Sparkassen des privaten Rechts . 
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Die schleswig-holsteinischen Sparkassen sind ein bedeutender Faktor des Wirt­
schaftslebens des Landes. Ihr Anteil am Geld- und Kreditwesen des Landes 
liegt über dem Durchschnitt der übrigen Länder im Bundesgebiet. So betrugen 
am 1. 4. 1957 in allen Sparkassen 

die Spareinlagen 

die Giroeinlagen 

die Bilanzsummen 

493 787 000 DM 
294 487 000 DM 

1 025 209 000 DM. 

Damit verwalteten sie 67,9 0/o der Spareinlagen und 44,4 °/o der Giroeinlagen 
aller schleswig-holsteinischen Kreditinsti tu tP.*). 

In 58 Hauptstellen, 

134 Ha:uptzweigstellen, 
324 Nebenzweigstellen und Annahmestellen sind 

189 Beamte, 
3 182 Angestellte und Lehrlinge und 

30 Arbeiter 
tätig. 

II. 

Rechtslage 

Für die Sparkassen im Lande Schleswig-Holstein gelten z. Z. folgende spar­
kassenrechtliche Bestimmungen: 

1. Das Reglement, die Einrichtung des Sparkassenwesens betreffend, vom 
12. Dezember 1838 (GS. 1839 S. 5) in der z. Z. geltenden Fassung, 

2. das Gesetz, betreffend die Anlegung von Sparka:.senbeständen in Inhaber­
papieren, vom 23. Dezember 1912 (GS. 1913 S. 3), 

3. die Notverordnung vom 5. August 1931 (RGBJ. I S. 429, 434) und vom 6. Ok­
tober 1931 (RGBJ. I S. 537, 554) , 

4. die Preußische Verordnung über die Sparkassen sowie die kommunalen 
Giroverbände und kommunalen .Kreditinstitute vom 20. Juli/4. August 1932 
(GS. S. 241/275) in der Fassung der Verordnungen vom 14. März 1933 (GS. 
S. 41), 2. Ju.li 1934 (GS. S. 336), 19. November 1934 (GS. S. 434) und 30. Okto­
ber 1937 (GS. S. 105). 

Daneben gilt für die öffentlid1-rec:h.tliche Sparkasse die eigene Satzung, die 
auf einer vom ehemaligen Preußischen Minister des Innern erlassenen Muster­
satzung vom 26. 8. 1932 (MBliV. S. 853) beruht. Die Satzungen der Sparkasse~ 
des Privatrechts stammen dagegen im allgemeinen noch aus dem vorigen Jahr­
hundert und regeln die Geschäftstätigkeit so unterschiedlich, daß diese Spar­
kassen heute in der Praxis die Bestimmungen der Mustersatzung anwenden. 

Die Neugliederung des Bundesgebietes nach dem zweiten Weltkrieg und die 
veränderten Arbeitsbedingungen der Sparkassen nach der Währungsreform 
weckten allgemein den Wunsch nach einer Neuregelung des Sparkassenrechts 
in allen Bundesländern. In einem Arbeitsstab für Sparkassenfragen, dem die 

' ) Die Zahlen der Großbonken sind in diesem Vergleich nicht enlh,ut,en. 
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Vertreter der obersten Sparkassenaufsichtsbehörden der Länder angehören, 
wurden unter Vorsitz von Herrn Ministerialrat Dr. Hahn, Kiel, unter Hinzu­
ziehung von Sachverständigen des Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes, 
der kommunalen Spitzenverbände und der Bundesministerien sowie der Bank 
deutscher Länder „Materialien zur Erneuerung des Sparkassenrechts" erarbeitet, 
die zwei Mustersatzungen und den Entwurf eines Änderungsgesetzes der Preu­
ßischen Sparkassenverordnung von 1932 enthielten. Diese Materialien bilden in 
allen Bundesländern die Grundlage der neuen Sparkassengesetzgebung. 

Nach Artikel 74 Ziffer 11 GG unterliegt das Recht der Wirtschaft (u. a . das Bank­
und Börsenwesen) der konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes. Zur konkur­
rierenden Gesetzgebung des Bundes gehört also das Recht des Sparkassenge­
schäfts, insbesondere des Kredit- und Anlagegeschäfts. 

In den Bereich der Landesgesetzgebung gehören dagegen al1e Fragen, die mit 
der Stellung der ·Sparkassen als Anstalten des öffentlichen Rechts innerhalb des 
Staatsaufbaues der Länder zusammenhängen und die sich aus ihrem Charakter 
als Einrichtungen der Gemeinden und Gemeindeverbände ergeben. Das gleiche 
gilt, soweit es sich um Sparkassen von Stiftungen oder rechtsfäh,igen Vereinen 
handelt. Für dieses Sachgebiet ist die ausschließliche Zuständigkeit des Landes­
gesetzgebers anerkannt. Unter Beachtung der als Bundesr:echt weiter geltenden 
Notverordnungen und der übrigen Reichsgesetze im Bereich des Geld- und 
Kreditwesens ist also der Landesgesetzgeber frei in der Neugestaltung des 
Sparkassenrechts. 

III. 

Grundgedanken des Gesetzes 

Die wesentliche Aufgabe der Neuregelung liegt darin, den besonderen Charak­
ter der Sparkassen, der in ihrer engen Verbindung mit den karowuualeu Ge­
bietskörperschaften und in dem Einfluß des ehrenamtlichen Elements a:nf die­
Verwaltung und die Geschäftsp olitik der Sparkassen besteht, zu erhalten und 

• dabei doch die Geschäftsführung der S arkass de cleme Erforderp.issen-
emes- l' n e - m re ·twesen u assen. Da sich eine Einfluß-
nahme des ehrenamtlichen Vorstandes m den kleinen un mittleren Sparkassen 
auf die geschäftlichen Entscheidungen durchaus als möglich erwiesen hat, soll 
es bei dieser bewährten Konstruktion bleiben. 

Den Gewährträgern größerer Sparkassen mit einem Eiolag:enbestand von über 

!
!!J:;;n ~rn~~~lnia'i~ n3~~~ung _an d~e sparkassenrec~tliche Entwickl~ . 

inzel 
· Vorstand 

parkassen-
organ 1e og 1 eit genommen werden so , 1m nnenver a ms 1e Beschluß­
fassung bei besonders wichtigen Angelegenheiten in Ausnahmefällen an sich zu 
ziehen. 
Der Entwurf unterscheidet demzufolge zwischen zwei Organisationsformen. 
Während die eine - grundsätzlich geltende - .als Organ der Sparkasse nur 
einen, mit Ausnahme des Vorsitzenden ehrenamtlich besetzten und grundsätzlich 
allzuständigen Vorstand kimnt, sieht das zweite, für Sparkassen mit mehr als 
15 Mio. DM Einlagen zugelassene Organisationsmuster einen ehrenamtlich be­
setzten Verwaltungsrat als oberstes Organ und einen hauptamtlich besetzten 
Vorstand vor. Die Entscheidung über die Wahl der einen oder anderen Organi­
sationsform verbleibt der Vertretungskörperschaft des Gewährträgers im Rah-
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men ihrer Satzungskompetenz. Dabei wird von der Vertretungskörperschaft er­
wartet werden müssen~ daß sie von der Wahl der Organisationsform mit zwei 
Örganen J;lUT Gebrauch macht, wenn auch - abgesehen von der Höhe des Ein­
lagenbestandes - die sonstige Bedeutung der Sparkasse und die Qualität ihrer. 
personellen Besetzung eine solche organisatorische Lösung rechtfertigen, die 

<cl.as Gewicht der Entscheidung in starkem Maße vom ehrenamtlichen auf das 
hauptamtliche Element verlagert und ~ugleich damit wegen der mindestens dop ­
telköpfigen Besetzung der die Geschäfte des Vorstandes führenden Sparkassen-
eitung die Personalkosten erhöhen wird. 

Neu ist die obligatorische Einführung eines Kreditausschusses in allen Sparkas­
sen, in dem ehrenamtliche und hauptamtliche Vorstandsmitglieder gemeinsam 
die Entscheidung über die größeren Kreditfälle treffen. Hierdurch soll einmal 
der Vorstand entlastet und zum anderen eine raschere Bearbeitung des Kredit­
geschäftes unter Einschaltung des ehrenamtlichen Elements erreicht werden. In 
zahlreichen Sparkassen sind bereits jetzt Kreditausschüsse tätig und haben sich 
bewährt. 

Der Gesetzentwurf glaubte, den Forderungen der Sparkassenorganisation auf 
volle Ubertragung der Personalhoheit nicht Rechnung t ragen zu können, da die 
enge Verbundenheit zwischen den öffentlich-rechtlichen Sparkassen und ihren 
Gewährträgern auch in einer einheitlichen Dienstherrenschaft Ausdruck finden 
sollte. Dagegen ist aber eine weitgehende Delegation der personalrechtlichen 
Entscheidungen auf den Vorstand bzw. den Vorsitzenden des Vorstandes vor­
gesehen. 

Von den 14 Sparkassen des Privatrechts, die irn Bundesgebiet tätig sind, liegen 
allein sieben in Schleswig-Holstein*). Aus diesem Grunde sollte auf eine Ein­
beziehung dieser Sparkassen in die Neuregelung des Sparkassenrechts nicht ver­
zichtet werden. Insofern weicht der Gesetzentwurf von den übrigen landesrecht­
lidlen Regelungen ab. Eine Änderung der Rechtsform der Sparkassen des Pri­
vatrechts durch dieses Gesetz ist weder beabsichtigt noch erforderlich. Dagegen 
erschien die Feststellung, daß es sich bei diesen Sparkassen um öffentliche Spar­
kassen handelt, wünsd1enswert. Ferner ist eine Angleichung der Geschäftstätig­
keit dieser Sparkassen an die der öffentlich-rechtlichen Sparkassen durch Erlaß 
einer Mustersatzung notwendig. 

Im Zusammenhang mit einer Neuordnung des Spark,ssenrechts war es zweck­
mäßig, auch einige Vorschriften über den Sparkassen- und Giroverband und die ' 
Landesbank und Girozentrale aufzunehmen, da die landesrechtlichen Vorschril ­
ten, soweit sie vorhanden sind, lückenhaft und praktisch nicht mehr anwendbar 
sind. 

Die Befugnisse der Aufsichtsbehörde sind nunmehr im Gesetz erschöpfend ge­
regelt. Sie sind die gleichen, wie sie die Kommunalaufsichtsbehörde gegenüber 
den Gemeinden (GV) hat. Dadurch ist eine einheitlidle Handhabung der Aufsicht 
gewährleistet. Aufsichtsbehörde und oberste Aufsichtsbehörde über die Spar­
kassen ist wegen Fehlens einer Mittelinstanz der Innenminister, während die 
Aufsicht über den Sparkassen- und Giroverband wie bisher gemeinschaftlich 
vom Minister für Wirtschaft und Verkehr und vom Innenminister geführt wird. 
Die Aufsicht über die Landesbank und Girozentrale führt ebenfalls wie bisher 
der Wirtschaftsminister. 

") D\e GmbH-Spa~ka.ssen in Nortorf und H<1dema11Sdien-Hanerillll und dlie Spa~klassen-AG In HademMSchen• 
Haneirau sind hie-rbel nl<ht berilcksidltlfgb. 
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B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Im ersten Teil des Gesetzes wird das Recht der öffentlichen Sparkassen behan­
delt. Hierbei wird zwischen den öffentliah-rechtlichen Sparkassen und den Spar­
kassen des Privatrechts unterschieden. 

Zu § 1: 

Der Gesetzentwurf hält an der bisherigen Rechtsnatur der öffentlich-rechtlichen 
Sparkassen fest. Er verwendet den Begriff „rechtsfähige Anstalten", weil die 
Sparkasse ihrer Rechtsnatur nad1 eine Anstalt und keine Körperschaft ist. Dies 
entspricht auch der Regelung in der Notverordnung vom 6. 10. 1931. Die Er­
wähnung des Amtes als Gewährträger einer Sparkasse ist notwendig, weil 
einige Kirchspielslandgemeinden Träger von Sparkassen sind. Die Kirchspiels­
landgemeinden sind nach § 24 der Amtsordnung vom 17. 6. 1952 (GVOBI. S. 95) 
Amter im Sinne der Amtsordnung. Eine Neuerrichtung von Sparkassen 
durch Amter ist ausgesdllossen, da die Ämter nach dem Grundgedanken der 
Amtsordnung nicht zu Trägern einer solchen Aufgabe bestimmt sind. Die Er­
richtung einer Sparkasse ist eine Aufgabe der weisungsfreien Selbstverwal­
tung. Die Genehmigungspflicht ist aber notwendig, weil es sich um die Schaf­
fung einer rechtsfähigen. Anstalt des öffentlichen Rechts handelt. Die Erwähnung 
der Mündelsicherheit von Sparkassen ergibt sich aus § 1807 Abs. 1 ZiHer 5 BGB. 

Zu § 2: 

Der Entwurf hat es für richtig gehalten, die Aufgaben der Sparkassen im Ge­
setz und nicht nur in der Satzung herauszustellen. Hierbei steht das Passiv­
geschäft - die Sammlung von Spareinlagen - bewußt im Vordergrund. Der 
Grundsatz einer sid1eren und verzinslichen Anlage zwingt dazu, die Vorschrif­
ten über die Geschäftstätigkeit der Sparkassen entsprechend zu gestalten. In 
der Aufgabenstellung des Aktivgeschäftes wird die lokale Aufgabe der Spar­
kasse und ihre Verpflichtung zur Kreditversorgung des Mittelstandes beson­
ders hervorgehoben. 

Zu § 3: 

Der Gewährträger soll durch Beschlußfassung über die Satzung, die im einzelnen 
die Organisation und Geschäftsführung der Sparkasse i:egelt, nach wie vor 
einen entsd1eidenden Einfluß auf diese Einrichtung, die er verbürgt, behalten. 
Der vorliegende Gesetzentwurf überläßt als Rahmengesetz die Regelung der 
einzelnen Bestimmungen über die Organisation, Verwaltung, insbesondere aber 
die Geschäftsführung der Satzung. 

Es ist beabsichtigt, drei Mustersatzungen auszuarbeiten, die im Entwurf auch 
dem Landtag noch vor Beginn der Ausschußberatungen über den vorliegenden 
Gesetzentwurf zur Kenntnis zugeleitet werden sollen: Eine Satzung für die 
Sparkassen, die von einem ehrenamtlichen Vorstand verwaltet werden, d. h . 
nur ein Organ besitzen; eine Satzung für die Sparkassen, in denen die Funk­
tionen des Vorstandes auf die Sparkassenleitung übertragen werden und das 
ehrenamtlich besetzte Sparkassenorgarr auf die Aufgaben eines „Verwaltungs­
rates" beschränkt wird; eine dritte schließlich für die Sparkassen des Privat­
rechts, die allerdings nur Bestimmungen über die Geschäftsführung enthalten soll. 

Im Interesse einer einheitlichen Geschäftsführung· der Sparkassen im Lande 
sollen die Bestimmungen der Mustersatzung grundsätzlich für alle Sparkassen 
gelten. Aus diesem Grunde ist auch eine Genehmigungspflicht der Abweichungen 
von den Bestimmungen der Mustersatzungen der Sparkassen erforderlich. Inso­
weit geht der Gesetzentwurf den gleichen W eg wie die Sparkassenverordnung 
von 1932. 
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Zu § 4: 

Der Gewährträger ha.ftet auch weiterhin für die Verbindlichkeiten der Spar­
kasse unbeschränkt, so daß sich an dem bisherigen Rechtszustand nichts geän­
dert hat. 

Zu§ 5: 

Die bisherige Entwicklung der Sparkassen machte es notwendig, auf die Erfor­
dernisse einer ausreichenden Liquiditätsreserve schon im Gesetz hinzuweisen. 
Die vorstehende Formulierung trägt der Tatsache der konkurrierenden Geselz­
gebungskompetenz des Bundes Rechnung. 

Zu§ 6: 

Die enge Bindung der Sparkasse an den Gewährlräger soll nach wie vor auf­
rechterhalten bleiben. Deshalb werden der Vertretungskörperschaft des Gewähr­
trägers entscheidende Mitwirkungsrechte, die allerdings auf einzelne im Ge­
setz festgelegte Tatbestände beschränkt sind, zuerkannt. 

Zu § 7: 

Der Entwurf unterscheidet entsprechend den Vorschlägen des Arbeitsstabes 
für Sparkassenfragen der Bundesländer, dem Hessischen Sparkassengesetz vom 
10. 11. 1954 und der Regierungsvorlage eines Rheinland-Pfälzischen Sparkassen­
gesetzes vom 25. 4. 1957 zwischen zwei Organisationsformen: Der Sparkasse 
mit einem Organ, d. h. einem grundsätzlich allzuständigen und mit Ausnahme 
des Vorsitzenden und des Sparkassenleiters ehrenamtlich besetzten Vorstand . 
sowie der Sparkasse mit zwei Organen, d. h. dem mit Ausnahme des Vorsitzen­
den ehrenamtlich besetzten Verwaltungsrat und dem hauptamtlich besetzten 
Vorstand. Während die erstgenannte Organisationsform mit einem Organ die 
Regelform bildet, sollen Gewährträger von Sparkassen mit einem Einlagenbe­
stand von mehr als 15 Mio. DM nach pflichtgemäßem Ermessen die Entscheidung 
haben, !mstelle der Regelform _,die Organisationsform mit zwei Organen zu 
wählen. 

Es erschien notwendig, die Wahlmöglichkeit für die eine oder andere Organi­
sationsform an einen Mindesteinlagenbestand zu binde1 . da bei einem geringe­
ren Geschäftsumfang weder die finanziellen noch die personellen o 
zungen für eine Sparkasse mit zwei r anen vo n. Auch wird an­
genommen wer en können u...-1d müssen, daß bei einem Einlagenbestand von 
weniger als 15 Mio. DM. die S arka fur e renamt 1c täti e Vor-

· •stan smllglieder in voll Der Gesetzentwurf 
g au te a er, en weitergehenden Wünschen der Sparkassenorganisation, die 
Wahlentscheidung zu Gunsten des einen oder anderen Organisationsmusters 
auf die Gewährträger auch der kleinsten Sparkassen auszudehnen, nicht ent­
sprechen zu können. Andererseits wird auch bei den Sparkassen, die an der 
Organisationsform mit einem Organ entweder kraft Gesetzes festhalten müssen 
oder - bei Sparkassen mit mehr als 15 Mio. Einlagen - auf Grund freier Ent­
scheidung festhalten wollen, den Erfordernissen des modernen Sparkassenge­
schäfts durch die Einbeziehung der Sparkassenleitung in den Vorstand und die 
Schaffung eines obligatorischen Kreditausschusses Rechnung getragen. 

Zu§ 8: 

Die Rechtsnatur des Vorstandes als öffentliche Behörde wird beibehalten. Dar­
über hinaus wird aber die Vertretungsbefugnis nach außen, ähnlich wie im 
kommunalen Verfassungm~cht (§ 71 Abs. 2 GO). durch den Vorsitzenden des 
Vorstandes klarer als bisher geregelt. 
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Bei der Zusammensetzung des Vorstandes in Sparkassen mit einem Organ 
bleibt der Vertretungskörperschaft des Gewährträgers ein gewisser Ermessens­
spielraum. Auf die Bestellung von stellvertretenden Vorstandsmitgliedern konnte 
verzichtet werd~m. weil nach den bisherigen Erfahrungen in der Praxis hierfür 
kein Bedürfnis besteht. Neu und bedeutungsv ol) ist die Zngebärig:keit des Spar­
kassenleiters zum Vorstand. Die Einbeziehung des Kämmerers in Sparkassen, 
1 
aeren Gewährträger eine kreisfreie Stadt ist, entspridlt den Wünschen des 
Städtetages. 

Ist der Vorstand im Rahmen des Organisationsmusters mit zwei Organenhaupt­
amtlich besetzt, so ist es unerläßlich, daß die dadurch bedingten umfassenderen 
Befugnisse der Sparkassenleitung v on zwei Personen wahrgenommen werden; 
auch insoweit übernimmt der Entwurf die Regelung in den übrigen neuen Spar­
kassengesetzen bzw. -entwürfen. !2!!,gegen sollten nur in Ausnahmefälle!LID.e.br_ 
als zwei Personen dem hauptarutlich....o~a-ang.ebören Aus diesem 
Grunde wird für eine solche Erweiterung der Mitgliederzahl die Genehmigung 
durch die Aufsichtsbehörde für erforderlich gehalten. 

Zu§ 9: 

Geborener Vorsitzender des Vorstandes in Sparkassen mit einem Organ ist 
nach wie vor der leitende Verwaltungsbeamte des Gewährträgers. Lediglich 
für die kreisfreien Städte - sofern sie an dem Organisationsmuster mit einem 
Organ festhalten - wird die Möglichkeit eröffnet, daß sich der Oberbürger­
meister entlastet und der Vorsitz von einem anderen hauptamtlichen Magistrats­
mitglied übernommen werden kann. Diese Regelung, die ·aus der Preußischen 
Sparkassenverordnung übernommen wurde, hat sich bewährt. 

Neu ist dagegen die Vertretung des Vorsitzenden geregelt. Bisher wurde der 
Vorsitzende durch seinen Vertreter im Hauptamt vertreten. Dies hat in der 
Praxis insofern zu Schwierigkeiten geführt, als der Vertreter im Hauptamt nicht 
laufend über die Geschäfte der Sparkasse unterrichtet war. Aus diesem Grunde 
wird es für zweckmäßig gehalten, den Vertreter aus den Reihen der ehrenamt­
lichen Vorstandsmitglieder zu wählen. 

In Sparkassen mit zwei Organen bedarf es einer besonderen Bestimmung des 
Vorsitzenden im hauptamtlich besetzten Vorstand, die mit Rücksicht auf die 
Bedeutung dieser Frage dem Gewährträger überlassen bleiben sollte, zumal 
eine solche Entscheidung sehr eng mit der Dienstherreneigenschaft des Gewähr­
trägers (§ 23) im Zusammenhang stehen wird. 

Zu § 10: 

Wird das Organisationsmuster mit zwei Organen für größere Sparkassen ge­
wählt, so rückt der überwi-egend ehrenamtlich besetzte Vorstand der Regel­
organisationsform in die Rolle des „Verwaltungsrates". Für die Zusammen­
setzung des Verwaltungsrates und seinen Vorsitz konnte infolgedessen auf die 
Bestimmngen über den Vorstand verwiesen werden. 

.zu § 11 : 

In allen Sparkassen wird nunmehr obligatorisch ein Kreditausschuß eingeführt. 
Hierdurch sollen einmal schnellere Entschlüsse im Kreditgeschäft ermöglicht, 
zum anderen aber der Einfluß des ehrenamtlichen Elements auf das Kredit­
geschäft erhalten werden. Aus diesem Grunde ist der Kreditausschuß bewußt 
klein gehalten worden. Der Vorstand bzw. der Verwaltungsrat werden für diese 
umfangreiche ehrenamtliche Tätigkeit nur Persönlichkeiten bestimmen können, 
die auch neben der unerläßlichen Sachkunde genügend Zeit für diese Tätigkeit 
zur Verfügung stellen können. · 
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Zu § 12: 

Der engen Verbindung zwischen Sparkasse und Gewährträger wird dadurch 
Rechnung getragen, daß mindestens ein Drittel, jedoch nicht mehr als die Hälfte 
der Vorstands- bzw. Verwaltungsratsmitglieder der Vertretungskörperschaft an­
gehören müssen. In diesem Rahmen bleibt es der Vertretungskörperschaft des 
Gewährträgers überlassen, wie weit sie ihre Mitglieder in die Sparkassenorgane 
entsenden will. Diese Regelung, die wohl einheitlich im ganzen Bundesgebiet 
eingeführt werden wird, bringt eine Verstärkun des· Einflusses des Gewähr· 
trägers e enüber dem frü eren usta nach dem nur ein Drittel der Vor­
s an sm1 g 1eder der Vertretungskörperschaft angehören durfte. 

Den Grundzügen des schleswig-holsteinischen kommunalen Verfassungsred1ts 
entspricht es auch, daß der bisherige Ausschluß der ehrenamtlichen Magistrats­
und der Kreisausschußmitglieder aus dem Vorstand der Sparkasse nicht mehr 
aufrechterhalten wird. Sie dürfen nunmehr ebenfalls im Rahmen der Anteile 
der MitgJi.eder der Vertretungskörperschaft dem Vorst"lnd bzw. dem Verwal­
tungsrat angehören. 

Der Charakter des Vorstandes in Sparkassen mit einem Organ als einer öffent­
lichen Behörde verlangt es, daß die ·ehrenamtlichen Vorstandsmitglieder zu 
Ehrenbeamten zu ernennen sind. Das gleiche muß aber auch für die ehrenamt­
lichen Mitglieder des Verwaltungsrates in Sparkassen mit zwei Organen gelten, 
da auch sie jederzeit Kenntnis von Geschäftsvorgängen der Sparkasse erhalten 
und sogar Angelegenheiten von besonderer Bedeutung •in Ausnahmefällen zur 
eigenen Beschlußfassung an den Verwaltungsrat ziehen können. 

Es wird ferner von der Vertretungskörperschaft des Gewährträgers erwarte t, 
daß sie nur Persönlichkeiten in den Vorstand bzw. Verwaltungsrat der Spar­
kasse be11uft, die die erforderlich<; Sachkunde und persönliche Eignung mit­
bringen. Die Entwicklung der Sparkassen wird sehr wesentlich davon abhängen, 
daß die Vertretungskörperschaften der Gewährträger diese Grundsätze bei der 
Auswahl beadlten. 

In den Ausschließungsgründen wird die bisherige Regelung aufrechterhalten. 
Neu ist die Ausnahmemöglichkeit für Persönlichkeiten., die bei öffentlich-recht­
lichen oder unter beherrschenden Einfluß der öffentli 1-i.en Hand stehenden 
privatrechtlichen Kreditinstituten tätig sind. Hier handelt es sich im wesent­
lichen um die Mitglieder des Verwaltungsrats der Landesbank. Zur Vermeidung 
von Interessenkollisionen ist eine Einschaltung der Aufsichtsbehörde geboten. 

:Zu § 13: 

Die Bestimmungen über die Aufgaben des Vorstandes in Sparkassen mit einem 
Organ und des Verwaltungsrates in Sparkassen mit zwei Organen ma e_n den 
Unterschied zwischen den beiden vom Entwurf zur Verfügung gestellten Organi­
sationsmustern hinsichtlich der Funktionsverteilung zwischen ehrenamtlich be­
setztem Sparkassehorgan und hauptamtlicher Leitung deutijcb. Während dem 
überwiegend ehrenamtlich besetzten Vorstand in Sparkassen mit einem Organ 
eine grundsätzliche Allzuständigkeit im Rahmen der Geschäftsführung der Spar-

/ 

kasse zusteht, Qie nur hinsichtlich der dem Gewährträger selbst ~ern K~ed i±­
ausschuß und dem Sparkassenleiter zugewiesenen Angelegenheiten em!Je=-. 
s chränkt ist, wird em Verwaltungsrat in Sparkassen mit zwei Organen_ nebeg_ 
der allgemeinen Aufsicht über 1e Ges s ü run ~ er Kreis 
vonSpar assenang •e enheiten zur rinzi iellen eige en ntscheidun vor-
behalten. Aue im letzteren Falle allerdings kennzeichnen 1e Aufgabe, die 
Richtlinien der Geschäftspolitik der Sparkasse zu bestimmen und die notwen­
digen Geschäftsanweisungen zu erlassen sowie das Recht, die Beschlußfassung 
auch für andere Angel·egenheiten von besonderer Bedeutung: in Ausnahme­
fällen an sich Z1U ziehen, den Verwaltungsrat als das oberste Organ der Spar­
k asse. Auch in den Sparkassen mit zwei Organen verbleibt also auch abgesehen 
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f v on der Mitwirkung im Kreditausschuß (§ 11) ~ine entscheidende Verantwor­
tung beim ehrenamtlichen Element. Die unmittelbare rechtliche Verantwortlich­
keit allerdings für die Entscheidungen des hauptamtlich besetzten Vorstan.des 
und <les Kreditausschusses in denjenigen Angelegenheiten, die der Verwal­
tungsrat nicht wegen ihrer grundsätzlichen Bedeutung zur eigenen Beschluß­
fassung an sich heran gezogen hat, liegt beim Vorstand •bzw. beim Kreditaus­
schuß selbs t. 

Zu § 14: 

Die Abgrenzung der Aufgaben des Kreditausschusses von denjenigen des Vor­
standes und - in Sparkassen mit einem Organ - des Sparkassenleiters wird 
in der Sparkassensatzung zu regeln sein, für die der Innenminister nach § 3 
Abs. 2 eine M\lstersatzung erlassen wird. Die Vorschrift des Abs. 3 will sicher­
stellen, daß das Kreditgeschäft der Sparkasse unabhängig von irgendwelchen 
Weisungen ausschließlich im Interesse der Aufgabenstellung ausgeführt wird. 

Zu § 15: 

p er Sparkassenleiter in. Sparkassen mit einem Organ soll die laufenden Ge­
schäfte verantwortlich führen. Es wird Aufgabe der Mustersatzung und der Ge­
s chäftsanweisung sein, den Rahmen der Aufgaben auch in dieser Gruppe von 
Sparkassen dem modernen Sparkassengeschäft unter gleichzeitiger Wahrung 
der Rechte des Vorstandes anzupassen. 

1!1 der Sparkasse mit zwei Organen wird der Sparkassenleitung, die hier selbst 
/] die Funktionen des Vorstandes ausübt, eine umfassendere Aufgabe uud Ver­
V a~twqrtnng übertragen. Dem hauptamtlich besetzten Vorstand obliegt hier die 

v_e;:antwartlicbe Durchführung p:rundsätzlich aller Sparkassenangeleg:enheiten, 
" soweit sie nicht dem Verwaltungsrat oder dem Kreditausschuß vorbehalten 

sind, oder der Verwaltungsrat sie in Ausnahmefällen wegen ihrer Bedeutung 
zur Beschlußfassung .an sich zieht. 

Zu § 16: 

Die Best immun,gen über die Beschlußfassung der obersten Organe der beiden 
Organisat ionsmuster lehnen sich an die bewährt,en Regelungen im kommunalen 
Verfassungsreqit an. 

Zu § 17: 

Die Beanstandungspflicht des Vorsitzenden ,fand sich bereits in der Sparkassen­
verordnung. Die neue Vorschrift lehnt sich wiederum eng an das kommunale 
Verfassungsrecht an. 

Die Sparkasse selbst kann nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen 'den Vorsitzen­
den des obersten Organs der Sparkasse für eine pflichtwidrig unterlassene Be­
anstandung haftbar machen. Darüber hinaus hält es aber der Entwurf für zweck­
mäßi<g, mit Rücksicht auf die unbeschränkte Haftung des Gewährträgers für die 
Verbindlichkeiten der Sparkasse (§ 4), in Personalangelegenheiten auch mit 
Rücksicht auf seine Eigenschaft als Dienstherr (§ 23), auch dem Gewährträger 
das Recht einzuräumen, den Vorsitzenden des obersten Sparkassenorgans für 
e ine unterlassene Beanstandung haftbar zu machen. 

Zu § 18: 

Hinsichtlich der Beruf,ung des Sparkassenleiters in Sparkassen mit einem Organ 
und der Mitglieder des hauptamtlich besetzten Vorstandes in Sparkassen mit 
zwei Organen bleibt es bei den bisherigen bewährten Verfahren. Welches 
Organ des Gewährträgers ,für die Bi=!rufung zuständig ist, richte t sid1 nach seiner 
H auptsatzung. 
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Der Sparkassenleiter und die Mitglieder des hauptamtlich besetzten Vorstandes 
in Sparkassen mit zwei Organen müssen Beamte sein, Auch insoweit folgt 
der Gesetzentwurf den auch in den anderen Bundesländern geltenden Rege­
lungen. 

Der Gesetzentwurf sieht von einer Bestätigung des Sparkassenleiters und der 
Mitglieder des hauptamtlich besetzten Vorstandes, wie sie z. Z. nodl die Spar­
kassenverordnung vorschreibt, für die Zukunft ab. Die Mitwirkung der Auf­
sidltsbehörde soll sidl vielmehr in Angleidlung an das gemeindliche Verfas­
sungsrecht auf ein Widerspruchsred1t beschränken. Der Entwurf schlägt weiter 
vor, auch die Befugnis der Aufsidltsbehörde zur unmittelbaren Zurücknahme 
der Bestätigung fortfallen zu lassen und an die Stelle einer soldlen Befugnis 
eine Redltspflidlt des Gewährträgers zu setzen, die Berufung unter gewissen 
Voraussetzun1gen zurücknehmen. Unterläßt es der Gewährträger, von dieser 
Rechtspflicht Gebrauch zu machen, obgleich die Voraussetzungen hierfür ein­
deutig vorliegen, so kann die Aufsidltsbehörde sie mit den ihr zur Verfügung 
stehenden Mitteln zu der notwendigen Entsd1eidung anhalten. Um mögliche 
Fehlentsdleidungen bei der Zurücknahme der Berufung einzuschränken, soll 
sie der Zustimmung der Aufsichtsbehörde unterliegen. 

Die Anforderungen an die Qualifikation des Sparkassenleiters und der haupt­
amtlichen Vorstandsmitglieder entspredlen der in allen Bundesländern gelten­
den Praxis. 

Zu § 19: 

Der Gesetzentwurf hält es für zweckmäßig, die Form der Verpflichtungserklä­
rungen im einzelnen nicht im Gesetz seibst, sondern in der Satzung zu regeln, 
da - anders als im kommunalen Verfassungsredlt - die Verpflidltungserklä­
rungen bei der Sparkasse einen wesentlich breiteren -Raum einnehmen und 
Tatbestände der versdliedensten Art Berücksichtigung finden müssen, die einer 
Festlegung der Erklärungsform durdl Gesetz kaum zugänglich s,ind. 

Zu § 20: 

Eine Interessenkollision soll wie im kommunalen Verfas<:ungsrecht durch die 
Aufnahme entspredlender Vorscl)riften vermieden werden. 

Zu § 21: 

Das Ansehen einer Sparkasse hängt u. a. wesentlich von dem Vertrauen in die 
Verschwiegenheit der Mitgfüider der Sparkassenorgane ab. Aus diesem Grunde 
rechtfertigt sidl die Aufnahme dieser Vorschriften, durch weldle die Bestim­
mungen des Landesbeamtenredlts (§§ 77 ff LBG) für diesen Bereich nodlmals 
nachdrücklidl unterstridlen werden sollen. Die Bedeutung der Amtsverschwiegen­
heit wird noch dadtudl unterstrichen, daß für den Fall einer Verletzung durdl 
ehrenamtlid1e Organmitglieder die Möglichkeit vorgesehen ist, eine Geldbuße 
zu verhängen. 

Zu § 22: 

Es wird für zweckmäßig gehalten, die Zahlung einer Aufwandsentsdlädigung 
für den Sparkassenleiter und seinen Stellvertreter in Sparkassen mit einem Or· 
gan, die Mitglieder des hauptamtlidl besetzten Vorstandes in Sparkassen mit 
zwei Organen und die Leiter von größeren Hauptzweigstellen gesetzlich zuzu­
lassen. Dieser Personenkreis erhält bisher bereits in allen Ländern eine Auf­
wandsentschädigung. Hinsichtlidl der Entschädigung der ehrenamtlidlen Mit­
glieder des Vorstandes wird die Regelul)g aus dem kommunalen Verfassungs­
recht übernommen. Auch dem hauptamtlichen Vorsitzenden des Vorstandes (des 
Verwaltungsrates) kann nunmehr ein Sitzungsgeld gewährt werden. 
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Zu § 23: 

Der Ubergang der „Personalhoheit" gehört zu den Hauptforderungen, die die 
Sparkassenorganisation an ein neues Gesetz stellt. Trotzdem hält der Gesetz­
entwurf nach Abstimmung mit den kommunalen Landesverbänden an der Dienst­
herrenei·genschaft des Gewährträgers fest. Allerdings soll die Entscheidungs­
befugnis des Gewährträgers - mit Ausnahme der Beamten~ auif die Anzahl 
der Dienstkräfte und die Anstellungsgrundsätze beschränkt bleiben, während 
die Einzelentscheidungen auf den Sparkassenvorstand, in Sparkassen mit einem 
Organ mit einer weiteren Delegationsmöglichkeit auf den Vorsitzenden über­
gehen sollen. Auch wird es für zweckmäßig gehalten, daß der leitende Ver­
waltungsbeamte teilweise seine Befugnisse als Dienstvorgesetzter übertragen 
kann. 

Zu § 24: 

Die Aufnahme von Vorschriften über die Kraftloserklärung von Sparkassenbü­
chern war notwendig, obwohl es sich um ein Organisationsgesetz handelt. Der 
Gesetzentwurf hat hier die Regelung aller übrigen Sparkassengesetze übernom­
men, um den Sparkassen neben dem gerichtlichen Aufgebotsverfahren selbst 
dJe Möglichkeit zu eröffnen, das Aufgebot von abhandengekommenen Spar­
kassenbüchern durchzuführen. Die Zuständigkeit des Landesgesetzgebers zur 
Regelung des Aufgebotsver.fahrens ergibt sich aus Artikel 102 in Verbindung 
mit Artikel 3 EGBGB. Von diesem Recht hatte Preußen im Gegensatz zu den 
süddeutschen Ländern keinen Gebrauch gemacht. In diesem Punkte empfahl sich 
daher eine Angleichung an das Sparkassenrecht in den süddeutschen Ländern. 

Zu § 25: 

Die Praxis hat ergeben, daß die bestehenden Möglichkeiten zur Heranziehung 
vereidigter Grundstücksschätzer nicht ausreichen. Durch eine besondere Vor­
schrift soll daher die einwandfreie Grundlage für eine Vereidigung von Grund­
stücksschätzern durch den Leiter der Verwaltung des Gewährträgers geschaffen 
werden. Unberührt hiervon bleibt die Möglid1keit, bereits anderweitig ver­
eidigte Grundstücksschätzer heranzuziehen. 

Zu § 26: 

Diese Vorschrift wird aus der bisherigen Mustersatzun.g in das Gesetz über­
nommen. 

Zu § 27: 

Das Gesetz bezeichnet die Gesd1äftsausgaben der Sparkasse nunmehr dem Vor­
schlag des Arbeitskreises entsprechend als Handlungskosten. Im Interesse einer 
Verwaltungsvereinfachung und einer beweglicheren Geschäftsführung der Spar­
kassen wird künftig auf die Genehmigungspflicht der Voranschläge der Hand­
lungskosten verzichtet. Allerdings müssen Bedenken der Aufsichtsbehörde vom 
Vorstand bzw. Verwaltungsrat unter Einschaltung des Gewährträgers eingehend 
geprüft werden. Ein Festhalten an dem ursprünglichen Voranschlag ist dann 
nur mit qualifizierter Zweidrittelmehrheit möglich. 

Zu § 28: 

Auch bei. der Entlastung geht der Gesetzentwurf von der bisherigen Regelung 
- Entlastung durch die Au.fsichtsbeh örde - ab und überträgt diese Aufgabe 
der Vertretungskörperschaft des Gewährträgers. Erleichtert wird dieser die Ent­
scheidung durch die gutachtliche Stellungnahme der Aufsichtsbehörde. Künftig 
wird auch der Entlastungsbesdlluß die Genehmigung des Jahresabschlusses um­
fassen. Im Interesse einer einheitlichen Behandlung des Jahresabschlusses emp­
fiehlt sich die Herausgabe von entsprechenden Vorsduiften . 
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Zu § 29: 

Das Eigenkapital ist von erheblicher Bedeutung für den Geschäftsumfang der 
Kreditinstitute, weil das Kreditvolumen insgesamt, aber auch ein Einzelkredit 
in einem gesunden Verhältnis zum Eigenkapital stehen muß, um mögliche Ri­
siken zu verringern. Die Sid1erheitsrücklage - das Eigenkapital der Sparkasse 
- kann nur im Zusammenhang mit der Gewährträgerhaftung gesehen werden, 
auf die eine Sparkasse nur im äußersten Notfall zurückgreifen darf. Aus diesem 
Grunde muß auch bei den Sparkassen großer Wert auf die Anreicherung des 
Eigenkapitals (Sicherheitsrücklage) gelegt werden. Die Sicherheitsrücklage aller 
schleswig-holsteinischen Sparkassen beträgt reichlich 4 0/ 0 der Einlagen. Dieses 
Verhältnis befriedigt keineswegs. Aus diesem Grunde gehl der Gesetzentwurf 
wie bisher von dem Grundsatz einer 50/oigen Sicherheitsrücklage aus und ge­
stattet die Ausschüttung von Uberschüssen zu gemeinnützigen Zwecken erst 
nach Uberschreitung dieser Grenze. Hierbei erhöht sich der Anteil der auszu­
schüttenden Uberschüsse mit Anwachsen der Sicherheitsrücklage. Dem Wunsch 
der kommunalen Landesverbände und des Sparkassen- und Giroverbandes, be­
reits bei Erreichen einer Sicherheitsrücklage von 3 0/o eine geringfügige Aus­
schüttung vorzusehen, glaubte der Entwurf mit Rücksicht auf die Bedeutung 
des Eigenkapitals der Sparkasse nicht folgen zu können. 

Da die Sparkassen wiederholt den Wunsch geäußert haben, die Uberschüsse 
selbst zu vergeben, soll dies ITiit Genehmigung des Gewährträgers gestattet 
werden. 

Zu § 30: 

Die Vereinigung von Sparkassen soll unter voller Beadltung des Rechts der 
Selbstverwaltung durchgeführt werden können. Da eine „ Vereinigung" einer 
,.Errichtung" gleichkommt, war eine Genehmigung des Innenministers vorzu­
schreiben. 

Darüber hinaus soll aber die Landesregierung eine Vereinigung von Sparkassen 
auch gegen deren Willen vornehmen können. Es ist keinesweg, daran gedacht, 
durch diese Vorsd1rift eine Rationalisierung des Sparkassenwes,ms in den Krei­
sen einzuleiten, in denen noch eine ganzP Anzahl von kleinen und kleinsten 
Sparkassen bestehen. Es soll vielmehr für den Ausnahmefall, daß eine Spar­
kasse infolge eines verlustreichen Kreditgeschäftes oder aus personellen Un­
zulänglichkeiten ihre Aufgaben nicht mehr erfüllen kann, ohne daß der Vor­
stand bzw. Verwaltungsrat oder der Gewährträger die erforderlichen Beschlüsse 
faßt, die Möglichkeit einer Ordnung der Verhältnisse im Verwaltungswege ge­
schaffen werden. Dies wird aus der Aufzählung der Voraussetzungen, unter 
denen eine Vereinigung von Sparkassen auf Beschluß der Landesregierung mög­
lich ist , besonders deutlich. Da im übrigen diese Entscheidung im Verwaltungs­
rechtswege nachprüfbar ist, dürften genügend Sicherheiten für eine sinnvolle 
Anwendung dieser Vorschrift bestehen. 

Bei einer Vereinigung von Sparkassen ergibt sich zwangsläufig, daß die auf­
zunehmende Sparkasse das Vermögen der anderen Sparkasse im Wege der Ge­
samtrechtsnachfolge übernimmt, so daß ein entsprechender Hinweis im Gesetz­
entwurf entbehrlich erschien. Dagegen kann auf die Aufnahme von Vorschriften, 
daß die Rechtsänderungen steuer- und gebührenfrei sind, nicht verzichtet werden. 
Diese Regelung entspricht den bisherigen Vorsdlriften. 

Zu § 31: 

Der Gesetzentwurf muß ferner das Ver,fahren bei Auflösung einer Sparkasse 
regeln. Auch hier soll der Landesregierung eine Einwirkungsmöglichkeit unter 
den gleichen Voraussetzungen wie bei der Vereinigung von Sparkassen eröffnet 
werden. 
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Zu § 32: 

Zu den Motiv en, die Sparkassen des Privatrechts ~n das neue Sparkassengesetz 
einzubeziehen, wird auf die allgemeine Begründung verwiesen, Der Landes­
gesetzgeber kann nach Artikel 99 EGBGB den Kreis der öffentlichen Sparkassen 
gegenüber den Sparkassen, die dem öffentlichen Verkehr dienen, abgrenzen. 
Das Reichsgericht (Bd. 117 S. 257) hat entschieden, daß zu den öffentlidlen Spar­
kassen nidlt nur die öffentlidl-redltlidlen, sondern auch Sparkassen des Privat­
redlts gehören können. Unter diesen Gesamtbegriff- fallen nadl herrsdlender 
Meinung sdlon heute die Sparkassen des Privatrechts, bei denen eine Gebiets­
körpersdlaft die Haftung ganz oder teilweise übernommen hat. Außerdem zäh­
len ·hierzu die Sparkassen, die nach Artikel 75 AGBGB zur Anlegung von Mün­
delgeld für geeignet erklärt worden sind. Zweifelsfragen, die in dieser Hinsidlt 
bestehen könnten, werden nunmehr durch diese Vorschrift geklärt, so daß 
alle im Lande bestehenden Sparkassen, die von einer Stiftung oder einem rechts­
fähigen Verein betrie•ben werden, öffentlid1e Sparkassen sind, Die Sparkassen 
in Nortorf und Hademarschen-Hanerau, die in der Form einer AG oder GmbH . 
geführt werden und auch keiner besonderen Staatsaufsidlt unterliegen, werden 
durdl dieses Gesetz nicht erfaßt, so daß sie als dem öffentlidlen Verkehr dienend 
anzusprechen sind. 

Zu § 33: 

Aus der Voraussetzung der öffentlidlen Sparkasse ergibt sich die Möglichkeit, 
diese Sparkasse für mündelsicher zu erklären. Die Befugnis, die Mündelsidler­
heit zu entziehen, entspricht der Regelung bei den öffentlich-rechtlichen Spar­
kassen (§ 1 Abs. 3). 

Zu § 34: 

Der Gesetzentwurf vermeidet einen Eingriff in die Organisationsform der ein­
zelnen Sparkasse. Diese regelt sidl vielmehr nach den Grundsätzen des Stiftungs­
und Vereinsredlts und dem Willen _des obersten Organs der Sparkasse. Un­
erläßlich ist dagegen eine Angleidlung der Satzungsbestimmungen über die 
Sparkassengeschäfte an die Bestimmungen der öffentlidl-redltlichen Sparkassen, 
die zwar in der Praxis seit langem besteht, aber noch keine redüliche Grund­
lage gefunden hat. 

Im Zuge der Neuordnung des Sparkassenrechts sind im zweiten Teil des Ge­
setzes grundlegende Vorsdlriften über den Sparkassen- und Giroverband auf­
genommen, für den bereits eine Satzung aus dem Jahre 1952 besteht. 

Zu § 35: 

Der Verband ist, wie die übrigen Sparkassen- und Giroverbände im Bundes­
gebiet, eine Körpersdlaft des öffentlidlen Rechts mit Dienstherrenfähigkeit. 
Seine wesentliche Aufgabe besteht in einer Beratung der Sparkassen und der 
Aufsichtsbehörde sowie in der Unterhaltung einer Revisionsabteilung, die die 
Aufsidltsbehörde in ähnlidler Weise unterstützt, w ie dies im Bereich der Kom­
munalaufsicht durch das Gemeindeprüfungsamt der Fall ist. 

Zu § 36: 

Neben einer Festlegung der Organe des Verbandes und einem Hinweis auf die 
Satzung war es vor allem die Redltsstellung des Verbandsvorstehers, die einer 
gesetzlichen Regelung bedurfte. Es ist zweckmäßig, daß der Verbandsvorsteher 
nidlt als Beamter auf Lebenszeit, sondern auf Zeit angestellt wird. Diese Aus­
nahme vom Grundsatz des Lebenszeitbeamten bedarf aber nadl § 6 Abs. 2 
LGB einer gesetzlichen Regelung. Die Mitwirkung der Aufsichtsbehörde bei der 
Anstellung entspricht den pestehenden gesetzlichen Vorschriften. 
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Zu § 37: 
Das bisher sd10n bestehende Umlagerecht des Verbandes wird nunmehr gesetz­
lich festgelegt. Seine Haushaltsführung wird den Grundsätzen des kommunalen 
Verfassungsredlts angeglidlen. 
Die Uberwachung der Wirtschaftsführung durch die Aufsichtsbehörde und den 
Landesrechnungshof redltfertigt sidl aus dem Charakter desVerbandes als öffent­
lich-redltliche Körperschaft. 

Zu § 38: 
Da in der Preußisdlen Sparkassenverordnung, die durch das Gesetz auigehoben 
wird, audl die Bestimmungen über die Girozentralen enthalten warnn, ist es 
notwendig, in den Entwurf Vorschriften über die Landesbank und Girozentrale 
aufzunehmen. Diese enthalten die wesentlidlsten Grundzüge der im Amtsblatt 
für Sdlleswig-Holstein 1953 auf Seite 458 ff. veröffentlichten Satzung der Landes­
bank und Girozentrale. Es ersdleint zweckmäßig, die Einzelheiten über die Höhe 
des Kapitals, die Organe sowie die sonstigen Rechtsverhältn ·sse des Instituts 
in, die Satzung zu verweisen, die der Gen ehmigung Jer Aufsichtsbehörde unter­
liegt. 

Zu § 39: 
Die Prüfungsbefugnis der Aufsichtsbehörde und das Uberwachungsredlt des 
Landesrechnungshofs ergeben sich aus dem Charakter des Instituts als Körper­
sd1aft des öffentlidlen Redlts sowie den Bestimmungen des Beiträgegesetzes 
vom 26. März 1934 (RGBl. I S. 235) und des Gesetzes über die Errichtung einer 
Landesrechnungskammer für das Land Sdlleswig-Holstein vom 1. Dezember 1947 
(Gesetz- und Verordnungsblatt 1948 S. 19) . 
Der vj.erte Teil des Entwurfs enthält die gesamten Vorschriften über die Staats-

all!fsicht. 

Zu § 40: 
Die Vorsdlrift stellt klar, daß die Sparkassen, der Sparkassen- und Giroverband 
und die Landesbank und Girozentrale der Staatsaufsicht unterliegen. 

Zu § 41: 
Es war zunächst beabsichtigt, die Sparkassenaufs.icht den Lanuräten zu über­
tragen, soweit sie nicht Vorsitzende des Vorstandes einer Kreissparkasse s ind. 
Damit sollte die von der Landesregierung angestrebte Aufgabendelegation auch 
in die·sem Bereidl verwirklicht werden. Nach dem Ergebnis der sehr eingehen­
den BeTatungen zu diesem Punkt hat es sich aber als zweckmäßig herausgestellt, 
von der zentralen Aufsicht im Ministerium, ciie sehr spezielle Kenntnisse des 
Sparkassenrechts und des Geld- und Kreditwesens erfordert, nicht abzugehen, 
zumal die Ubertragung der Aufsidl.t nur in fünf Kreisen möglidl gewesen wäre. 
Eine weitere Schwierigkeit hätte sidl bei der Aufsidltsführung durdl die Land­
räte im Bereich der Sparkassep. des Privatredlts in diesen Kreisen ergeben. Eine 
Aufteilung zwischen den Befugnissen der Aufsichtsbehörde und der obersten 
Aufsichtsbehörde war notwendig, damit nidlt bei etwaigen organisatorischen 
Änderungen in der Landesverwaltung Schwierigkeiten auftreten. Die Aufsidlt 
ist - wie die Kommunalaufsidlt - eine Rechtsaufsidlt, soweit nidlt das Gesetz 
im Einzelfall eine Ermessensentsdleidung vorsieht. Die Aufsichtsbehörde wird 
sid1 weitgehend der Einrichtungen des Sparkassen- und Giroverbandes bedienen, 
das sdlließt nidlt aus, daß im Einzelfall die Hinzuziehung des Landesredlnungs­
hofs oder einer privaten Prüfungsorganisation erfolgen kann. 

Zu § 42: 
Die Aufsidllsmittel der Sparkassenaufsidltsbehörde waren bisher nicht geregelt. 
Eine völlige Angleidlung an die entspredlenden Vorsdlriften des kommunalen 
Verfassungsredlts wurde für zweckmäßig gehalten. · 
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Zu § 43: 

Die Genehmigungspflicht der in dieser Vorschrift aufgeführten Geschäfte ergab 
sich einmal aus den Notwendigkeiten der Praxis. Hierdurch soll sichergestellt 
werden, daß die Sparkassen ihr Geschäft im wesentlichen mit eigenen Mitteln 
betreiben und sich von sparkassenfremden Geschäften fernhalten. Zum anderen 
soll eine übermäßige Verschuldung des Gewährträgers bei der Sparkasse durch 
Einschaltung der Aufsichtsbehörde vermieden werden. Die Genehmigung für die 
Errichtung, Verlegung und Erweiterung von Zwe:gstellen ist eine Schutzvor­
schrift für die Sparkassen des Privatrechts und die kl!,!inen Sparkassen, die im 
Geschäftsbereid1 einer Kreissparkasse tätig sind . Im übrigen sieht auch § 3 des 
Kreditwesensgesetzes eine entsprechende Genehmigung vor. Sdlließlich soll 
durch die Mitwirkung der obersten Aufsichtsbehörde die Fortentwicklung des 
Sparkassengeschäfts in den Fällen ermöglicht werden, in denen die bestehende 
Satzung die Aufnahme neuer Geschäfte noch nicht vorsieht und sich eine gene­
relle Änderung der Muster"satzung noch nicht empfiehlt. Der Erlaß von Belei­
hungsgrundsätzen für das Real- und Personalkreditgeschäft durch die Aufsichts­
behörde entspricht der bisherigen Regelung. 

Zu § 44: 

Die gemeinsame Aufsicht über den Sparkassen- und Giroverband durch den Mi­
nister für Wirtschaft und Verkehr und den Innenminister hat sich bewährt und 
soll bejbehalten werden. Auch hier mußten die Aufsichtsmittel klargestellt 
werden. 

Zu § 45: 

Die Aufsicht über die Landesbank und Girozentrale verbleibt wie bisher bei dem 
Minister für Wirtschaft und Verkehr. 

Der fünfte Teil enthält die Schlußvorschriften. 

Zu § 46: 

Die Besonderheiten des Sparkassendienstes machten eine Abweichung von den 
Vorschriften des Landesbeamtengesetzes sowie der Reichsgrundsätze über Ein­
stellung, Anstellung und Beförderung vom 14. Oktober 1936 notwendig. 

Der Gesetzentwurf berücksichtigt, daß es keine Laufbahn im höheren Spar­
kassendienst gibt. Die Sparkassenleiter haben vielmehr die übliche Lehrzeit bei 
einer Sparkasse durchgemacht, die I. und II. Sparkassenprüfung abgelegt und 
sich alsdann nach einer gewissen Bewährungszeit um eine Leiterstelle beworben. 
Nur in Ausnahmefällen haben sie das Lehrinstitut für das kommunale Kredit­
wesen in Bonn besucht. Es wird nicht für zweckmäßig gehalten, den Besuch des 
Lehrinstitutes für Sparkassenbedienstete, die Sparkassenleiter oder hauptamtli­
ches Vorstandsmitglied in einer Besoldungsgruppe des höheren Dienstes werden 
wollen, vorzuschreiben, da die leitenden Stellen von mittleren und größeren 
Sparkassen vor allem für bewährte Praktiker des Sparkassendienstes offen ge­
halten werden sollen. Aus diesem Grunde rechtfertigt sich die Nichtanwendung 
des § 24 LBG (höherer Dienst) . 

Zu § 47: 

Der Gesetzentwurf sieht vor , daß nach Inkrafttreten des Gesetzes neue Muster­
satzungen erlassen werden und daß die Vertretungskörperschaften der Gewähr­
träger bzw. das oberste Organ der Sparkasse des Privatrechts verpflichtet sind, 
die Bestimmungen der neuen Mustersatzung in ihre Satzungen zu übernehmen. 
Dies ergibt sich aus dem Worlaut der §§ 3 und 34. Es mußte ferner Vorsorge 
getroffen werden, daß die Sparkassenvorstände bis zur Wahl der neuen Vor­
standsmitglieder bzw. der Verwaltungsratsmitglieder nach den Bestimmungen 
der neuen Satzung tätig bleiben . 
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Mit der Neuregelung des Sparkassenrechts verlieren d ie im Abs. 3 dieses Pa­
ragraphen genannten Vorschriften ihre Gültigkeit. 

Zu § 48: 

Die Zuständigkeit zum Erlaß von Ausführungsvorschriften ergibt sich aus der im 
Gesetz geregelten Zuständigkeit über die Aufsichtsführung. 

35 



\ 

w 
Cs 
L.. ~ 

CO i 
El 
L.. Q) 

oi 
1 ' ~ 

Cf) ] 
ü 

> 
■-..c 
(.) 

■ 

L.. 

CO cn 
(]) 
L.. 

~ 

Cl) 
s.... 
0 

LL 
Q) 
..c 
üN 
Cl) l!') 
+-' l!') 
:::J 00 
Q) 0 
Or----
Q) l!') 
·-"'""" "'C~ 
..c s.... 
ü Q) 

:5 E 
""C E 
t :::J 
Q) C 

"'C +-' 
s.... ~ 
:Q -~ m e 
(9 0.... 

I 

r • 

I 

ti1 / 
~ 

Drude un V_erlrleb, Sdunld & Klaunl!J. Kiel 

' 

--L) •:, 

1r11 

lv 

. . i~fvv,d; 
// 

'1 f, vVf rv,,..,.,..,,J 

/ / 
I ' 

• 
• 



(") 
0 
\ 

w 
C 
s.... 
ro 
E 
s.... 
0 
1 ' Cl) 

> 
■ 

..c 
(.) 
s.... 
ro 
Cl) 

■ 

(]) 
s.... 
~ 

..-.. 
(9 
LL 
0 .._.. 
~ 
CO 
..c 
(.) 
Cl) 

C ·-Q) 

E 
Q) 
0) 
Cl) 
0) 
C 
::J 
..c 
(.) 
Cl) 
s.... 
0 

LL 
Q) 
..c 
(.) 
Cl) 

......, LO 
::J CO 
Q) 0 

Or,..... 
Q) LO 

"'O 
T""" 

"'1" 
..c s.... 
(.) Q) 
s.... 

E ::J 
"'O E 
t:::: ::J 
Q) C 

"'O ....... 
~ s.... 
Q) :Q 

~ . -----
Q) 0 s.... 
(9 0.... 

• • 

• • 

Mit dem 1 . Juni 1958 ist das neue Sparkassengesetz für das Land Schles~ig­

Holstein in Kraft getreten . In Auswirkung dieses Gesetzes sind auch neue 

Mustersatzungen erlassen , ferner neue Geschäftsanweisungen für den Kredit­

ausschuß , den Sparkassenleiter , die Innenrevision und die Beamten und ------
Angestellten . 

Für unsere Sparkasse gilt hinsichtlich der Satzung nachstehender Erlaß des 

Herrn kinistcrs des Innern vom 6. Oktober 1958 : 
11 Auf clrund der §§ 3 Abs . 1 , 41 Abs . 3 des Sparkassengesetzes für 

das Land Schleswig- Holstein vom 6. 5. 1958 (GVOBl . S . 191) bestirume 
i ch folgendes : 

Satzung für die Kreissparkasse Stormarn 
Bis zum Inkrafttreten der vom Kreistag des Kreises Stormarn zu be­
schließenden Satzung für die Kreissparkasse Stormarn gelten die Be­
stimnmngen der Mustersatzung für Sparkassen mit einem ehrenamtlich 
besetzten Vorstand (Uus a B) - Amtsbl. Schl.-H. 1958 S . 311 - , 

Die wichtigsten Bestimmungen für d i e Verwaltung der Sparkasse sind nach­

stehend herausgestellt : 

§ 3 Spark . - Gesetz : Satzung 

II 

Die Vertretungskö r perschaft des Gewährträgers hat eine Satzung der Sparkasse 

zu erlassen . 

§ 6 Spark. - Gesetz : !i twirkun~ der Vertretungskörperschaft 

Die Vertretungskörperschaft des Gewährträgers wählt die ehrenamtl i chen 

Mi tglieder des Sparkassenorgans (Vorstand) . 

§ 28 Satzung : Organ 

Organ der Sparkasse ist der Vorstand . 

§ 8 Spar k .-Gesetz : Vorstand 

Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden und höchstens 8 ehrenamtlichen 

!itgliedern (ke i ne Stellvertreter) . 

Dem Vorstand gehört ferner der Sparkassenleiter an . 

Der Vorstand wird vom Vorsitzenden vertreten . 

§ 29 Satzung : Vorstand 

Der Vorstand ist eine öffentliche Behörde . Er vertritt die 
Spurkasse gerichtlich und außergerichtlich . 

Der Vorstand beste11t aus dem Vorsitzenden und (höchstens) 
8 ehrenamtlichen Mitglieder n . Dem Vorstand gehört ferner 
der Sparkassenleiter an . 

- 2 -
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§ 9 Spark . - Gesetz : Vorsitzender des Vorstandes 

Vorsitzender des Vorstandes ist der Landrat . Er wird im Falle seiner Be­

hinderung durch ein vom Vorstand gewahltes ehrenamtliches Hitglied des 

Vorstandes vertreten. 

§ 30 Satzung : Vorsitzender des Vorstandes 

Der Landrat hat den Vors i tz im Vorstand persönlich zu füh­
ren . Er wird im Falle seiner Behinderung durch ein vom 
Vorstand gewähltes ehrenamtliches Mitglied vertreten . 

§ 11 Spark . - Gesetz : Aufgaben des Vorstandes 

Der Vorstand besti•~t die Richtlinien der Geschäftspolitik und erllißt die 

i n der Satzung vorgesehenen Geschäftsanweisungen (für den Kreditausschuß , 

den Sparkassenleiter , die Innenrevision und die übrigen Dienstkräfte) . 

Er entscheidet über alle Angelegenheiten , für die nicht der Gewährträger, 

der Kreditausschuß oder der Spar ·assenleiter zuständig sind . 

§ 31 Satzung : Aufgaben des Vorstandes 

(1) Der Vorstand bestiruut die Richtlinien der Geschäfts­
politik und erläßt die Geschäftsanweisungen für den Kredit­
ausschuß , den Sparkassenleiter , die Innenrevision unc die 
übrigen Dienstkräfte der Sparkasse . Er entscheidet über alle 
Angeler,enheiten der ~parkasse , für die nicht der Gewährträger , 
der Kreditausschuß oder der Sparkassenleiter zuständig sind • 

(2) Der Vorstand entscheidet insbesondere ii.ber folgende An­
gelegenheiten : 
a) Aufstellung der Grundsätze fiir den gesamten Geschäftsver­

kehr (Kreditpolitik , Sicherung der Liquidität , Anlegung 
der Bestände, Festlegung der Zinssätze im Aktiv- und 
Passivgeschäft usw . ) ; 

b) Errichtung und Auflösung von Zweigstellen; 

c) Vorschlag für die Anstellung , Entlassung und Zurruhe­
setzung des Sparkassenleiters und der übrigen bei der 
Sparkasse tätigen Beamten; 

d) Anstellung , Höhergruppierung und Entlassung der bei der 
Sparkasse tätigen Angestellten und Arbeiter; 

e) Aufstellung tles ~tcllenplunes und des Voranschlages der 
Handlungskosten ; 

f) Feststellung des Jahresabschlusses , Verteilun~ des Rein­
gev·inns ; 

g) Erwerb , Veräußerung und Belastung von Grundstücken; 

h) Aufnahme von Darlehen und Krediten; 

- 3 
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i) Erteilung von Vollmachten; 

k) hredi tanträge in den Fällen des § 34 l\.bs . 5 . 

(3) In dringenden Fällen, in denen eire Beschlußfassung des 
Vorstandes oder des Krcui tausschusses nic11t abgewartet werden 
kann , weil aus einer Verzö6 erung erheblicher Schaden für die 
Sparkasse zu befürchten ist , sind der Vorsitzende und der 
Sparkassenleiter gemeinsam nach gewissenhafter Prüfung der 
Sachlage zur selbständigen Erledigung der Angelegenheit be­
fugt . Der Vorsitzende hat dem Vorstand oder dem Kreditaus­
schuß in der nächsten Sitzung über diese Geschäfte zu berich­
ten und nacbträglich hierüber einen Beschluß herbeizuführen . 

(4) Der Vorstand beaufsichtigt die laufende Geschäftsführung 
des Sparkassenleiters . 

§ 12 Spark . -Gesetz: Beschlußfassun.~ des Vorstandes 

Der Vorstand ist beschlußfähig , wenn der Vorsitzende und die Hälfte seiner 

weiteren Hitglieder anwesend sind . 

Beschlüsse werden mit Stiumenmehrheit der amvesenden Uitglieder gefaßt , 

soweit nicht Gesetz aler Satzung twas anderes vorschreiben . Bei Stimmen­

gleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 

§ 15 Spark . -Gesetz : Aufgaben des Sparkassenleiters 

Der Sparkassenleiter führt verantwortlich die laufenden Geschäfte nach 

!faßgabe der Gesetze , der Satzung und der Geschäftsanweisung . 

§ 36 Satzung : Sparkassenleiter 

Der Vorstand bestimmt einen Beamten , der dem Sparkassenleiter 
im Falle seiner Behinderung vertritt • 

§ 16 Spark.-Gesetz: Kreditausschuß 

r 1 I Bei den Sparkassen ist ein Kreditausschuß zu bilden . Er besteht : 

a) aus dem Vorsitzenden des Vorstandes , 

b) dem Sparkassenleiter , 

c) zwei ehrenamtlichen Mitgliedern . 

ehrenamtlichen Mitglieder und ihre Stellvertreter werden vom Vorstand 

aus seiner Iiette gewählt . 

- l, 
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§ 17 Spar k . - Gesetz : Aufgaben des Kreditausschusses 

Der Kreditausschuß beschließt über Kreditanträge , für deren Entscheidung 

er nach der Satzung und Geschäftsanweisung zuständig ist , 

§ 34 Satzung : Aufgaben des Kreditausschusses 

(1) Der Kreditausschuß beschließt über alle Kreditanträge , 
soweit nicht nach der vom Vorstand zu erlassenden Ge­
schäftsanweisung der Sparkassenleiter zuständig ist . Bei 
Kreditanträgen von besonderer Bedeutung bleibt der Vorstand 
berechtigt , die Beschlußfassung in Ausnahmefällen an sich 
zu ziehen . 

(2) Der Kreditausschuß ist beschlußfähig , wenn mindestens 
drei 1Iitglieder,darunter der Vorsitzende des Vorstandes oder 
sein Ste l lvertreter und der Sparkassenleiter anwesend sind . 

(3) Der Kredit~usschuß beschl ießt mit einfacher Sti mmen­
mehrhe i t , soweit nicht durch Gesetz oder diese Satzung etwas 
anderes v orges chrieben ist . Bei Stimmengleichheit gilt der 
Kreditantrag als abgelehnt . Erhebt der Vorsitzende oder der 
Sparkassenleiter .iderspruch, so ist der Kreditantrag eben­
falls abgelehnt . 

(4) Die Mitglieder des Kreditausschusses handeln nach ihrer 
freien , durch das öffentliche Wohl und die Aufgaben der Spar­
kasse bestimmten Überzeugung ; sie sind an Aufträge nicht 
gebunden . 

(5) Der Kreditausschuß kann mit einfacher Stimmenmehrheit 
Kreditanträge mit seiner Stellungnahme dem Vorstand zur Ent­
scheidung vorlegen . 

~ 18 Spark .-Gesetz : Verpflichtungserklärungen 

Die Forru von Erklärungen , durch die die Sparkasse verpflichtet werden soll , 

regelt sich nach de1, Bestimmungen der Satzung, 

§ 41 Satzung : Verpflichtungserklärungen 

(1) Erklärungen , durch welche die Sparkasse verpflichtet wird , 
bedürfen der Schriftform. Sie m·· s en entwed r von zwei ~fit lie 
dern des Vorstandes oder von einem Vorstandsmitglied und 
einem vom Vorstand hierzu bestellten weiteren Beamten oder 

~estellten unterschrieben werden~ Dasselbe gilt für Er­
klärungen in Grundstücks- und Grundbuchangelegenheiten , für 
Vollmachten , Bürgschaften und Verpfändungserklärungen , unab­
hängig davon , ob eine Verpflichtung begründet wird . Urkunden 
über die Anstellung, Höhergruppierung oder Entlassung der 
Angestellte und Arbeiten werden im Auftrage des Kreises 
Stormarn vom Vorsitzenden des Vorstandes vollzogen . 

(2) Der Vorstand kann in der Form des Abs . 1 
a) zwei Beamte oder Angestellte zur gemeinsamen Unterzeich­

nung von vechseln (mit Ausnahme der Ausstellung oder 
Annahme eines Wechsels) , Schecks , Akkreditiven, Anweisungen 

5 -
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Quittungen, Bescheinigungen , Schriftstücken über Geschäf­
te nach~§ 10 und 26 sowie von Eintragungen in den Spar­
kassenbüchern(§ 3) , 

b) den Verwalter einer Linmannzweigstelle zur alleinigen 
Unterzeichnung der unter a) aufgeführten Urkunden und 
Schriftstücke 

bevollmächtigen , 

(3) Im Spar-, Depositen-, Giro- , Kontokorrent-, Darlelens­
und Wertpapierverkehr sind die aaschinenmäßig hergestel ... ten 
Quittungen für die Sparkasse auch mit der Unterschrift 
einer der in Abs . 2 genannten Personen oder einem Kontroll -

stempel rechtsverbindlich , wenn die Sparkasse durch Aushang 
im Schalterraum auf die Recht r verbindlichkeit solcher 
Quittungen hinweist • 

(4) DieBestirnmungen der Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Ge­
schäfte der laufenden Verwaltung , die für die Sparkasse 
wirtschaftlich nicht von erhablicher Bedeutung sind • 

(5) Der Vorstand kann zur Wahrnehmung der Interes~en der 
Sparkasse im Einzelfall (z . B. in Prozessen , bei Zwangsver­
steig~rungen dW, ) anstelle des Vorsitzenden des Vorstandes 
den Sparkassenleiter oder einen anderen Beauftragten mit der 
Vertretung der Sparkasse betrauen. 

(6) Di e vom Vorstand ausgestellten und mit dem Siegel der 
Sparkasse versehenen Urkunden sina öffentliche Urkunden . 

(7) Die Unterschriften nach Abs . 1 sollen unter der Bezeich­
nung : 

••......• . ...•.•. IillEISSPARKASSE STORM.ARN 
Der Vorstand 

alle anderen Untersclriften unter der Bezeichnunb : 

KREISSP APJ{ASSE S TO mlAP..N 
erfolgen. 

(Bei Unterschriften nach Abs . 2 genügt als Name der 
Sparkasse folgende Kurzbezeichnung der Sparkasse : • • • ... . ) 

(8) Namen und Unterschriften der Zeichnungsberechtigten sind 
durch Aushang im Kassenraum bekanntzugeben . Der Aushang 
ist vom Vorsitzenden des Vorstandes zu unterschreiben . 

(9) Die Berechtigung , Urkunden und Unterschriften zu voll­
ziehen , wird erforderlichenfalls für die Mitglieder des 
Vorstandes vom Vorsitzenden des Vorstandes , im übrigen vom 
Sparkassenleiter bescheinigt , 

§ 19 Spark . -Gesetz : Ehrenamtliche itglieder des Vorstandes 

Von den ehrenamtlichen Iitgliedern soll höchstens ein Drittel, jedoch 

nicht mehr als die Hälf+ der Vertretungslfrperschaft des Gewährträgers 

angehören . 

- 6 -
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Zu§ 18 der Satzung : Personalkredit : Höchstgrenze 

Nach§ 18 der Satzung darf der einem einzelnen Kreditnehmer 
zu gewährende Personalkredit den Betrag von 200 . 000 1 -- ~ 

nicht übersteigen . 

Für unsere Sparkasse gilt bisher schon eine Ausnahmeregelung, 
wonach die Personalkredithöchstgrenze auf den Betrag von 
300. 000 ,-- Th festgesetzt ist . 

Es wird vorgeschlagen , mit Rücksicht auf die Größe unserer 
Sparkasse zu be~scbließen, 

die Personalkredi thöchstgrenze auf 500 . 000 ,-- lJA 

festzusetzen . 

Bad Oldesloe, den 16 . Dezember 1958 
Rie/We 
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Geschi:iftsanweisung für den Sparkassenleiter 

Nach den Bestirn.1uungen der Satzung ist für den Sparkassenleiter eine 

Geschäftsanweisung zu erlassen . Hierzu ist folgendes zu sagen : 

Zu Absclmi tt I : 

Der Sparkassenleiter ist 1.itglied des Vorstandes und des Kreditausschusses . 

Der Vorsitzende des Vorstandes und der Sparkassenleiter sind in dringenden 

Fällen befugt , Entscheidungen zu treffen , renn eine Beschlußfassung des 

Vorstandes oder Kreditausschusses nicht abgewartet werden kann . Der Vor­

stand oder der Kreditausschuß sind nachträglich zu unterrichten . 

Der Sparkassenleiter wird in Fällen seinerBehinderung durch den vom Vorstand 

bestellten Stellvertreter vertreten . 

Be1 gleichzeitiger Behinderung de, Sparkassenleiters und seines Stellvertre­

ters hat der Vorstand für die Geschäftsführung einen Beamten oder Ange­

stellten zu bestiwmen und dessen Befugnisse zu regeln . Der Beauftragte 

kann nicht Mitglied des Vorstandes sein . 

Zu Abschnitt II : 

Der Sparkassenleiter führt verantwortlich die laufenden Geschäfte nach 

:Maßgabe der Gesetze , Satzung und Geschäftsanweisung„ 

Insbesondere hat der Sprkassenleiter folgende Aufgaben : 

a) Vorbereitung und Ausführung der Beschlüsse des Vorstandes 
und lireditausschusses , 

b) Unterr i chtung des Vorstandes über wichtige Sparkassenangelegenhei-
ten, 

c) fi twirkung bei der Vert-retung der Sparkasse , 

d) Überwachung des gesamten Sparkassenbetriebes , 

e) Vorlage der Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung , 

f) Verfügung über Ausgaben der laufenden Verwaltung . 

- 2 -
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Zu Abschnitt III : 

Es wird vorgeschlagen , dem Sparkassenleiter folgende Bewilligungsbefugnisse 

für Kredite ein~uräumen : 

a) Gedeckter Personalkredit(§ 16 Satzung) 

b) Blankokredit(§ 17 Satzung) 

c) Real- Kredit(§ 15 Satzung) 

d) Kommunalkredit(§ 19 Sotzunß} 

bis zu : 

tr ~ 0 0 0 , - - JJi'I 

11-tr~.000 ,-- D,-1 

Xt" I ~000 , -- DM 

'lf' / ~ -ooo , -- 1).~ 

e) vorüberbehende Überziehungen von Guthabenkonten 
oder Kreditüberschreitungen , sofern die Bonität 
des Schuldners , sein seitheriges Geschäftsgeba--
ren und seine Kontobewegungen dies zulassen , \.(-0 _%-000 , - - ui~ 

In diese Kontingente sind demselben Kreditnehmer vom Vorstand oder Kredit­

ausschuß bewilligte Kredite nicht einzubeziehen. 

Der Sparkassenleiter entscheidet über solche Kreditanträge endgültig . Er 

kann diese Kredite jedoch dem ß.1 "?ditausschuß vorlegen . - Die Kreditbe­

willigungen des Sparkassenleiters müssen sich im Rahmen der durch Gesetz 

oder Satzung oder Beleichungsgrundsätze vorgeschriebenen Grenzen halten . 

Der Kreditausschuß ist bei seiner nächsten Sitzung über die vom Sparkassen­

leiter bewilligten Kontenüberziehuni;en und ICredi tüberschrei tungen zu 

unterrichten, sofern diese einen bestimmten Betrag überschreiten . Vor­

schlag für diese Grenze ist : 15 . 000 2 - - 1M. Die Unterrichtung kann unter­

bleiben , wenn die Überzüge bis ZUlll Tage der Vorlage an den Kreditausschuß 

unter den vorgenannten Betrag zurückgeführt sind . 

Nach der Geschäftsanweisung ist der Sparkassenleiter befugt , seine Kredit­

bewilligungsbefugnisse unter Begrenzung auf geringere Beträge auf Abtei­

lungsleiter oder die Leiter größerer Zwei~stellen zu übertragen . Es wird 

vorgeschlagen , es hier zunächst bei den früher fest.qesetzten Grenzen zu 

bcla~ Neue Vorschläge werden dem Vorstand zu gegebener Zeit unterbreitet . 

Bad Oldesloe, den 16 . Dezember 1958 
Rie/We 
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Geschäftsanweisung für den Kreditausschuß 

Nach den Bestimmungen der Satzung ist für den Kreditausschuß eine Ge­

schäftsanweisung zu erlassen . 

Jo 

Nach dieser Geschäfts am eisung ist der l{redi tnusschuß zuständig für Kredit­

bewilligungen , die 

a) außerhalb der Bewilligungsbefugnisse des Sparkassenleiters liegen, 

b) im Rahmen der Zustindigkeit des Sparkassenleiters liegen , aber 
dem Kreditausschuß zur Entscheidung überwiesen werden . 

Der Kreditausschuß ist beschlußfähig , wenn mindestens 3 !Iitglieder , 

darunter der Vorsitzende des Vorstandes oder sein Stellvertreter und der 

Sparkassenleiter anwesend sind . 

Der Kreditausschuß kann Kreditanträge dem Vorstand zur Entscheidung 

vorlegen . 

Die Unterrichtung des Kreditsuchenden über gefaßte B~scblüsse des Vor­

standes oder des Kreditausschusses ist den gewählten llitgliedern des 

Vorstandes und des Kreditausschusses nicht gestattet . 

Bad Oldesloe, den 16 . Dezember 1958 
Rie/We 
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Auszugsweise Abschritt 

aus dem 

AMTSBLATT FUR SCHLESWIG HOLSTEIN 

Ausgabe A - Nr. 48 - v. 29. November 1958 - Seite 577/78 

------------------------------------------------------------

Anzeigen nach§ 8 KWG 

fUr ehrenamtliche Vorstandsmitglieder 

von öffentl1ch-reohtl1ohen Sparkassen 

Rund.erlass des Innenministers vom 5. November 1958 - I 31 Sp. 804 -. 

An alle ~ffentlich-reohtliohen Sparkusen 

Nach § 8 des Kreditwesengesetzes (KWG) haben die Kreditinstitute Jeden 

Wechsel in der Person der Geschäftsleiter(§ 4 Abs. 2 KWO) anzuzeigen. Zu 

dem Personenkreis der Gesohäftsl.eiter des KWO gehören~ ehrenamtl1ohe 

Mitglieder des Sparkassenvorstandes (MuSa B). Der Umfang der Anzeigepflicht 

1st im Artikel 5 der Bekanntmachung des Ministers Wirtsohaft und Ver-

kehr - Bankaufsichtsbehörde - vom 30. August 1952 - nicht veröffentlich -

festgelegt worden. Da nach 19 des Sparkassengesetzes (SpO)~reits be­

stimmte persönliche Voraussetzungen erf'Ullt sein mUssen, bitte iob, mir 

Uber den Sparkassen- und Giroverband bei der Neuwahl oder Wiederwahl von 

ehrenamtlichen Vorstandsmitgliedern nur anzuzeigen: 

a) den Namen unter Angabe des Berufs. Oeburtsdatums und der Anschrift, 

b) eine Bestätigung, dass Ai..lBschliessw-igsgrUnde nach§ 19 SpG nicht vor­
liegen und dass keine Tatsachen bekannt sind, die der Ernennung zum 

Ehrenbeamten entgegen stehen. 

c) bei der erstmaligen Wahl eines Oescbäftsleiters (ehrenamtliches Vor­

standsm1tgl1e~ - nicht etwa bei Jeder Wiederwahl - muss dieser eine 

Erklärung abgeben, dass gegen ihn kein Strafverfahren schwebt. dass 

ein Strafverfahren wegen eines Vernjjgensvergehens oder -verbrochens 

gegen ihn auch nicht anhängig gewesen ist und dass er nicht a.ls Schuld­

ner in ein Konkurs-, Vergleichs- oder Offenbarungeeidverfahren ver­

wickelt war oder ist. 

Amtsbl. Schl.-H. 1958 s. 577 

J 
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I . Sparkassengesetz vom 6 . 5 . 1958 

§ 46 

Bisherige Satzungen bleiben bis 30 . 9 . 1958 in kraft . ------

§ 46 /JlA·tf·J,W 

Das .Amt det,' bisherigen Vorstand ~s endet mit Inkraft­
treten der neuen Satzung . Sie bleiben bis zum .Amts­
antritt d:r neuen Vorstandsmitglieder, bei "A" der 
Verwaltungsratmitglieder tätig . 

~ 
Das Gesetz tritt am. 1 . 6 . 1958 in kraft . 

II . EAA vom 13 . 6 . 1958 

Zu§ 8 des Gesetzes 

a) Ehrenamtliche Vorstandsmitglieder- Stellvertreter sind 
am 1 . Juni 1958 ausgeschieden . 

Jl 

b) ab 1 . Juni 1958 Sparkassenleiter ist Vorstandsmitglied . 

Zu§ 14 des Gesetzes 

a) Gewährträger kann Vorsc1:.lag des Verwaltungsrates für die 
beiden haupamtlichen Vorstandsmitglieder nur annehmen 
oder ablehnen (ob Kreistag oder Kreisausschuß regelt 
Hauptsatzung) . 

b) Verwaltun;srat kann nach dem 1 . Oktober 1958 erst zu­
sammentreten . 

c) übergangsweise wird daher in diesem Fall der Sparkassen­
leiter mit den Aufgaben des hauptamtlichen.Vorstandes 
vertretungsweise beauftragt werden müssen . 

d) unverzüglich nach Konstituierung des Verwaltungsrates 
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muss er Vorschlag für Berufung der hauptamtlichen 
Vorstandsmitglieder dem Gewährtr~ger zuleiten . 

e) Stellenausschreibung einleiten, wenn "A" feststeht . 

f) beabsichti~te Berufung Sparkassenleiter bezw . der haupt­
amtlichen orstandsmitglieder ist unter Vorlage der Be­
werbungs - und '7ahlunterlagen der Aufsichtsbehörde an­
zuzeigen . 

g) lt . § 14 Abs . 3 3 Vochen warten , dann endgültige 
Berufung . 

Zu§ 19 des Gesetzes 

Es gilt§ 40 Abs . 2 GO 
§ 35 Abs . 2 Kr . O 

III . ~rlass _voo_l6 ._Juni_l958_ 

betr . _...,inführun~_neuer _I5uSa_ 

2. ) a) Musa unverändert annehmen . 
b) Ausnahmen nur, wenn Bedürfnis. 
c) Teil C keine Ausnahmen , insoweit Gesetz es nicht 

zulässt . 

d) Anträge auf Ahwei cbimg vom ''<o:rtJ ant 
zum 3o , August 1928 d~em!!:..~Inn;;.;;;.~e~nm~ ·'--·,ii;,,,Ji,~.....-1~.-~~~,__­
gung vorle en . 

3 . ) zu_~_l8_der_Satz~g 

bei Einlagen über 2o 11 kann die Grenze von D1.! 200 . ooo, -­
überschritten werden , jedoch nicht mehr als 1% der 
Gesamteinlagen . 

4 , ) zu_§ _33_der_Satzung 

Ortsaussc· .. · sse haben beratende Tätigkeit bei der 
Kredi tgew ·.irung . 

- 3-
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5 . ) zu_§_37_der_Satzung 

es ~1ird empfohlen , bei der Geschäftsanweisung für 
den hauptamtlichen Vorstand das Muster des Ver­
bandes zu Grunde zu legen . 

6 . ) zu_§_41_der_Satzung 

a) Anstellung der Angestellten und Arbeiter 
11 im auftrage des Kreises Stormarn als 

Gewährträger 

b) eigenen Briefkopf der dparkasse verwenden 

c) Zeichnung nach den Vorschriften der Satzung . 

7 . ) zu_§_5l_der_Satzung 

a) Inkrafttreten der Satzung durch§ 46 SpG . 
auf den 1 . Oktober 1958 vorgeschrieben . 

b) alle Satzun 
fnnenm1n1ster vor egen . 

Oktober 

J 
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I. Sparkassengesetz vom 6.5.1958 

Bisherige Satzungen bleiben bis 30.9.1958 in kraft. 

~ ~.pµ 
Das Amt aei,,bisherigen Vorstand-a endet mit Inkraft­
treten der neuen Satzung. Sie bleiben bis zum .Amts­
antritt d:r neuen Vorstandsmitglieder, bei "A" der 
Verwaltungsratmitglieder tätig. 

Das Gesetz tritt am 1.6.1958 in kraft. 

II. EAA vom 13.6.1958 

Zu§ 8 des Gesetzes 

a) Ehrenamtliche Vorstandsmitglieder-Stellvertreter sind 
am 1. Juni 1958 ausgeschieden • 

b) ab 1. Juni 1958 Sparkassenleiter ist Vorstandsmitglied. 

Zu§ 14 des Gesetzes 

a) Gewährträger kann Vorschlag des Verwaltungsrates für die 
beiden haupamtliohen Vorstandsmitglieder nur annehmen 
oder ablehnen (ob Kreistag oder Kraisausschuß regelt 
Hauptsatzung). 

b) Verwaltungsrat kann~ dem 1. Oktober 1958 erst zu­
sammentreten • 

c) übergangsweise wird daher in diesem Fall der Sparkassen­
leiter mit den Aufgaben des hauptamtlichen Vorstandes 
vertretungsweise beauftragt werden müssen. 

d) unverzügli h nach Konstituierung des Verwaltungsrates 
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muss er Vorschlag für Berufung der hauptamtlichen 
Vorstandsmitglieder dem Gewährträger zuleiten. 

e) Stellenausschreibung einleiten, wenn "A" feststeht. 

J6 

f) beabsichti~te Berufung Sparkassenleiter bezw. der haupt­
amtlichen oratandsmitglieder ist unter Vorlage der Be­
werbungs- und Wahlunterlagen der Aufsichtsbehörde an­
zuzeigen. 

g) lt. § 14 Abs. 3 3 Wochen warten, dann endgUltige 
Berufung. 

Zu§ 19 des Gesetzes 

Es gilt§ 40 Abs. 2 GO 
§ 35 Abs . 2 Kr . O 

III. ~E!~~~-!~~-!~~-~~!_!22~­
~~!E~-~!~!~~E~~-~~~~f_M~§~-

1.) bis zum 3o . September 1958 soll die Satzung. bescnioeae.n. 
e annfgemaclit und in ~raft gesetzt werden. 

2.) a) MuSa unverändert annehmen • 
b) Ausnahmen nur, wenn Bedürfnis. 
c) Teil C keine Ausnahmen, insoweit Gesetz es nicht 

zulässt. 
d) ,Anträge au~ Abweichung vom Wort ut der Musa bis 

zum 3o . us t !958 aem Innenmi -
gung vo en. 

bei Einlagen tiber 20 11 kann die Grenze von DM 200.000,-­
Uberschritten werden, jedoch nicht mehr als 1% der 
Gesamteinlagen. 

4 . ) zu_§_33_der_Satzunß 

Ortsausschüsse haben beratende Tätigkeit bei der 
Kreditgewährung . 
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es wird empfohlen, bei der Geschäftsanweiaung für 
den hauptamtlichen Vorstand das Muster des Ver­
bandes zu Grunde zu legen. 

a) Anstellung der Angestellten und Arbeiter 
" im Auftrage des Kreises Stormarn als 

Gewährträger 

b) eigenen Bri~fkopf der Sparkasse verwenden 

c) Zeichnung nach den Vorschriften der Satzung . 

a) Inkraftt. eten der Satzung durch§ 46 SpG. 
auf den 1. Oktober 1958 vorgeschrieben. 

b) alle Satzungen bia ~ 15 Qktober 1~58 de~ 
Innenminister vorlegen. 
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V e r m e r k 

Betr.: Neue Sparkassensatzung 

Am 1. 6. 1958 ist das neue Sparkassengesetz fiir das Land Schleswig-Holstein 
vom 6 . Mai 1958 in Kraft getreten . Das Gesetz bringt eine Reihe von Ver­
änderungen mit sich; so bei der Verteilung der Zuständigkeiten innerhalb 
der einzelnen Organe der Sparkasse sowie hinsichtlich der Befugnisse der 
Aufsichtsbehörde . 

Das Gesetz schreibt vor, daß die Vertretungskörperschaft des Gewährträgers 
eine Satzung zu erlassen hat . Bei Erlaß dieser Satzung bestehen zwei 
Möglichkeiten, je nachdem für welche der in§ 7 des Sparkassengesetzes vor­
gesehenen Lösungen die Vertretungskörperschaft des Gewährträgers sich ent­
scheidet . Nach diesem§ 7 ist vorgesehen, daß bei der Sparkasse entweder 
2 Organe bestehen, nämlich Vorstand und Verwaltungsrat, oder daß die Spar­
kasse sich mi t einem Organ, dem Vorstand, begnügt . 

Durch Runderlaß des Innenminist rs vom 16. Juni 1958 sind demgemäß 

die .Mustersatzung A (für Sparkassen mit einem Verv:al tungsrat) 

und 

(für Sparkassen mit einem ehrenamtlich besetzten 
Vorstand) 

erlassen. Die weiter noch erlassene Mustersatzung C kann außer Betracht 
bleiben, weil sie lediglich für die freien Sparkassen vorgesehen ist . 

Der erwähnte Erlaß des Innenministers besagt, daß die Mustersatzung grund­
sätzlich für jede Sparkasse unverändert anzunehmen ist . Ausnahmen können 
lediglich zugelassen werden, wenn ein besonderes Bedürfnis hierfür besteht , 
wobei Ausnahmen für den Teil C (Verfassung und Verwaltung) kaum in Frage 
kommen werden, weil dieser Teil C zu einem erheblichen Teil den Wortlaut 
des Sparkassengesetzes übernommen hat und daher nicht abzuändern ist . An­
träge auf Abweichungen sollen bis zum 30. August ds. Jrs. zur Genehmigung 
vorgelegt werden, 

Im übrigen gilt die bisherige Satzung bis zum 30. Sept. 1958 weiter. Bis 
zu diesem Termin müßte also die neue Mustersatzung eingeführt sein . 

Hinsichtlich der Unterschiede zwischen Mustersatzung A und Bist zu sag en, 
daß beide Entwürfe in den Teilen A - Allgemeine Bestimmungen und B - Spar­
kassengeschäfte völlig übereinstimmen. Die Abweichungen liegen ledi g lich 
im Teil C - Verfassung und Verwaltung. Zur besseren Übersicht ist aus die­
sem Grunde in der Anlage eine Gegenüberstellung der textlichen Fassung der 
Mustersatzung A und B beigefügt , al er ings nur soweit es sich um den 
Teil C - Verfassung und Verwal t ung handelt • 
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Um zunächst noch kurz auf den Teil B - Sparkassengeschäfte einzugehen, so 
wäre hierzu zu sagen, daß die im§ 16 vorgesehene Kreditgewährung gegen 
Sicherungsübereignung für unsere Sparkasse neu ist, da eine solche Be­
stimmung sich in der bisherigen Satzung nicht befunden hat. 

Hinsichtlich der Personalhöchstkreditgrenze gem. § 18 wäre zu sagen, daß 
für unsere Sparkasse bisher eine Personalkreditgrenze von 300 .000,-- l1M 
bereits auf.Grund früherer Ausnahmegenehmigung bestanden hat. Es dürfte 
zweckmäßiY,1 luch bei der neuen Mustersatzung die Grenze höherzusetzen, 
wobei allerdings die Höchstgrenze von 1 % der Gesamt einlagen (rund 900.000 
nicht überschritten werden darf. 

In dem Abschnitt C - Verfassung und Verwaltung der Sparkasse liegen die 
wesentlichen Unterschiede der Mustersatzung A und B. 

Die Mustersatzung A kennt als Organ den Verwal t ungsrat urid den Vorstand; 
die MustersRtzung B lediglich den Vorstand. Dementsprechend ist auch die 
Aufteilung der Aufgaben und Zustä.ndigkei ten unte1·schiedlich. 

I. Mustersatzung A 

a) Der Vorstand 

Bei der Mustersatzung A bestlht der Vorstand aus einem oder zwei Direktoren, 
die auf Vorschlag des Verwaltungsrates vom Kreistag bestimmt werden und 
von denen einer zum geschäftsführenden Direktor bestellt wird. 

Der Vorstand führt hier alle Geschäfte, für die nicht der Verwaltungsrat 
oder der Kreditausschuß zuständig sind, nach Maßgabe der Gesetze, der Satzung 
und der Geschäftsanweisung aus, und zwar im Rahmen der Richtlinien der 
Geschäftspolitik, wie sie vom Verwaltungsrat bestimmt werden. Unabhängig 
hiervon hat der Verwaltungsrat das Recht, die Beschlußfassung in Angele­
genheiten von besonderer Bedeutung in Ausnahmefällen an sich zu ziehen . 
Außerdem gibt die Geschäftsanweisung dem Verwaltungsrat Gelegenheit, die 
Befugnisse des Vorstandes so abzugrenzen, daß sie den Bedürfnissen der Spar­
kasse entsprechen . - Der Verwaltungsrat hat also dadurch entscheidenden 
Einfluß auf die Geschäftsführung. 

b) Der Verwaltungsrat 

Der Verwaltungsrat besteht aus dem Landrat als Vorsitzendem und vier bis 
acht ehrenamtlichen Mitgliedern, die vom Kreistag gewählt werden. 

Das Sparkassengesetz sagt hierzu, daß von diesen ehrenamtlichen Mitgliedern 
mindestens ein Drittel, jedoch nicht mehr als die Hälfte, der Vertretungs­
körperschaft des Gewährträgers angehören sollen (im Entwurf der Muster­
satzung heißt es: Es müssen·••··•·• angehören.") • 

Der Vorsitzende wird durch ein vom Verwaltungsrat gewähltes Mitglied ver­
treten. - In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, daß die Rege­
lung bei unserer Sparkasse bisher auf Grund des Vertrages mit der Stadt 

- 3 -
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Bad Oldesloe eine andere war, und zwar insofer~, als der Vorsitzende (im 
bisherigen Vorstand) vom Bürgermeister der Stadt Bad Oldesloe vertreten 
wurde. - Auch hatte die Stadt Bad Oldesloe das Recht, einschließlich des 
Bürgermeisters drei Vorstandsmitglieder zu stellen (von insgesru;it 9) . Da 
die Zahl der ehrenamtlichen Verwaltungsratsmitglieder nach Gesetz und 
Satzung nunmehr auf höchstens acht festgesetzt ist, bleibt zu klären, 
ob der Anteil der von der Stadt Bad Oldesloe zu stellenden Mitglieder 
in bisheriger Höhe erhalten bleiben soll. Die Aufnahme einer Bestimmung 
in die Satzung, wonach ein bestimmtes Zahlenverhältnis festgelegt wird, 
ist vom rechtlichen Standpunkt aus unbedenklich; nicht zulässig ist dage­
gen die Aufnahme einer Bestimmung, daß der Bürgermeister automatisch die 
Vertretung des Vorsitzenden hat, da dies gegen§ 9 des Sparkassengesetzes 
verstoßen würde . - Stellvertretende Verwaltungsratsmitglieder gibt es nicht. 

Der Verwaltungsrat 

bestimmt die Richtlinien der Geschäftspolitik; 

erläßt die Geschäftsanweisungen: 

für den Vorstand (Direktoren), 
für den Kreditausschuß und 
für die Innenrevision; 

beaufsichtigt die Geschäftsführung des Vorstandes; 

entscheidet über Errichtung und Auflösung von Zweig~tellen; 

entscheidet ferner über folgende Angelegenheiten : 

Vorschlag für Anstellung, Entlassung und Zurruhesetzung der 
Vorstandsmitglieder und der Beamten durch den Gewährverband ; 

Aufstellung des Stellenplanes und des Voranschlages der Hand-
lungskosten, 

Feststellung des Jahresabschlusses und des Reingewinns; 

Erwerb, Veräußerung und Belastung von GrundstJcken ; 

Aufnahme von Anleihen; 

Erteilung von Vollmachten; 

Kreditanträge, die ihm vom Kreditausschuß zugewiesen werden; 

Angelegenheiten von besonderer Bedeutung, für die Kreditausschuß 
oder Vorstand zuständig sind, die ihm aber zugewiesen werden 
oder die er an sich zieht. 

c) Der Kreditausschuß 

Der Kreditausschuß ist sowohl bei Mustersatzung Aals auch bei Muster­
satzung B vorgesehen . Er ist kein Organ der Sparkasse, bat aber ~raktisch 
die Stellung eines solchen. Ihm gehören an: (bei Mustersatzung A) 

der Landrat als Vorsitzender, 
3 Verwaltungsratsmitglieder, die der Verwaltungsrat aus seiner 

Mitte wählt, und 
die beiden Direktoren. 

4 -
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Für die Verwaltungsratsmitglieder sind außerdem Vertreter zu bestellen, 
die ebenfalls vom Verwaltungsrat aus seiner Mitte gewählt werden. 

Der Kreditausschuß beschließt an und für sich über Kreditanträge endgültig, 
soweit nicht durch Gesetz ein anderes vorgeschrieben ist(§ 14 Kreditwesen­
gesetz) . Er kann allerdings Kreditanträge von besonderer Bedeutung dem 
Verwaltungsrat zuleiten . 

II. Mustersatzung B 

a) Der Sparkassenleiter 

Der Sparkassenleiter ist kein Organ der Sparkasse. Er wird auf Vorschlag 
des Vorstandes durch den Kreistag bestellt • 

Der Sparkassenleiter führt verantwortlich die laufenden Geschäfte nach 
Maßgabe der Gesetze, der Satzung und der Geschäftsanweisung im Rahmen der 
Richtlinien der Geschäfts_ olitik . 

Der Sparkassenleiter ist Mitglied des Vorstandes . 

b) Der Vorstand 

Der Vorstand besteht aus dem Landrat als Vorsitzendem und vier bis acht 
ehrenamtlichen Mitgliedern, die vom Kreistag gewählt werden. Hiervon~­
len höchstens ein Drittel Mitglieder des Kreistages sein. Der Entwurf 
der Mustersatzung verwendet hierbei die Fassung: " ···· müssen • . •• •• angehö­
ren", während das Gesetz nur eine Sollvorschrift enthäl t • 

Außerdem gehört - wie gesagt - der Sparkassenleiter dem Vorstand an. 

Der Vertreter des Vorsitzenden wird aus der Mitte des Vorstandes gewählt. 
Es wird hierzu auf die Ausführungen zu I . - Mustersatzung A - b) Ver­
waltungsrat hinsichtlich des bisherigen Verhältnisses zur Stadt Bad Oldes­
loe verwiesen. 

Stellvertretende Vorstandsmitglieder gibt es nicht . 

Der Vorstand 

bestimmt die Richtlinien der Geschäftspolitik; 

erläßt die Geschäftsanweisungen für: 

den Sparkassenleiter, 
den Kreditausschuß und 
die Innenrevision; 

- 5 -
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- 5 -

entscheidet über alle Angelegenheiten, für die nicht der Gewährträger, 
der Kreditausschuß oder der Sparkassenleiter zuständig sind; 

entscheidet insbesondere über : 

Errichtung und Auflösung von Zweigstellen; 

Vorsch l ag für Anstellung , Entlassung und Zurruhesetzung des 
Sparkassenleiters und der Beamten durch den Gewährträger; 

Aufstellung des Stellenplanes und des Voranschlags der Handlungs -
kosten ; 

Feststellung des Jahresabschlusses und des Reing·ewinns; 

Erwerb , Veräußerung und Belastung von Grundstücken; 

Aufnahme von Anleihen; 

Erteilung von Vollmachten; 

Anstellung, Höhergruppierung und Entlassung der Angestellten 
und Arbeiter . 

c ) Der Kreditausschuß 
A. 

Der Kreditausschuß i st sowohl bei Mustersatzung/ als auch bei B . vorgesehen . 
Er ist kein Organ der Sparkasse, hat aber praktisch die Stellung eines 
solchen . Er besteht aus : 

dem Landrat als Vorsitzendem, 
2 Vorstandsmitgliedern und 
dem Sparkassenleiter . 

Die Vorstandsmitglieder und die für sie zu bestell~enden Vertreter werden 
vom Vorstand aus seiner Mitte gewählt . 

Der Kreditausschuß beschließt grundsätzlich über Kreditanträge endgültig, 
soweit nicht durch Gesetz (Kreditwesengesetz) etwas anderes vorgesehen 
ist oder soweit nicht der Kreditausschuß Anträge wegen ihrer besonderen 
Bedeutung dem Vorstand vorlegen will oder dieser derartige Anträge an sich 
zieht . 

- 6 -
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Bei der Organisationsform Aist die Trennung der Gewalten: 

Geschäftsführung einerseits, 
Beaufsichtigung andererseits, 

IJ1 

klar abgegrenzt , während bei der Organisationsform B diese klare Trennung 
nicht vorliegt , die Befugnisse vielmehr ineinandergehen . 

Bei der Organisationsform B sind die Vorstandsmitglieder gemeinsam mit 
dem Sparkassenleiter für die gesamte Geschäftsführung der Sparkasse 
verantwortlich . Sie sind also praktisch "Mit"-Leiter der Sparkasse mit 
allen Folgerungen hinsichtlich der geltenden Haftungs- und Strafbestim­
mungen . Sie übernehmen also bei der Größe unserer Sparkasse die Verant­
wortung für Dinge, die sie unter Umständen nicht übersehen können . -
Eine Verantwortung in diesem Umfange haben die Verwaltungsratsmitglieder 
nicht , da hier die Geschäftsführung beim hauptamtlichen Vors t and liegt . 
Der Verwaltungsrat hat es in der Hand , über die Geschäftsanweisung die 
Zuständigkeit zwischen Kreditausschuß und Vorstand so abzugrenzen, daß 
eine vernünftige Regelung für die Sparkasse erfolgt . 

Der Einfluß des Gewährträger s ist bei beiden Organisationsformen etwa 
der g l eiche . 

Der Kreistag beschließt 

1) über die Wahl der Vorstandsmitglieder (bei B) 

2) 

3) 

4) 

5) 
6) 

bezw . 
über die Wahl der Verwaltungsratsmitglieder {bei A); 

über die Errichtung und Auflösung der Sparkasse; 

über Erlaß oder Änderung der Satzung; 

über den Stellenplan der Sparkasse; 

über die Genehmigung von Baukosten für die Hauptstelle; 

über die Zuführung der Überschüsse; 

7) über die Anstellung des Sparkassenleiters auf Vorschlag des 
Vorstandes (bei B) 
bezw . 
über die Anstellung der Vorstandsmitglieder auf Vorschlag des 
Verwalt ngsrats (bei A); 

8) über die Anstellung der Beamten auf Vorschlag des Vorstands bezw . 
des Verwaltungsrats . 

Der Kreisausschuß beschließt : 

über die Entlastung der Sparkassenorgane. 

Bad Oldesloe, den 25 . August 1958 
Rie /We 



C") 
0 
\ 

w 
C 
s.... 
ro 
E 
s.... 
0 
1 ' Cl) 

> 
■ 

..c 
(.) 
s.... 
ro cn 

■ 

(]) 
s.... 
~ 

..-.. 
(.9 
LL 
0 .._.. 
~ 
CO 
..c 
(.) 
cn 
C 
Q} 

E 
Q} 
C) 
cn 
C) 
C 
::J 
..c 
(.) 
cn 
L 

0 
LL 
Q} 
..c 
ü N 
cn LO 
~ L!) 
::J <X) 
Q} 0 
0 " 
Q} L!) 

"'O 
T""" 

~ 
..c 
(.) 
L 
::J 

"'O 
t 
Q} 

"'O ..::i.::: 
,L Q} 
Q ·~ 
w e 

(.9 0... 

• • 

• • 

Gegenüberstellung von Teil II C " - Verfassung u . Verwalcung 
aus Muste rsatzung Au . B • 

.. uustersatzung A. 

§ 28 Organe . 

Organe der Sparkasse sind : 

1 . ) Der Verwaltungsrat , 
2) . der Vorstand . 

§ 29 Verwaltungsrat . 

Der Verwaltungsrat beateht au s i 
dem Landr at als Vorsitzendem u . 

(4 - 8) ehrenamt iichen Mitglie ­

Qern , die besondere wirtschaftli­

che Erfahrungen und Sachkunde oe-
o-e rei t u sitzen müssen und/geeignet sind, 

aie Sparkasse zu fördern . 

§ 28 Organ. 

Organ der Sparkasse ist der 
Vorstand . 

;:} 29 Vorstand . 

Der Vorstand aer Sparkasse 

ist eine öffentliche Behör de . 

Er vertritt die SparKasse ge ­

richtlich und außergerichtlich. 

Der Vor stand besteht aus dem 
~andr at als Vorsitze ndem und 

(4 - 8) ehrenamtlichen dit~lie ­

dern, die besondere wirtschaft ­

liche Erfahrun;en und Sachkunde 
besitzen müssen und bereit und 

geeignet s ind, die Sparkasse zu 

fördern . Dem vorstand gehört 

ferner der Sparkas3enleiter an . 

Der Vorstand wi rd vom Vorsit ­
zenden vertreten • 

Erl .: Stellver t reter für die ehren­
amtlichen 1'/Ii tglieder sient das uesetz 
nicht mehr vor . 

§ 30 Vor sitzender des Verwal ­
tungsrates . 

Der Landrat hat aen Vorsitz im 

verwaltungsrat persönlich zu füh­

ren. Er wird im Falleseinerbe­

hinderung durch ein vom . erwal-

r, un.gs~'at t:5ev,anl tes enre namtl ic nes 
aitglied des Verwaltungsrates 
vertreten. 

B 30 Vorsitzender des Vor-
standes . 

Der ~andrat hat den Vorsic;z im 

Voracand persönlich zu fQhren . 

Er wird im Falle seiner Eehin­

derung durch ein vom Vorstand 

gewähltes hrenamtliches .~.Lit ­

glied des Vorstandes vertreten . 

~rl . : Eine Festsetzung der ~tellvertre ­
tung aes Vorsitzenaen in der Satzung im 
Sinne des Auserananderseczungsvertra~es 
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A. 2 . 13. 
mit der 3tadt Bad Oldesloe (Bür­
germeister als Stellvertr . ) ist 
nicht mehr möglich . 

§ 31 Aufgaben des Verwal­
t ungsrat es . 

Der Verwaltungsr·at bestimmt die 

Richtlih ien der Geschäftspolitik 

der Spar kasse , erläßt die ~e ­

schäftsanweisungen für den Vor­

stand , den ~reditausschuß uöd i 
die Innerevision und beaufsichtigt 

dereh Geschäftsführung . Er erlaßt 

ferner eine Geschäftsanweisung für 

die Dienstkräfte der Sparkasse , 

soweit sie nicht dem Vorstand an­

gehören • 

Der Verwaltungsrat entscheidet 

über folgende Angelegenheiten : 

a) Aufstellung der ~rundsätze 

für den gesamten Geschäfts ­

verkehr (Kreditpolitik , Siche­

rung der Li quidität , Anlegung 

der Bestände , Festlegung 

der Zinssätze im Aktiv- und 

Passivgeschäft usw . ); 

b ) Errichtung und Auflösung von 

Zweigstellen ; 

c) Vor schlag für die Anstellung , 

Entlassung und Zurruhesetzung 

der Mitglieder des Vorstandes 

und der übrigen bei der Spar­

kasse tätigen Beamten; 

~E:Kxrl±:a~::pcffilikH.xgx~~p±RxHE:g 

d) Aufstellung des Stellenplanes 

und des Voranschlages der 

Handlungskosten; 

§ 31 ~ uf~aben_des Voristandes . 

Der Vorstand besti n.mt 

linien der Geschäftspolitik der 

Sparkasse und erläßt die Ge ­

schäftsanweisungen für den 

Kreditausschuß , den Sparkassen­

lei~er, die Innenrevision und 

die übrigen Dienstkrafte der 

Sparkasse . Er entscheidet üher 

alle Angelegenheiten der Spar­

kasse , für die nicht der Gewahr 

träger , der Kreditausschuß oder 

der Sparkassenleiter zuständig 

sind . 

Der Vorstand entscheidet insbe ­

sondere über folgende Angele ­

genheiten : 

a) Aufstellung der Grundsätze 

für den gesamten Geschäfts ­

verkehr (Kreditpolitik , Si­

cherung der Liquidität , Anle ­

gung der Bestände , Festle ­

gung der Zinssätze im Aktiv­

und Passivgeschäft usw . ); 

b) Errichtung und Auflösung 

von ~weigstellen; 

c) Vorschlag für die Anstellung, 

Entlassung und Zurruheset­

zung des Sparkassenleiters 

und der übrigen bei der 

Sparkasse tati; en Beamten; 

d) Anste l lung , Höhergruppierung 

und Entlassung der bei der 

Sparkasse tätigen Angestell­

ten und Arbeiter; 
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A. 3 . 

e) Feststellung des Jahres­

abschlusses , Verteilung des 

Reingewinnes; 

f) Erwerb , Veräußerung und Bela­

stung von GrundstQcken , mit 

Ausnahme des Erwerbs und der 

Veraüßerung solcher Grund-

stücke, die im v ✓ ege der Zwangs-

versteigerung e r worben werden 

oder erworben worden sind , um 

Verluste zu vermeiden; 

13 

e) Aufstellung des Stellen­

planes und deg Voranschla­

ges der Handlungskosten; 

f) Feststellung des Jahresab­

schlusses , Verteilung des 

1. eingewinnes; 

g) Erwerb , Veräußerung und 

Belastung von urundstücken; 

g) Aufnahme von Darlehen, soweit h) Aufnahme von Darlehen und 

es sich nicht um zweckgebundene Krediten; 

Mittel aus zentralen Kredit -

aktionen Handelt ; 

h) Erteilung von Vollmachten; 

i) Kredi tanträge in den Fallen 

des§ 34 Abs . 5; 

k) in Ausnalj.mefallen Angelegen­

heiten von besonderer Bedeu­

tung , für die der Kreditaus­

schuß oder der Vorstand zu­

ständig sind . 

i) Erteilung von Vollmacnten; 

k) Kreditan~räge i ~ den Fällen 

des§ 34 Abs . 5; 

In dringenden Fallen, in denen 

eine Beschlußfassung des Vor­

standes oder des Kreditaus­

schusses nicnt ab6 ewartet wer­

den kann , weil aus einer Verzö­

gerung erheblicher Schaden für 

die·Sparkasse zu befürchten 

ist , sind der Vorsitzende und 

der Sparkassenleiter gemeinsam 

nach gewissenhafter Prüfung 

der SachlageJzur selbständigen 

Erledigung der Angelegenneit 

befugt . Der Vorsitzende nat dem 

Vorstand oder dem Kreditaus­

schuß in der nächsten Sitzung 

Jber diese Geschäfte zu berich­

ten und nachträglich nierüber 

einen Beschluß herbeizuführen. 

Der Vorstand beaufsichtigt 

die laufende Geschäftsführung 
des Sparkassenleiters . 
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_§ 32 

A. 4 , 

Sitzungen des Verwal­
tung srates 

§ 32 

13. 
Sitzung en des Vorstan­
des 

Der Vorsitzende beruft den Der Vorsitzende beruft den 

Verwaltungsrat ein und leitet Vorstand e in und leitet die 

die Sitzungen . Der Verwaltungsrat Sitzungen . Der Vorstand ist bei 

ist bei Bedarf, insbesondere auf Bedarf , mindestens jedoch alle 

Antrag des Verstandes, mindestens ..... Wochen unter Mitteilung der 

jedoch viermal im Jahre unter Mit - Tagesordnung einzuberufen . Der 

teilung der Tagesordnung einzube- Vorsitzende muß den Vorstand 

rufen . Der Vorsitzende muß den binnen einer Woche einberufen , 

Verwaltungsrat binnen eine r Woche wenn die Hälfte der Mitglieder 

einberufen , wenn die Hälfte der 

Mitglieder des Verwaltungsrates 

es unter Angabe des Gegenstandes 

der Beratung beantragt . 

Die Mitglieder des Vorstandes 

nehmen an den Sitzun[3n des Ver­

waltungsrates mit beratender 

Stimme teil . 

Der Verwaltungsrat ist be­

schlußfähig , wenn der Vorsitzen­

de und die Hälfte der ehrenamt­

lichen Mitglieder anwesend sind . 

Beschlüsse werden mit Stimmen­

mehrheit der anwesenden Mitglie­

der gefaßt, soweit nicht durch 

Gesetz oder diese Satzung etwas 

anderes vorgeschrieben ist . Bei 

Stimmengleichheit gilt der An­

trag als abgelehnt . 

über die Sitzung des Verwal­

tungsrates ist eine Niederschrift 

zu fertigen, die vom Vorsitzenden 

und einem Verwaltungsratsmitglied 

zu unterzeichnen ist . Auszüge aus 

der Niederschrift sind zu den 

Vorgängen zu nehmen . 

des Vorstandes es unter Angabe 

des Gegenstandes der Beratung 

beantragt . Ausnahmsweise kann 

im Umlaufverfahren beschlossen 

werden , wenn kein Mitglied die­

sem Verfahren widerspricht . 

Der Vorstand ist beschlußfähi 

wenn der Vorsitzende und die 

Hälfte der weiteren Mitglieder 

anwesend sind . 

Beschlüsse werden mit Stim­

menmehrheit der anwesenden Mit­

glieder gefaßt, soweit nicht 

durch Gesetz oder diese Satzung 

etwas anderes vorgeschrieben ist . 

Bei Stimmengleichheit gilt der 

Antrag als abgelehnt . 

Über die Si tzu„10 a.e ... Vorstan­

des ist eine Niederschrift zu 

fertigen, die vom Vorsitzenden 

und einem Vorstandsmitglied zu 

unterzeichnen ist . Auszüge aus 

der Niederschrift sind zu den 

Vorgängen zu nehmen . 
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/J. 
§ 33 Kreditausschuß § 33 Kreditausschuß 

Bei der Sparkasse ist ein Bei der Sparkasse ist ein 

Kreditausschuß zu bilden . Der Kreditausschuß zu bilden . Der 

Kreditausschuß besteht aus dem Kreditausschuß besteht aus dem 

Vorsitzenden des Verwaltungs- Vorsitzenden des Vorstandes als 

rates als Vorsitzendem, den Mit- Vorsitzendem, dem Sparkassenleiter 

gliedern des Vorstandes sowie sowie zwei ehrenamtlichen Mit -

drei ehrenamtlichen Mitgliedern . gliedern . 

Die ehrenamtlichen Mitglieder Die ehrenamtlichen Mitglieder 

und ihre Stellvertreter werden und ihre Stellvertreter werden 

vom Verwaltungsrat aus seiner 

Mitte für die Dauer ihrer Mit­

gliedschaft im Verwaltungsrat 

gewählt . 

vom Vorstand aus seiner Mitte 

für die Dauer ihrer Mitglied­

schaft im Vorstand gewählt • 

Erl .: Für den Kreditausschuß sind im 
Gegensatz zum Vorstand oder Verwaltungsrat 
Vertreter zu bP.stellen . 

§ 34 Aufgaben des Kredit­
ausschusses 

Der Kreditausschuß beschließt 

§ 34 Aufgaben des Kredit­
aussc u ~ s 

Der Kreditausschuß beschließt 

über alle Kreditanträge , soweit über alle Kreditanträge, soweit 

nicht nach der vom Verwaltungsrat nicht nach der vom Vorstand zu 

zu erlassenden Geschäftsanweisung erlassenden Geschäftsanweisung 

der Vorstand zuständig ist . der Sparkassenleiter zuständig 

Der Kreditausschuß ist be­

schlußfähig, wenn mindestens vier 

Mitglieder , darunter der Vorsit­

zende des Verwaltungsrates oder 

ein Stellvertreter und ein Mit ­

glied des Vorstandes anwesend 

sind . 

ist . Bei Kreditanträgen von be­

sonderer Bedeutung bleibt der 

Vorstand berechtigt , die Be­

schlußfassung in Ausnahmefällen 

an sich zu ziehen . 

Der Kreditausschuß ist be­

schlußfähig, wenn mindestens drei 

Mitglieder,darunter der Vorsit­

zende des Vorstandes oder sein 

Stellvertreter und der Sparkas­

senleiter anwesend sind . 
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A. 6 . 

Der Kreditausschuß beschließt 

mit einfacher Stimmenmehrheit, 

soweit nicht durch Gesetz oder 

diese Satzung etwas anderes vor­

geschrieben ist . Bei Stimmen­

gleichheit gilt der Kreditantrag 

als abgelehnt . Erhebt der Vorsit­

zende oder ein Mitglied des Vor­

standes Widerspruch , so ist der 

Kreditantrag ebenfalls abgelehnt . 

Die Mitglieder des Kredit­

ausschusses handeln nach ihrer 

freien, durch das öffentliche 

Wohl und die Aufgaben der Spar­

kasse bestimmten Überzeugung; 

sie sind an Aufträge nicht ge­

bunden . 

Der Kreditausschuß kann mit 

einfacher Stimmenmehrheit Kre­

ditanträge mit seiner Stellung­

nahme dem Verwaltungsrat zur 

Entscheidung vorlegen . 

§ 35 Ehrenamtliche Mitglieder 

Die ehrenamtlichen Mitglie­

der des Verwaltungsrates müssen 

zu •...... (Gemeinde- oder 

13 
Der Kreditausschuß beschließt 

mit einfacher Stimmenmehrheit, 

soweit nicht durch Gesetz oder 

diese Satzung etwas anderes vor­

geschrieben ist . Bei Stimmen­

gleichheit gilt der Kreditantrag 

als abgelehnt . Erhebt der Vor­

sitzende oder der Spar kas s enleiter 

Widerspruch , so ist der Kredit­

antrag ebenfalls abgelehnt . 

Die Mitglteder des Kredit­

ausschusses handeln nach ihrer 

freien, durch das öffeutliche 

Wohl und die Aufgaben der Spar­

kasse bestimmten Überzeugung; sie 

sind an Aufträge nicht gebunden . 

Der Kreditausschuß kann mit 

einfacher Stimmenmehrheit Kre ­

ditanträge mit seiner Stellung­

nahme dem Vorstand zur Entschei­

dung vorlegen . 

§ 35 Ehrenamtliche Mitglieder 

Die ehrenamtlichen Mitglieder 

des Vorstandes müssen zu .••...• 

(Gemeinde- oder Stadtvertretung, 

Stadtvertretung, Kreistag , Amts- Kreistag, Amtsausschuß (Kirch­

ausschuß (Kirchspielsvertretung), spielsvertretung), Zweckverbands­

Zweckverbandsversammlung) (Ver- versammlung) (Vertretungskörper­

tretungskörperschaft) wählbar sein. schaft) wählbar sein . Sie werden 

Sie werden von der Vertretungs- von der Vertretungskörperschaft 

körperschaft auf die Dauer der 

Wahlzeit der Vertretungskörper­

schaft gewählt. Von ihnen müssen 

•.. . Mitglieder der Vertre­

tungskörperschaft angehören. 

auf die Dauer der Wahlzeit der 

Vertretungskörperschaft gewählt . 

Von ihnen müssen ••.•. Mitglieder 

der Vertretungskörperschaft an­

gehören . Die Mitglieder der 
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Die Mitglieder der Vertre­

tungskörperschaft scheiden aus 

dem Verwaltungsrat aus, wenn 

sie ihren Sitz in der Vertre­

tungskörperschaft verlieren . 

Als ehrenamtliche Mitglieder 

dürfen nicht berufen werden 

a) ehrenamtliche Mitglieder 
des (Kreisausschusses , Ma­
gistrats); 

b) Dienstkräfte d •. . (Gemeinde, 
Stadt , Kreises, Amtes (Kirch­
spielslandgemeinde),Zweck­
verbandes); 

c) Personen, die Unternehmer , 
persönlich haftende Gesell­
schafter, Kommanditisten, 
Aufsichtsrats-, Verwaltungs­
rats- oder Vorstandsmitglie­
der, Leiter , Beamte oder An­
gestellte von Kreditinstitu­
ten und anderen U1ternehmungen 
sind , die im Wettbewerb mit 
der Sparkasse Einlagen annehmen 
oder die gewerbsmäßig Kredit­
geschäfte betreiben oder ver­
mitteln; 

d) Personen , über deren Vermö-
gen während der letzten 10 
Jahre das Konkurs- oder Ver­
gleichsverfahren eröffnet wor­
den ist , oder die während die ­
ser Zeit den Offenbarungseid 
geleistet oder die Erklärung 
zur Abwendung des Offenbarungs­
eides abgegeben haben; 

e) Personen, die untereinander, 
mit dem Vorsitzenden des Ver­
waltungsrates oder eihem Mit­
glied des Vorstandes bis zum 
dritten Grade verwandt, bis 
zum zweiten Grade verschwä­
gert, verheiratet oder durch 
Adoption verbunden sind . 

Tritt ein Tatbestand nach den 

Buchstaben a) bis d) ein, so endet 

damit die Mitgliedschaft . Entsteht 

einer der Behinderungsgründe nach 

0 

Vertretungskörperschaft scheiden 

aus dem Vorstand aus, wenn sie 

ihren Sitz in der Vertretungs­

körperschaft verlieren . 

Als ehrenamtliche Mitglieder 

dürfen nicht berufen werden 

a) ehrenamtliche Mitglieder des 
(Kreisausschusses, Magi­
strats); 

b) Dienstkräfte d ...• (Gemeinde, 
Stadt, Kreises, Amtes (Kirch­
spielslandgemeinde); Zweck­
verbandes) ; 

c) Personen, die Unternehmer, 
persönlich haftende Gesellsc.l:B.f: 
ter, Kommanditisten, Aufsichts 
rats-, Verwaltungsrats- oder 
Vorstandsmitglieder, Leiter, 
Beamte oder Angestellte von 
Kreditinstituten und anderen 
Unternehmungen sind , die i m 
Wettbewerb mit der Sparkasse 
Einlagen annehmen oder die 
gewerbsmäßig Kreditgeschäfte 
betreiben oder vermitteln; 

d) Personen, über deren Vermögen 
während der letzten 10 Jahre 
das Konkurs- oder Vergleichs­
verfahren eröffnet worden 
ist, oder die während dieser 
Zeit den Offenbarungseid ge­
leistet oder die Erklärung 
zur Abwendung des Offenba­
rungseides abgegeben haben; 

e) Personen , die untereinander , 
mit dem Vorsitzenden des Vor­
standes oder dem Sparkassen­
leiter bis zum dritten Grade 
verwandt , bis zum zweiten 
Grade verschwägert, verheira­
tet oder durch Adoption ver­
bunden sind . 

Tritt ein Tatbestand nach den 

Buchstaben a) bis d) ein , so 

endet damit die Mitgliedschaft . 

Entsteht einer der Behinderungs-
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Buchstabe e) im Laufe der eh­

renamtlichen Tätigkeit, so hat , 

falls einer der Beteiligten 

der Vorsitzende des Verwaltungs­

rates oder ein Mitglied des Vor­

standes ist, der andere Beteilig­

te, in den übrigen Fällen, wenn 

eine Einigung nicht zustande 

kommt , der an Lebensalter jüngere 

Beteiligte auszuscheiden . Wird 

streitig , ob persönliche Aus­

schließungsgründe vorliegen, so 

entscheidet der Verwaltungsrat . 

Die ehrenamtlichen Mitglieder 

gründe nach Buchstabe e) im Lau­

fe der ehrenamtlichen Tätigkeit, 

so hat, falls einer der Betei­

ligten der Vorsitzende des Vor­

standes oder der Sparkassenleiter 

ist, der andere Beteiligte, in 

den übrigen Fällen, wenn eine 

Einigung nicht zustande kommt , 

der an Lebensalter jüngere Be­

teiligte auszuscheiden . Wird 

streitig, ob persönliche Aus­

schließungsgründe vorliegen, so 

entscheidet der Vorstand . 

Die ehrenamtlichen Mitglieder 

des Verwaltungsrates sind zu Ehren- des Vorstandes sind zu Ehrenbeam­

beamten des Kreises zu ernennen . ten des Kreises zu ernennen . 

Nach Aolauf ihrer ~ahlzeit Nach Ablauf ihrer Wahlzeit 

oder nach Auflösung der Vertretungs~oder nach Auflösung der Ver­

körperschaft üben die bisherigen tretungskörperschaft üben die 

ehrenamtlichen Mitglieder ihre bisherigen ehrenamtlichen Mit-

Tätigkeit bis zum Zusammentritt glieder ihre Tätigkeit bis zum 

des neu gewählten Verwaltungsrates Zusammentritt des neu gewählten 

weiter aus . 

Die ehrenamtlichen Mitglie ­
de9 Verwaltungsrates 

de17haben Anspruch auf die Ge-

Vorstandes weiter aus . 

Die ehrenamtlichen Mitglieder 
d..aa Vo~standes . 

/ lianen Anspruch auf die Gewährung 

währung von Sitzungsgeld, den von Sitzungsgeld, den Ersatz 

Ersatz ihrer Auslagen und des ent- ihrer Auslagen und des entgange-

gangenen Arbeitsverdienstes im nen Arbeitsverdienstes im Rahmen 

Rahmen der vom Innenminister der vom Innenminister erlassenen 

erlassenen Vorschriften . Vorschriften . 

Erl . : Nach Abs . 1 muß eine bestimmte Mitgliedszahl der 
Vertretungskörperschaft angehören . Im Spark . Ges . ist diese 
Bestimmung lediglich als Sollvorschrift enthalten . 

§ 36 Vorstand § 36 Sparkassenleiter 

Der Vorstand der Sparkasse 

ist eine öffentliche Behörde . Er 

vertritt die Sparka se gericht­

lich und außergerichtlich . 

Die Berufung und die Zurück­

nahme der Berufung des Sparkas­

senleiters richten sich nach den 

Vorschriften des§ 1 4 Abs . l bis 3 
des Sparkassengesetzes . 
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Der Vorstand besteht aus 

. . ... hauptamtlichen Mitglie ­

dern . Der Gewährträger be­

stellt auf Vorschlag des Ver­

waltungsrates ein Mitglied zum 

geschäftsführenden Mitglied 

(Sparkassenleiter), das den 

Vorstand vertritt . Die Berufung 

und Zurücknahme der Berufung 

der Vorstandsmitg lieder rich­

ten sich nach den Vorschriften 

des§ 14 Abs . 1 bis 3 des Spar­

kassengesetzes . 

§ 37 Aufgaben des Vorstandes 

Der Vorstand führt alle Ge­

schäfte, die nicht dem Verwal­

tungsrat oder dem Kreditausschuß 

vorbehalten sind, selbstär1ig 

und verantwortlich nach Maßgabe 

der Gesetze , dieser Satzung und 

der Geschäftsanweisung im Rahmen 

der Richtlinien der Geschäfts­

politik, unbeschadet des Rechts 

des Verwaltungsrates, die Be­

schlußfassung in Angelegenheiten 

von besonderer Bedeutung in Aus ­

nahmefällen an sich zu ziehen . 

§ 38 Gründe der Ausschließung 
von O:er :Mitwirkun bei 
Entschefaungen 

Kein Mitglied der Sparkassen­

organe oder des Kreditausschusses 

darf bei Angelegenheiten beratend 

oder entscheidend mitwirken und 

13. 
Der Vorstand bestimmt einen 

Beamten, der den Sparkassenleiter 

im Falle seiner Behinderung 

vertritt . 

§ 37 Aufgaben des Sparkassen­
leiters 

Der Sparkassenleiter führt 

verantwortlich die laufenden Ge­

schäfte nach Maßgabe der Gesetze, 

dieser Satzung und der Geschäfts­

anweisung im Rahmen der Richt­

linien der Geschäftspolitik . Zu 

den laufenden Geschäften gehört 

auch die Anlegung der Bestände 

sowie die Entscheidung über Kre ­

ditanträge, soweit ihm diese 

Befugnis in der Geschäftsanwei­

sung übertragen warden ist . 

§ 38 Gründe der Ausschließung 
von der Mitwi rkung bei 
Entscheidungen 

Kein Mitglied des Sparkassen­

vorstandes oder des Kreditaus­

schusses darf bei Ang elegenheiten 

beratend oder entscheidend mit-

während der Beratung und Entschei- wirken und während der Beratung 
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dung anwesend sein , wenn 

a) die Entscheidung ihm selbst , 

se i nem Ehegatten , seinen Ver­

wandten bis zum dritten oder 

Verschwäger ten bis zum zweit e n 

Gr ade oder einer von ihm kraft 

gesetzlicher oder rechtsge­

schäftlicher Vollmacht vertre ­

tenen Person einen unmittelba­

ren Vorteil oder Nachteil brin­

gen kann , 

und Entscheidung anwesend sein , 
wenn 
a) die Entscheidung ihm selbst , 

seinem Ehegatten , seinen Ver­

wandten bis zum dritten oder 

Verschwäger ten bis zum zweiten 

Grade oder einer von ihm kraft 

gesetzlicher oder rechtsge­

schäftlicher Vollmacht ve r tre­

t enen Person einen unmittel­

baren Vorteil oder Nachteil 

bringen kann • 

b) der Betreffende persönlich haf- b) der Betreffende persönli ch haf-

tender Gesellschafter , Komman­

ditist , Vorstands-, Verwaltungs­

rats-, Aufsichtsratsmitglied , 

Leiter , Angestellter oder Arbei­

ter eine s privatrechtlichen Un­

ternehmens ist , dem die Bntschei­

dung der Angelegenneit einen un­

mittelbaren Vorteil oder Nachteil 

b r ingen kann , 

t ender Gese llschafter, Komman­

ditist , Vorstands-, Verwal­

tungsrats-, Aufsichtsratsmit­

glied , Leiter , Angeste l lter 

oder Arbeiter eines privatrecht 

liehen Unternehmens ist , dem d. 

Entscheidung der Ang elegenheit 

einen unmittelbaren Vorteil 

oder Nachteil bringen kann, 

c) der Betr effende in der Angelegenhe j_} 

in anderer als öffent licher Ei- c ) der Betreffende in der Ange -

genschaft ein Gutachten abgege- legenheit in anderer als öf-

ben hat oder sonst tätig gewor- fentlicher Eigenschaft ein Gut-

den ist . achten abgegeben hat oder sonst 

Ob die VoraussetzungJHes Abs . 1 

vorliegen , entscheidet in Zwei­

felsfällen der Verwaltungsrat . 

§ 39 Rechtsverhältnisse der 
Dienstkräfte der Sparkasse 

tätig geworden ist • 

Ob die Voraussetzungen des 

Abs . 1 vorliegen , entscheidet 

in Zweifelsfällen der Vorsta nd . 

§ 39 Rechi.§verhältnis e der 
Dienstkräfte der S~a rkasse 

Für die Dienstkräfte der Für die Dienstkräfte der 

Sparkasse gelt en die Vorschriften Sparkasse gel t en die Vorschriften 

des§ 2 3 des Sparkassengesetzes . des§ 23 des Sparkassengesetzes . 
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fl. 11. 

§ 40 Amtsverschwiegenheit 

Die Mitglieder des Verwal­

tungsrates, des Kreditausschus­

ses und des Vorstandes sowie die 

übrigen Dienstkräfte der Spar­

kasse sind zur Amtsverschwiegen­

heit über den Geschäftsverkehr 

der Sparkasse , insbesondere über 

deren Gläubiger und Schuldner 

verpflichtet . Sie dürfen die bei 

ihrer Amtstätigkeit erworbene 

Kenntnis vertraulicher Angelegen­

he i ten nicht unbefugt verwerten . 

Diese Verpflichtung bleibt auch 

nach dem Ausscheiden bestehen . 

§ 41 Verpflichtungserklärungen 

Erklärungen, durch welche 

die Sparkasse verpflichtet wird , 

-bedürfen der Schriftform. Sie 

müssen entweder von zwei Mit­

gliedern des Vorstandes oder von 

§ 40 Amtsverschwiegenheit 

Die Mitglieder des Vorstandes 

und des Kreditausschusses, der 

Sparkassenleiter sowie die übri­

gen Dienstkräfte der Sparkasse 

sind zur Amtsverschwiegenheit 

über den Geschäftsverkehr der 

Sparkasse, insbesondere über de­

ren Gläubiger und Schuldner 

verpflichtet . Sie dürfen die bei 

ihrer Amtstätigkeit erworbene 

Kenntnis vertraulicher Angelegen­

heiten nicht unbefugt verwerten . 

Diese Verpflichtung bleibt auch 

nach dem Ausscheiden bestehen . 

§ 41 Verpflichtungserklärungen 

Erklärungen, durch welche 

die Sparkasse verpflichtet wird , 

bedürfen der Schriftform. Sie 

müssen entweder von zwei Mit­

gliedern des Vorstandes oder 

einem Vorstandsmitglied und einem von einem Vorstandsmitglied und 

vom Verwaltungsrat hierzu bestellte~ einem vom Vorstand hierzu be-

weiteren Heamten oder Angestell- stellten weiteren Beamten oder 

ten unterschrieben werden . Dassel- Angestellten unterschrieben wer­

be gilt für Erklärungen in Grund- den . Dasselbe gilt für Erklärun_ 

stücks - und Grundbuchangelegenhei- gen in Grundstücks- und Grund-

ten, für Vollmachten, Bürgschaf­

ten und Verpfändungserklärungen , 

unabhängig davon, ob eine Ver­

pflichtung begründet wird . Urkun­

den über die Anstellung, Höher­

gruppierung oder Entlassung der 

Angestellten und Arbeiter werden 

im Auftrage des Krises Stormarn 

buchangelegenheiten, für Voll­

machten, Bürgschaften und Ver­

pfändungserklärungen, unabhän­

gig davon, ob eine Verpflichtung 

begründet wird . Urkunden über die 

Anstellung, Höhergruppierung 

oder Entlassung der Angestellten 

und Arbeiter werden im Auftrage 
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vom geschäftsführenden Vor­

standsmitglied (Sparkassen­

leiter) vollzogen . 

12 . 

Der Vorstand kann auf Grund 

eines Beschlusses des Verwal­

tungsrates in der Form des 

Abs . 1 

a) zwei Beamte oder Angestellte 

zur gemeinsamen Unterzeich­

nung von Wechseln (mit Aus­

nahme der Ausstellung oder 

Annahme eines Wechsels), 

Schecks, Akkreditiven, An­

weisungen, Quittungen, Beschei­

nigungen, Schriftstücken über 

Geschäfte nach§§ 10 und 26 

sowie von Eintragungen :n den 

Sparkassenbüchern(§ 3) , 

b) den Verwalter einer Einmann­

zweigstelle zur alleinigen 

Unterzeichnung der unter a) 

aufgeführten Urkunden und 

Schriftstücke 

bevollmächtigen . 

Im Spar- , Depositen-, Giro-, 

Kontokorrent-, Darlehens- und 

Wertpapierverkehr sind die maschi­

nenmäßig hergestellten Quittungen 

J} 

des Kreises Stormarn vom Vor­

sitzenden des Vorstandes voll­

zogen . 

Der Vorstand kann in der 

Form des Abs . 1 

a) zwei Beamte oder Angestellte 

zur gemeinsamen Unterzeichnung 

von Wechseln (mit Ausnahme 

der Ausstellung oder Annahme 

eines Wechsels), Schecks, 

Akkreditiven, Anweisungen, 

Quittungen, Bescheinigungen, 

Schriftstücken über Geschäfte 

nach§§ 10 und 26 sowie von 

Eintragungen in den Sparkassen­

büchern(§ 3) , 

b) den Verwalter einer Einmann­

zweigstelle zur alleinigen 

Unterzeichnung der unter a ) 

aufgeführten Urkunden und 

Schriftstücke 

bevollmächtigen . 

Im Spar-, Depositen- , Giro-, 

Kontokorrent-, Darlehens- und 

We r tpapier verkehr sind ctie maschi­

nenmäßig hergestellten Quittungen 

für die Sparkasse auch mit der Un- für die Sparkasse auch mit der 

terschrift einer der in Abs . 2 ge- Unterschrift einer der in Abs . 2 

nannten Personen oder einem Kon­

trollstempel rechtsverbindlich , 

wenn die Sparkasse durch Aushang 

im Schalterraum auf die Rechts -

rbindlichkeit solcher Quittun­

gen hinweist . 

genannten Personen oder einem 

Kontrollstempel rechtsverbindlich , 

wenn die Sparkasse durch Aushang 

im Schalterraum auf die Rechts­

verbindlichkeit solcher Quittun­

gen hinweist . 
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IJ. 13 . 

Die Bestimmungen der Ab­

sätze 1 bis 3 gelten nicht für 

Geschäfte der laufenden Verwal­

tung , die für die Sparkasse 

wirtschaftlich nicht von erheb­

licher Bedeutung sind . 

Der Vorstand kann zur Wahr-

nehmung der Interessen der 

Sparkasse im Einzelfall (z . B . 

in Prozessen, bei Zwangsver­

steigerungen usw . ) auch ein ande­

res als das geschäftsführende 

Vorstandsmitglied oder einen 

anderen Beauftragten ~it der Ver­

tretung der Sparkasse betrauen . 

Die vom Vorstand ausgestellten 

und mit dem Siegel der Sparkas-

se versehenen Urkunden sind öf­

fentl i che Urkunden . 

Die Unterschriften nach Abs . l 

sollen unter der Bezeichnung : 

"···· Sparkasse ...... . 

1). 

Die Bestimmungen der Absätze 

1 bis 3 gelten nicht für Geschäf­

te der laufenden Verwaltung , die 

für die Sparkasse wirtschaftlich 

nicht von erheblicher Bedeutung 

sind . 

Der Vorstand kann zur Wahr­

nehmung der Interessen der Spar­

kasse im Einzelfall (z . B . in 

Prozessen, bei Zwangsversteige­

rungen usw . ) anstelle des Vor­

sitzenden des Vorstandes den 

Sparkassenleiter oder einen ande­

ren Beauftragten mit der Vertre­

tung der Sparkasse betrauen . 

Die vom Vorstand ausgestellten 

und mit dem Siegel der Sparkasse 

versehenen Urkunden sind öffent­

liche Urkunden . 

Die Unterschriften nach Abs . l 

sollen unter der Bezeichnung : 

" Sparkasse 

Der Vorstand", Der Vorstand" , 

alle anderen Unterschriften unter alle anderen Unterschriften unter 

der Bezeichnung : der Bezeichnung : 

" . . . • Sparkasse 

erfolgen . 

II " • • • • Sparkasse 

erfol gen • 

II 

(Bei Unterschriften nach Abs . 2 ~Bei Unterschriften nach Abs . 2 

genügt als Name der Sparkasse genügt als Name der Sparkasse 

folgende Kurzbezeichnung der folgende Kurzbezeichnung der 

Sparkasse : ..•.....•• ) Sparkasse : ............• ) 

Namen und Unterschriften der Namen und Unterschriften der 

Zeichnungs berechtigten sind durch Zeichnungsberechtigten sind durch 

Aushang im Kassenraum bekanntzu- Aushang im Kassenraum bekanntzu­

geben . Der Aushang ist vom Vorsit- geben . Der Aushang ist vom Vor-

zenden des Verwaltungsrates zu 

unterschreiben . 
sitzenden des Vorstandes zu 

unterschreiben . 
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14 . 

Die Berechtigung, Urkunden 

und Unterschriften zu vollziehen, 

wird erforderlichenfalls für die 

Mitglieder des Vorstandes vom 

13 . 
Die Berechtigung , Urkunden 

und Unterschriften zu vollziehen, 

wird erforderlichenfalls für die 

Mitglieder des Vorstandes vom 

Vorsitzendes des Verwaltungsrates, Vorsitzenden des Vorstandes, 

im übrigen vom Vorstand beschei- im übrigen vom Sparkassenleiter 

nigt . bescheinigt . 

Die folgenden§§: 

42 

43 

Prüfungen 

Geschäftsjahr 

44 Voranschlag der Handlungskosten 

45 Jahresabschluß und Entlastung 

46 Verwendm g von Überschüssen 

47 Auflösung der Sparkasse 

48 Bekanntmachungen der Sparkasse 

49 Satzungsänderungen 

50 Bekanntmachung der Satzung 

51 Inkrafttreten der Satzung 

stimmen bei den Fassungen A und B wörtlich überein und sind 

deshalb hier nicht mehr gegenübergestellt . 



(") 
0 
\ 

w 
C 
s.... 
ro 
E 
s.... 
0 
1 ' Cl) 

> 
■ 

..c 
(.) 
s.... 
ro 
Cl) 

■ 

(]) 
s.... 
~ 

..--... 
(9 
LL 
0 .._.. 
4:= 
CO 
..c 
(.) 
Cl) 

C ·-Q) 

E 
Q) 
0) 
Cl) 
0) 
C 
::J 
..c 
(.) 
Cl) 
L.. 

0 
LL 
Q) 
..c 
(.) 
Cl) 

......., LO 
::J CO 
Q) 0 

Or,..... 
Q) LO 

"'O 
T""" 

"'1" 
..c 
(.) 
L.. 
::J 

"'O 
t:::: 
Q) C 

"'O ........ 
L.. ~ 
·o w ~ ·----i 

ru e 
(9 0.... 

-• 

• • 
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B 

MUS T ERS ATZUNG 11A11 

( zum Vergleich der wesentlichen Unterschiede) 

Organe 

Organe sind 
~uovf-

it ~~ 
a ) der Verwaltungsrat , 

b ) der Vorstand 
(Direktorium ) 

~hi r,,Jf 

~ Verwaltungsrat 

I. Zusammensetzung des Verwaltungsrates 

1 .) Landrat als Vorsitzender 
(vertreten durch vom Verwaltungsrat gewähl tes Mitglied) 

2 .) 4 - d Mitglieder , gewählt vom Kreistag 
(davon mindestens 1/3, höchstens 1/2 Mitglieder des Kreistages ) 

3.) stellvertretende Verwaltungsratmitglieder gibt es nicnt . 
II . Aufgaben des Verwaltungsrats : 

1 .) Der Verwaltungsrat bestimmt 

b
a ) Richtlinien der Geschäftspolitik, 

) Geschäftsanfleisung Vorstand (Direktorium), 
11 Kreditausschuß , 
" Innenrevision. 

2 .) Er beaufsichtigt die Geschäftsführung (Vorstand-Direktorium) 

3. ) Er entscheide~ insbesondere über 

a) Errichtung und Auflösung von Zweigstellen, 

b) Vorschlag für Anstellung , Entlassung und Zurruhesetzung 
der Vorstandsmitglieder (Direktorium) und der Beamten 
durch den Gewährverband , 

c) Aufstellung des Stellenplanes und 
Voranschlag der Handlungsunkosten, 

d ) Feststellung des Jahresabschlusses und 
Verteilung des Reingewi nnes , 

e ) Erwerb , Veräu~erung und Belastung von Grundstücken, 
f ) Aufnahme von Anleihen, 

g ) Erteilung von Vollmachten . 
4.) Angelegenheit von besonderer Bedeutung. 

Angelegenheiten von besonderer Bedeutung, für die Kreditaus­
schuß oder Vorstand (Direktorium ) zuständig sind , kann der 
Verwaltungsrat in Ausnahmefällen an sich ziehen. 

I II . Grundsätzliches : 

1. ) Der Verwaltungsrat ist mit entscheidenden Funktionen ausge­
stat tet . Er überwacht die gesamte Geschäftsführung . 

2 .) Es herrscht eine klare Trennung von Beaufsichtigung und Kon­
trolle auf der einen Seite (Verwaltungsrat) und der eigentli­
chen Geschäftsführung (Vorstand - Direktorium). 

3. ) Dem Verwaltungsrat sind auch nur die Funktionenaufgetragen, 
die er nacP seiner Zusammensetzun6 effektiv erfüllen kann , 
also kein Terantwortung für Dinge , die er ·nicht übersehen 
kann . 

- 2 -
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C Der Vorstand (Direktorium) 

1 .) Der Vorstand besteht aus 1 oder 2 Direktoren, üblicherweise 

2 . ) 

3 . ) 

2 Direktoren, die auf Vorschlag des Verwaltungsrats vom Kreis­
tag bestimmt werden . 

Von den 2 Direktoren wird einer zum geschäftsführenden Direk­
tor auf Vorschlag d~s Verwaltungsrates durch den Kreistag be­
stellt . 

Der Vorstand (Direktorium) führt alle Geschäfte , für die 
nicht der Verwaltungsrat oder Kredi tausschu!~ zuständig sind , 
nach MaIJ6 abe 

der Gesetze , 

der Satzung und 

der Geschäftsanweisung 

- unbeschädigt des Rechts des Verwaltungsrates , die Beschluß­
fassung in Angelegenheiten von besonderer Bedeutung in Aus ­
nahmefällen an sich zu ziehen -

im Rahmen der Richtlinien der Geschäftspolitik . 

Der Vorstand (Direktorium) ist also weitgehend gebunden, 

wobei die Geschäftsanweisung dem Verwaltungsrat Gelegenheit 
gibt , di e Befugnisse des Vorstandes so abzugrenzen, da.u sie 
den Bedürfnissen der Sparkasse nach der Lage im Wirtschafts­
bezirk und der jeweiligen Größe der Sparkasse entsprechen. 

Der Verwaltungsrat hat also entscheidenden Einflu auf die 
Geschäftsführung . 

4.) Der Vorstand (Direktorium) vertritt nach außen hin die Spar­
kasse ( insbesondere Urkundenverkehr ). 

5.) Vter- Augen/Prinzip 

D Kreditausschu.3 

1. ) Der Kredi tausschu t3 ist kein Organ 
- hat jedoch praktisch die Stellung eines Organs 

2 .) a ) Vorsitzender ist der Landrat , 

b ) die beiden Direktoren gehören ihm an , 

c ) 3 Verwaltungsratmitglieder gehören ihm an . 

3.) Für die Mitglieder gibt es Stellvertreter . 

4.) a ) Der KreditausschulJ beschlieJ t an und für sich über Kredit ­
anträge endgültig . 

b ) Grundsätzlich keine BeschluJfassung durch Verwaltungsrat , 

aber der Jreditausschu ~ kann mit seiner Stellun5nahme Kre­
ditantr"0 dem Verwaltungsrat vorlegen. 

- 3 -
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( . E Dienstkräfte 
< V 

< 1.) Dienstherr ist der Kreis . 

2 . ) Der Kreis gibt für Angestellte und Arbeiter allgemeine 

(") - Grundsätze über Einstellung„ Entlassung und Gehälter . 
" 

3 . ) Beschlußfassung über Stellenplan erfolgt durch Kreistag . 

0 ( ) ( . 
< \ 4 .) Anstellung„ Höhergruppierung und Entlassung der Angestell -

< ten und Arbeiter erfolgt durch den Vorstand (Direktorium) . 

\ 
F Einfluß des Gewährträgers w Der Kreistag beschließt 

1.) über die Wahl der Verwaltungsratmitglieder„ .. 

C 
- 'f 

2 . ) über die Errichtung und Auflösung der Sparkasse, ...-.. 
(9 • • 3 . ) über den Erla .C oder Änderung der Satzung, s.... LL 
0 ( \ f 

4 . ) ro .._.. ,J ) • • über den Stellenplan der Sparkasse , 
\ 4:= v 

5. ) über die Genehmigung der Baukosten für die Hauptstelle, CO 
< 

E ..c .. 
6 . ) Zuführung der Überschüsse, (.) über die 

Cl) 
7 . ) über die Anstellung d(r Vorstandsmitglieder (Direktorium) C 

s.... ·- auf Vorschlag des Verwaltungsrates, Q) 

E 
..., 

0 8 . ) über die Anstellung der Beamten , 
Q) auf Vorschlag des Verwaltungsrates . 
0) 

) I Der Kreisausschuß beschlie ßt über die Entlastung der Sparkassen-
1 ' 

Cl) - V organe . 0) . ( ) 

Cl) C 
::l ( . • • G Schlußfolgerung ..c 
(.) • • 1.) Bei der Organisationsform lt A II ist die Trennung der Gewalten Cl) 

> s.... 
- Geschäftsführung einerseits - Kontrolle und Beaufsichtigung 0 

LL ( andererseits - klarer abgegrenzt . 
■ 

\ . 
Q) 

..c ..c Keine Verantwortung für Dinge, die der Verwaltungsrat nlcht 
(.) 

,J ( ( . übersehen kann (Geschäftsleiter und Geschäftsführung) . Cl) .. " 

(.) ......, LO f 

::l CO 2 . ) Der Verwaltungsrat behält es in der Hand, über die Geschäfts-
Q) 0 

• j -
V ( 

anweisung die Zuständigkeit zwischen Kreditausschuß und s.... Or,..... 
( . Vorstand (Direk:torium) so abzugrenzen„ da~ eine vernünftige Q) LO u v - V ro "'O 

T""" 
( ( . Regelung für die Sparkasse besteht . ~ V 

cn ..c 3 . ) NRW hat Mustersatzung 11 A11 pflichtweise eingeführt . (.) ( s.... 
::l 

.. 
■ "'O Bad Oldesloe, den 30. Juni 1958 (]) t:::: Vor . /Af. 

Q) s.... "'O ~ 
.s.... Q) 

~ 
&2·~ 
ru e 
(9 0.... 
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M U S T E R S A T Z U N G ------------ -- - - -=--
(zum Vergleich der wesentlichen Unterschiede) 6 

Organe 
Organ ist 
a) der Vorstand . 

Vorstand 
I . Zusammensetzung des Vorstandes 

1. ) Landrat als Vorsitzender 
(vertreten durch vom Vorstand gewähltes Mitglied) 

2 . ) 4 - 8 Mitglieder, gewählt vom Kreistag 
(davon höchstens 1/3 Mitglieder des Kreistages) 

3. ) Sparkassenleiter, 

4. ) Stellvertretende Vorstandsmitglieder gibt es nicht . 

5. ) Vorstand wird vom Vorsitzenden vertreten . 

II . Aufgaben des Vorstandes 

1. ) Der Vorstand bestimmt 

2. ) 

a) Richtlinien der Geschäftspolitik, 
b) Geschäftsanweisung Sparkassenleiter, 

" KreditausschuJ , 
" Innenrevision . 

Er entscheidet über alle Angelegenheiten, für die nicht der 
Gewährträger, der Kreditausschuß oder der Sparkassenleiter 
zuständig sind . 

Er entscheidet insbesondere über 
a) Errichtung und Au~lösung von Zweigstellen, 

b) Vorschlag für Anstellung, Entlassung und Zurruhesetzung des 
Sparkassenleiters und der Beamten durch den Gewährverband, 

c) Aufstellung des Stellenplanes und 
Voranschlag der Handlungsunkosten, 

d) Feststellung des Jahresabschlusses und 
Verteilung des Reingewinnes, 

e ) Erwerb , Veräußerung und Belastung von Grundstücken, 

f ) Aufnahme von Anleihen, 

g) Erteilung von Vollmachten, 
h) Anstellung, Hbhergruppierung und Entlassung der Angestell­

ten ~nd Arbeiter . 

III . Grundsätzliches : 
1.) 

2 . ) 

3 . ) 

4 . ) 

Die ehrenamtlichen Mitglieder des Vorstandes sind neben dem 
Sparkassenleiter "Geschäftsleiter" im Sinne des KWG ts . Sie 
sind für die gesamte Geschäftsführung mitverantwortlich , 

Der Vorstand hat nicht die klare Funktion eines 11Aufsichts­
organs11 wie bei MuSa "A", sondern Funktionen der Geschäfts­
führung und Beaufsichtigung. 
Den Vorstandsmitgliedern wären m. E. bei der GröJe unserer 
Sparkasse Funktionen übertragen, die sie effektiv nichtausfüh­
ren bzw. übersehen können - siehe Merkblatt DSGV "Ve,,,mögens­
rechtliche Haftung des Sparkassenvorstandes" -. (Haftungs-
und Strafbestimmungen) 

Musa 11B11 Wbic 1t von der üblichen Organisationsform der 11 0r<;;,an­
trennung11 n < 1 einem geschäftsführenden und e_inem aufsichts­
führenden Organ, wie es bei den übrigen Gruppen des Kreditge­
werbes weitgehend Praxis ist, ab . 

- 2 -
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C Der Sparkassenleiter 

D 

1 ~) Der Sparkassenleiter ist kein Organ der Sparkasse . 

Der Sparkassenleiter wird auf Vorschlag des Vorstandes durch 
den Kreistag bestellt . 

2 . ) Der Sparkassenleiter führt verantwortlich die laufenden 
Geschäfte, 

nach Ma,~gabe 

der Gesetze, 
der Satzung, 

der Geschäftsanweisung 

im Ranmen der Richtlinien der Geschäftspolitik . 

3.) Der Sparkassenleiter ist ebenfalls durch die Geschäftsanwei ­
sung gebunden . 

4.) Zwei Vorstandsmitglieder (also nicht nur Landrat und Sparkas­
senleiter) vertreten im Urkundenverkehr die Sparkasse . 

5 .) Zwei - Augen/Prinzip . 

Kreditausschuß 

1 .) Der Kreditausschuw ist kein Organ 
- hat jedoch praktisch die Stellung eines Organs 

2 . ) a) Vorsitzender ist der Landrat , 
b) der Sparkassenleiter .gehört ihm an, 

c) 2 Vorstandsmitglieder gehören ihm an . 

3 .) Für die Mitglieder gibt es Stellvertreter . 

4.) a) Der Kreditausschuß beschlie8t an und für sich über Kredit ­
anträge endgültig . 

b) Grundsätzlich keine Beschlußfassung durch Vorstand , 

aber der Kreditausschu.;1 kann mit seiner Stellungnahme Kre ­
ditanträge dem Vorstand vorlegen . 

c ) Bei Kreditanträgen von besonderer Bedeutung bleibt der 
Vorstand berechti 0t , die Beschlu ,fassung in Ausnahmefäl ­
len an sich zu ziehen . 

- 3 -
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E Dienstkräfte 

F 

G 

1 .) Dienstherr ist der Kreis . 

2 . ) Der Kreis gibt für Angestellte und Arbeiter al lgemeine Grund­
sätze über Einstellung , Entla ssung und Gehälter . 

3. ) Beschlußfassunß über Stellenplan erfolgt durch Kreistag . 

4. ) Anstellung , Höhergruppierung und Entlassung der Angestellten 
und Arbeiter erfolgt durch den Vorstand, der seine Befugnisse 
ganz oder teilweise auf den Landrat übertragen kann . 

EinfluG des Gewährträgers 

Der Kreistag beschlie~t 

1.) über die Wahl der Vorstandsmitglieder , 

2 . ) über die Errichtung und Auflösung der Sparkasse, 

3 . ) über den Erlaß oder Änderung der Satzung, 

4 .) über den Stellenplan der Sparkasse , 

5 . ) über die Genehmigung der Baukosten für die Hauptstelle, 

6 .) über die Zuführung der u· ~rschüsse, 

7 . ) über die Anstellung des Sparkassenleiters 
auf Vorschlag des Vorstandes, 

8 . ) über die Anstellung der Beamten, 
auf Vorschlag des Vorstandes . 

Der Kreisausschuß beschlie j t über die Entlastung der Sparkassen-
organe . 

Schlu „folgerung 
Bei der Organisationsform "B II ist keine klare Trennung der Gewal -
ten - Geschäftsf ührung einerseits - Kontrolle und Beaufsichtigung 
andererseits - erfolgt . 

Die Vorstandsmitglieder sind gemeinsam mit dem Sparkassenleiter 
für die gesamte Geschäftsführung der Sparkasse verantwor tlich , 
so daß gegebenenfalls auch die für Geschäftsleiter geltenden Haf­
tungs- und Strafbestimmungen zur Anwendung kommen - siehe Merk­
blatt DSGV "vermögensrechtliche Haftung des Sparkassenvorstandes" 

Die Vorstandsmitglieder übernehmen bei der Größe unserer Sparka sse 
Verantwortung für Dinge, die sie nicht übersehen konnen . 

Bad Oldesloe , den 30. Juni 1958 
Vor /Af . 
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Geschäftsanweisung 
für den Vorstand 

(Mustersatzung AJ 

l , 31 
Gemäß § ae" in Verbindung mit § 38 der Satzung der ..... 

·····················•···························································· .................................................... , ..................... . 

wird nachstehende Geschäftsanweisung für den Vorstand erlassen: 

1. 

ZusammensetzunjJi ~J.ii!fi~si ni'.~e~ hätYrt:~1::0La•.: --~ _ 
1. Der Vorstand besteht ~s~ porkassen eite~, 1 ~A~ 

seillem- l-uml-2.-{gegebenSAfalls 3 ... J SlellYerJroler l) [6pineffl 
&teHvertrete~ .._J._ ...: e J "°'.C..:~,!t-~ ~F.(., . 

2. Der Vorstand faßt seine Beschlüss~~soweit nicht nach der Ge­
schäftsanweisung (Abschnitt I Ziff. 3 und Abschnitt III) ein einzelnes Vor­
standsmitglied entscheiden kann. 

~~~eA-Wei:een, wenn-nicht Fegelmä~sf.e~-4e~te&~!i.­
sind, vom Sparkassenleiter einberufen, so oft es die Geschäfte erf rn . 
In den Sitzungen muß mehr als die Hälfte der Zahl der Vorst itglieder 
anwesend sein. Die Beschlüsse werden mit einfacher enmehrheit ge­
faßt; Abschnitt 111 Ziffern 3 und 4 bleiben unber • . in überstimmtes Vor­
standsmitglied ist unbeschadet der Wir eil des Beschlusses berech­
tigt, seine abweichende Auffass dem Verwaltungsrat durch den 
Vorsitzenden mitzuteilen. 

[Die Sitzungen w n, wenn nicht regelmäßige Sitzungstage fest-
gesetzt sind, v parkassenleiter einberufen, so oft es die Geschäfte er-
fordern e Besch lüsse bedürfen der Obereinstimmung der Vorstand_; :._ .. 

1) Der Vorschlag geht davon aus, daß eine Rangfolge der Stel lvertreter für den Fall der Be• 
hlndt?rung_ des Sporkos_senleiters bestimmt wird. Sollen die Stel lvertreter zunächst g leich• 
rang_1g sein, sc muß.Ziffer 1 lauten: .D1zr Vor~tond besteht aus dem Sparkassenleiter als 
Vors,tzendem und seinen Stel lvertretern. In diesem Falle muß bei Behinderung des Spar­
kassenleiters die Stellvertretung besonders geregelt werden. 

t ) Die [ J eingeklammerten Bestimmungen sind - bei g leichzeitiger Streidiung des entspre­
chenden N ormaltextes - einzusetzen, wenn der Vorstand nur aus 2 M i tgliedern )Spor· 
kassenleher und einem Stellvertreter) besteht. 
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3. Jedes Vorstandsmitglied erledigt die ihm zugewiesenen Geschäfte selb­
ständig, soweit es sich nicht um Angelegenheiten von besonderer Bedeu­
tung handelt. In . Zweifelsfäl len entscheidet der Sparkassenleiter, ob ein 
Beschluß nach Ziff. 2 ~ erforderlich ist; die Vorschriften des Ab­
schnittes III bleiben unberührt. 

4. Der Sparkassenleiter vertei lt die Geschäfte unter die Vorsta~ smiti~er. V: l-...( 
5. Der Sparkassenleiter wird im Falle seiner Behinderung durch se~n~ ~ rf' ~l,.~ 
~0i--desse~ehrt=1eleF-t:H1!i/-dtjrei'l-den-näemte eHveT"- . T-
t.uue.; vertreten 3) . ~&WA§ eines 1/urslrn,ds,nit91i-edes geheu die 
.ßafugnisse-des \{0rstc~&s..o~~H~-'Jr, 

6. Die Vorstandsm itglieder haben sich gegenseitig über al le wichtigen Vor­
gänge und Entscheidungen zu unterrichten. 

7. Die Besch lüsse des Vorstand_p,~ nach Ziff. 2 sind in einer kurzen Nieder­
schrift festzuhalten und von ~ Vorstandsmitgliedern, -cli.e-011-eeF-S~ 
1eilgeAomrnen...hobe.i., zu unterschreiben. Die Vorschriften des Abschnittes III 
Ziffern 8 und 9 bleiben unberührt. 

II. 

., . Aufgaben 
~<.A.V + 

1. Der Vorstand führt aig l1;111igRaeR Geschäfte der Sparkasse nach Maßgabe 
der Gesetze, der Satzung, dgr 1;111t,id:itd~ehörolk,heR hereRYR~ und 
d ieser Geschäftsanweisung.• t-

2. Insbesondere hat der Vorstand folgende Aufgaben , 
al Die Vorbereitung und Ausführung der Beschlüsse des Verwaltungsrates 

und Kreditausschusses; 
b] die Unterrichtung des Verwaltungsrates - vor allem seines Vorsitzen­

den - über wichtige Sparkassenangelegenheiten; insbesondere ist zu 
berichten über, 

die w irtschaftliche Lage der Sparkasse, ihre Zahlungsbereitschaft, die 
Anlegung des Sparkassenvermögens und die Entwicklung der Ein­
lagen und des Kreditgeschäftes, 
besondere Risiken, 
größere Abschreibungen auf zweifelhafte Forderui ge

0
n; 

c) die Anstellu.c'i!• _BefördEHung und Entlassung dedle lili! ~Oi"I der Spar-

kasse ;,f..~ r"'~ ~-4.u'- - ..-.. ~] '""' ~ · '- c, V""'- U. • 
d] d? ,VertreW&Lder Sparkasse und JJ!et evö'ffl\,=r,'g!,,•~r?'~~ 'f•k,~:""'\' 
-mi.~~~, die an der Vertretung der Sparkasse nach § ~ der 

Satzung mitzuwirken haben ; 't◄ 
3) Im Folie einer Regelung noch Fußnote 11 lautet Ziff. 5 Satz 1, Der Sparkassenleiter wird 

im Falle seiner Behinderung durch den vom Verwaltungsrat bestimmten Stellvertreter ver­
treren. 

4) Mangels einer enrsprechenden Bestimmung des HSpG ist d ie Bestellung von stellvertre­
tenden Vorsrondsmirgiiedern nicht mögl ich. In dringenden Fäl len (z. B. bei einer Behinde­
rung des Sparkassenleiters und seines Stellvertreters) ist jedoch die Bestellung von Var­
stondsmirg l iedern auf Zeit zu lässig. 

"" ~ ~ ~ Vv<~•~~ ~~--~ 
--'~' '-,<., t tP.~l.J.<i,. -.C9(...(~~'-'.QJ. . -r 

.... ... ~b'--4-41~~~ ~ct.~g;:~",--.tc,~ 
CL.~ .1 ~ --,<,.., v""'~~y-~ '~ l'lc. "'"'-" ~ µ-~~. """r- ~~ '°"""-'-'-' ~~. ~~•:.},.,...,_ .. .,_..,u.c,,,.._ww.,..,-., .. ~ '\ ;J.. ~ t--i "'- ., ~~ 
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e) die Oberwachung des gesamten Sparkassenbetriebes. 
Der Vorstand trägt die Verantwortung für übersichtliche und betriebs­

technisch einwandfreie Erledigung aller Geschäfte. § :;;/ l+t Satz 2 der 
Satzung bleibt unberührt; "f J..~> -~) 

f) die Vorlage der Jahresbilanz nebst Gewinn- und Verlust~~ng~ owi\ 
eines Geschäftsberichtes an den Verwaltungsrat nach Ablauf des Ge­
schäftsjahres ; 

1 g) die Verfügung über d ie Ausgaben der laufenden Verwaltung ~ 
- des Handlungskostenvoranschlages. 

III. 

Kreditbewilligungen 
1. Der Vorstand kann Kredite in folgendem Umfange bewilligen: 

{Vorschlag über die Höhe der Bewilligungsbefugnisse siehe Anlage) 

A. Gedeckter Personalkredit (§ 16 MuSa) 
Der ge,0111„ Vorstand: 

bis zu DM ................................ im Einzelfalle 
Ein ~i:wolkmgsrot-be~ Vorstandsmitglied 51: 

bis zu DM ................................ im Einzelfa lle 

B. Blankokredit (§ 17 MuSa) 
Der 9e&a111t• Vorstand : 

bis zu DM ................................ im Einzelfalle 
Ein ♦1om Verwalt11ngsrat bedimmle&- Vorstandsmitglied 5) : 

bis zu DM ...... . .. im Einzelfalle 

C. Realkredit (§ 15 MuSa) 
Der 9esamte ~orstand : 

bis zu DM ............................... im Einzelfalle 
Ein IIGß1 Ven♦1altun9srat bestimn:1•e~ Vorstandsmitglied 5): 

bis zu DM .................. , ............. im Einzelfalle 

D. Kommunalkredit (§ 19.MuSa) 
Der getOANO Vorstand: 

bis zu DM ................................ im Einzelfalle 
Ein ~ ,m..l/.Q,i;w8'la1Ja1~Gt,,obecffll-~ Vorstandsmitglied 5): 

bis zu DM ................................ im Einzelfalle 

E. Vorübergehende Oberziehungen von Guthabenkonten oder Kredit­
überschreitungen, sofern die Bonität des Schuldners, sein seitheriges 
Geschäftsgebaren und seine Kontobewegung- dies zulassen: 
Der 9e5€1mt& Vorstand : 

bis zu DM ................................ im Einzelfalle 
Ein 'iGm VePNallwngi«I~-* Vorstandsmitglied 5): 

bis zu DM ................................ im Einzelfalle. 

51 In der Regel der Sparkassenleiter. 
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F. Für die Obernahme von Bürgschaften und ähnlichen Verpflichtungen 
gemäß § 12 13) der Satzung gelten die vorstehenden Grenzen für ge­
deckte Personalkredite und für Blankokredite IA, B) sinngemäß. 

In das Kreditbewilligungskontingent des 9esornieP Vorstandes oder 
eines eiow l □e□ Vorstandsmitgliedes IA-F) sind demselben Kreditnehmer 
vom Verwaltungsrat oder Kreditausschuß bewill igte Kredite nicht einzu­

beziehen. 
Kredite nach A, B und F dürfen demselben Kreditnehmer nebeneinander 

nur bis zur Höhe der G renze für gedeckten Personalkredit IA) gewährt 

werden. 

2. Der gesornle Vorstand oder ein ein;i;eloe& Vorstandsmitglied entscheidet 
über Kreditanträge im Rahmen seiner Befugnisse endgültig. Das Vor­
standsmitglied kann Kreditanträge, über die es entscheiden kann, dem 
Vorstand vorlegen; der Vorstand kann Kreditanträge dem Kreditausschuß 

vorlegen. 

3. Der Vorstand beschließt im Kreditgeschäft nach den Bestimmungen des 
Abschnittes I Ziff. 2. 

aescbW&S"l nach § 16 {1 ) Ziff. 2 § 17 der Satzun 
scboitteo ll, III ~:ll , 1-der lle lei~IIA§&§l'l:!Aasälze ffitisseA YOl'I een Ol'l1 ♦ e 
slölo,;lera Vor&k!Re&mi liederR eins~iffifflig §efeßt „e, den. liegen derarli@e 
Kreditbewilligungen im Rahmen der Befugnisse eines eiR;i;elneR Vor­
stand~~ gliedes, so genügt dessen Entscheidung. 

4. \:~t nach §§ 12, 14 KWG +ein einsl imm~er Beschh1ß::::~ -
st01dsmitglieder erford ~t-di-e Zustimmung verhinderter Vor-

Die ,iE~~~~.i;i: es § über d ie ausdrückliche Zustimmung 
des Verwultungsrates sind zu beachten. 

5. Die Kreditbewilligungen des gornrnteo Vorstandes oder eines e-iAi'!elAeA 
Vorstandsmitgliedes müssen sich im Rahmen der durch Gesetz, Satzung 
oder Beleihungsgrundsälze vorgeschriebenen Grenzen halten. Hierbei 
sind bereits vom Verwaltungsrat und vom Kreditausschuß bewilligte 

Kredite einzubeziehen. 

D-er 9ernmte Vorstand oder ein eioiie loes Vorstandsmitg lied darf keine 
Kredite bewill igen, wenn der Verwaltungsrat oder der Kreditausschuß dem 
Kreditsuchenden einen Kreditantrag abgelehnt oder weitere Kreditbe­
willigungen ausgeschlossen hat. Das gilt nicht, wenn bei einem späteren 
Antrag des Kreditsuchenden die a lsdann angebotenen Sicherheiten aus­
reichen oder sich d ie wirtschaftlichen Verhältnisse des Kreditsuchenden 

wesentlich gebessert haben. -'.,r _ . . 
Hat der Verwaltungsrat oder Kred itausschuß uber einen Kreditantrag 

entschieden so kann der Vorstand oder ein eio;i;elos. Vorstandsmitglied 

... /.,,;_~ --' V.:_ "...,,,~.(,, kw-:W(\,- ""'&A'-- '--k .... 4,- L;,., 
r,c,_.;(I.,.:~ ~ t-9..~- h.A ~~'<-:~.., ..,;_., {..<~.C~ -
_,_ '1,~ /.Ai") , .. " • • 
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demselben Kreditsuchenden nicht zugleich oder unmittelbar folgend einen 
weiteren Kredit bewilligen. 

Die Absätze 2 und 3 gelten sinngemäß für Kreditbewilligungen eines 
eiozslnoR Vorstandsmitgliedes bei vorangegangenen Entscheidungen des 
gesarnlso Vorstandes. 

6. Der Vorstand hat den Kreditausschuß in seiner nächsten Si~ von 
eigenen Kreditbewilligungen oder von Kreditbewilligungen Vor­
standsmitglieder zu unterrichten, wenn der Verwaltungsrat oder der 
Kreditausschuß demselben Kreditnehmer bereits Kredite be.fa~lligt hat. 

Der Kreditausschuß ist bei seiner nächsten Sitzung über ~ n dem ~ 
~ Vorstand oder einem eiAi!!e lAoR Vorstandsmitglied bewilligte"" 
Kontoüberziehungen und Kreditüberschreitungen zu unterrichten, sofern 
diese den Betrag von DM ..................•............ übersteigen. Das gilt nicht für 
Kontoüberziehungen und Kreditüberschreitungen, die bereits am Tage 
der Vorlage an den Kreditausschuß wieder unter den vorgenannten Be­
trag zurückgeführt sind. 

7. Der -sesorote Vorstand oder ein eiozslosc Vorstandsmitglied ist befugt, 
bei Krediten, die durch den Verwaltungsrat oder durch den Kreditaus­
schuß bewilligt wprrf,c ~~, unter Wahrung der Satzungsbestimmungen 
und Beleihungs~M~loiF, die zur Sicherung eines Kredites belasteten 
Grundstücke oder Teile von Grundstücken, ferner Gegenstände, auf die 
sich Rechte erstrecken, aus der Haftung zu entlassen; Entsprechendes g ilt 
für die Entlassungen aus der persönlichen Schuldhaft. 

Der 9esarnl11 Vorstand oder ein aiAi!!OIRoo Vorstandsmitglied kann unter 
den Voraussetzungen des Abs. l Stundung oder Aussetzung der Tilgungs­
raten bis zu einem Jahresbetrag bewilligen. 

• 
• 

8. Die Kreditbewilligungen des 9Mamt11n Vorstandes und oiR,~i!OI Flon 
Vorstondsmitgl iedef"sind zumindest in Listenform festzuhalumi \.l!l-9 [rt~ ,:.,. 
Einzelkreditakten zu ver~erken. Dti" s-1e Vorstand~~Tii'räge1mä1fi:"' 
gen Zeitabstän~t~ ~ r ~lle Kreditbewi lligungen oiRos oiReOIROR Vor • 
stooclsrnit9I~ zu unterrichten. 

9. Vorübergehende Kontoüberziehungen und Kreditüberschreitungen kön- • 
nen durch Abzeichnung der Belege genehmigt werden. In regelmäßigen 
Zeitobständen sind vollständige Oberziehungslisten dem 9r.ca~teR Vor-
stand vorzulegen. 

10. Der -G5$Q~ Vorstand ist berechtigt, mit Zustimmung des Verwaltungs­
rates seine Kreditbewill igungsbefugnisse unter Begrenzung auf geringere 
Beträge auf Abteilungsleiter oder Leiter größerer Zweigstellen zu über­
tragen. Diese Obertragung muß in Schriftform als Geschäftsanweisung 
erfo lgen. Neben den Abteilungs- oder Zweigstellenleitern bleibt der 
Vorstand verantwortlich. Er ist von den Kreditbewill igungen nachträglich 
zu unterrichten. 

6 
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IV. 
Schlußbestimmungen 

l. Jedes Vorstandsmitglied erhält einen Abdruck d ieser Geschäftsanweisung 
gegen schrift liche Empfangsbestätigung. Die Bestätigungen sind zu den 
Akten zu nehmen. Den Verwaltungsratsmitg liedern ist ein Abdruck auszu­
händigen. 

2. Diese Geschäftsanweisung tritt am ................................................................ in Kraft. 

Bitte wenden 1 
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Anlage zur G eschäftsanweisung für den Vorstand 
(Mustersatzung Al 

Vorschlag für Kreditbewilligungsbefugnisse nach MuSa A 

Größe der Sparkasse durch ein Vor- durch den ge-
Gesamteinlagen standsmitglied •1 samten Vorstand•) 

bis 

über 

bis 

über 

Gedeckter Personalkredit, Realkredit, Kommunalkredit 

5 Mill. 5000,- 10000,-

10 
" 

7 500,- 15000,-

20 12000,- 20000,-

30 
" 

15000,- 25000,-

50 " 
20000,- 35000,-

100 25000,- 45000,-

100 Sonderregelung 

Blankokredit 

5 Mill. 5000,- 8000,-

10 

20 
30 

50 
100 
100 

7 500,- 12000,-

10000,- 15000,-
12 000,- 17 500,-

" 
15000,- 20000,-

" 
17 500,- 25000,-

" 
Sonde rregelung 

Vorübergehende Oberziehungen von Guthabenkonten 
oder Kreditüberschreitungen 

Der einzusetzende Betrag ist nach den jeweiligen ört lichen Verhöltnissen zu 
bestimmen. Er soll iedoch DM 25 000,- nicht überschreiten. 

•J Anderungen der Kreditbewilligungsbefugn isse noch unten und insbesondere auch noch 
oben sind Je noch den örtlichen Verhältnissen möglich. 
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Geschäftsanweisung 

für den 

Sparkassenleiter 

(Mustersatzung B) 

IV/56@ 0350 
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Geschäftsanweisung 
für den Sparkassenleiter 

(Mustersatzung BJ 

Gemäß § ~ in Verbindung mit § Y, der Satzung der ............................................... .. 

• wird nachstehende Geschäftsanweisung für den Sparkassen!eiter erlassen . 

• 

1. 
Stellung des Sparkassenleiters 

1. Der Sparkassenleiter ist Mitglied des Vorstandes und des Kreditausschusses. 
Er ist Dienstvorgesetzter aller Sparkassenbediensteten. 

2. Der Vorsitzende des Vorstandes und der Sparkassenleiter sind in dringen­
den Fällen, in denen eine Beschlußfassung des Vorstandes oder des Kredit ­
ausschusses nicht abgewartet werden kann, weil aus einer Verzögerung 
erheblicher Schaden für d ie Sparkasse zu befürchten ist, gemeinsam nach 
gewissenhafter Prüfung der Sachlage zur selbständigen Erledigung der 
Angelegenheiten befugt. Die Vorschri ften der §§ 12, 14 KWG bleiben un-

berührt. i.JbA ~ k.,r,-~~~'-'-""•> 
Die Unterrichtung des Vorstandes (durch den Vorsitzenden des Vorstan­

des ist durch den Sparkassenleiter vorzubereiten. 

3. Der Sparkassenleiter w ird im Falle seiner Behinderung durch den vom 
Vorstand bestellten Stellvertreter vertreten. • Bei längerer gleichzeitiger Behinderung des Sparkassenleiters und seines 
Stellvertreters bestimmt der Vorstand für d ie Geschäftsführung einen SpQr­

~~e,seRsoeio~ und rege}! de15e!lMu~_nisse *). Die Befugnisse eines 
----y Vorstandsmitgliedes können ~':rR'I ~~;~ nicht übertragen werden. 

4. Der Sparkassenleiter hat seinen Stellvertreter über wichtige Angelegen­
heiten auf dem laufenden zu holten. 

•J In dringenden Fällen ist die Bestellung eines Spcrkcssenleiters auf Zeit zu lässig. 
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II. 

,c.. ....... ~ n 
l. Der Sparkassenleiter führtVdie laufenden Geschäfte eiir SpsFl~e&lle nach 

Maßgabe der Gesetze, der Satzung, der gy~siel:l*teel:i~ n. AnorEI 
~ und dWef Geschäftsanweisung. '-~- ,r... ,,..,; ~ "-' 

<.r.~~~--
2. Insbesondere hat der Sparkassenleiter fölgende Aufgaben: 

al die Vorbereitung und Ausführung der Beschlüsse des Vorstandes und 
Kreditausschusses; 

b} die Unterrichtung des Vorstandes - vor allem seines Vorsitzenden -
über wichtige Sparkassenangelegenheiten; insbesondere ist zu be-
richten über: • 

die wirtschaftl iche Loge der Sparkasse, ihre Zahlungsbereitschaft, die 
Anlegung der Bestände und die Entwicklung der Einlagen und des • 
Kreditgeschäfts; 

besondere Risiken; 

die notwendigen Abschreibungen auf zweifelhafte Forderungen ; 

Sl't die 4 .,,~eF$i~un~ 8er Urlu:1Aele" 6eer .bt11s•clld119, Be(ö1 de, 0119 011d Ent­
Jgrn1n9 ,;liir ~~~t:1sriahme-der Urlw11de11 fö, 
seinen Stellvertre+a.,-,.,. 

d) die Mitwirkung bei ~I Vertretung der Sparkasse. 
Erklärungen nach § ~ ~) Satz 1 und 3 der Satzung sind vom Spar­
kassenleiter mit zu unterschreiben; 

4l die Oberwachung des gesamten Sparkassenbetriebes; 
Der Sparkassenleiter trägt die Verantwortung für übersicht liche und 
betriebstechnisch einwandfreie Erledigung oller Geschäfte. § ~ l't) 

Satz 2 der Satzung bleibt unberührt; 'f1 L 

die Vorlage der Jahresbilanz nebst Gewinn- und VerlustrI ~~~~!M '• 
wie eines Geschäftsberichtes an den Vorstand nach Ablauf des Ge-
schäftsiahres; · 

Li die Verfügung über die Ausgaben der laufenden Verwaltung im Rah-
1" men des Handlungskostenvoransch lages. 

II I. 
Kreditbewilligungen 

• 
1. Der Sparkassenleiter kann Kredite in folgendem Umfange bewilligen: 

!Vorschlag über d ie Höhe der Bewilligungsbefugnisse siehe Anlage) 

A. Gedeckter Personalkredit (§ 16 MuSa) 

bis zu DM ................................ im Einzelfalle 

4 

• • 

• • 

8. Blankokredit (§ 17 MuSa) 

bis zu DM ................................ im Einzelfalle 

C. Realkredit (§ 15 MuSa) 

bis zu DM ................................ im Einzelfa lle 

D. Kommunalkredit (§ 19 MuSa) 

bis zu DM ................................ im Einzelfa lle 

E. Vorübergehende Oberziehungen von Guthabenkonten oder Kredit­
überschreitungen, sofern die Bonität des Schuldners, sein seitheriges 
Geschäftsgebaren und seine Kontobewegungen dies zulassen 

bis zu DM ............................... im Einzelfa lle 

F. Für d ie Obernahme von Bürgschaften und ähn lichen Verpflichtungen 
gemäß § 12 131 der Satzung gelten d ie vorstehenden Grenzen für ge­
deckte Personalkredite und für Blankokredite (A, 8) sinngemäß. 

In das Kreditbewil ligungskontingent des Sparkassenleiters (A-F) sind 
demselben Kreditnehmer vom Vorstand oder Kreditausschuß bewilligte 
Kred ite nicht einzubeziehen. Kredite nach A, B und F dürfen demselben 
Kreditnehmer nebeneinander nur bis zur Höhe der Grenze für gedeckten 
Personalk~edit (Al gewährt werden. 

2. Der Sparkassen leiter entscheidet über Kreditanträge im Rahmen seiner Be­
fugnisse endgültig. Er kann solche Kreditanträge dem Kreditausschu1') vor­
legen. 

3. Entscheidungen nach § 16 11) Ziff. 2, § 17 der Satzung 11 □ 0 cccb diin Al.­
scboiUe□ A III (3); D) diir 8iiliiih11r;i9,9mn,;li1i1la0, die im Rahmen der Be­
fugnisse des Sparkassenleiters liegen, trifft dieser allein. 

4. Die Kreditbewilligungen des Sparkassenleiters müssen sich im Rahmen der 
durch Gesetz, Satzung oder Be leihungsgrundsätze vorgeschriebenen 
Grenzen halten. Hierbei sind bereits vom Vorstand und vom Kreditaus­
schuß bewilligte Kredite einzubeziehen. 

Der Sparkassenleiter darf keine Kredite bewilligen, wenn der Vorstand 
oder der Kreditausschuß dem Kreditsuchenden einen Kreditantrag abge­
lehnt oder weitere Kreditbewill igungen ausgeschlossen hat. Das g ilt nicht, 
wenn bei einem späteren Antrag des Kredi tsuchenden die alsdann ange­
borenen Sicherheiten ausreichen oder sich die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Kreditsuchenden wesentlich gebessert haben. 

Hat der Vorstand oder der Kreditausschuß über einen Kreditantrag ent­
schieden, so kann der Sparkassen leiter demselben Kreditsuchenden nicht 
zugleich oder unmittelbar folgend einen weiteren Kredit bew illigen. 

5. Der Sparkassenleiter hat den Kreditausschuß in seiner nächsten Sitzung 
von eigenen Kreditbewilligungen zu unterrichten, wenn der Vorstand oder 
der Kreditausschuß demselben Kreditnehmer bereits Kredite bewil ligt hat. 

5 
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Der Kreditausschuß ist bei seiner nächsten Sitzung über von dem Spar­
kassenleiter bewilligte Kontoüberziehungen und Kreditüberschreitungen zu 
unterrichten, sofern diese den Betrog von DM ................................ übersteigen. 
Das gilt nicht für Kontoüberziehungen und Kreditüberschreitungen, die be­
reits am Tage der Vorlage an den Kreditausschuß wieder unter den vor­
genannten Betrag zurückgeführt sind. 

6. Der Sparkassenleiter ist befugt, bei Krediten, die durch den Vorstand oder 
durch den Kreditausschuß bewilligt word~n ~t nd, unter Wahrung der 
Satzungsbestimmungen und Beleihung~ g'Cs0:rtia+ die zur Sicherung eines 
Kredites belasteten Grundstücke oder Teile von Grundstücken, ferner 
Gegenstände, auf die sich Rechte erstrecken, aus der Haftung zu entlassen; 
Entsprechendes gilt für die Entlassungen aus der persönlichen Schu ldhaft. 

Der Sparkassenleiter kann unter den Voraussetzungen des Abs. 1 Stun­
dung oder Aussetzung der Tilgungsraten bis zu einem Jahresbetrag be­
willigen. 

7. Die Kreditbewilligungen des Sparkassenleiters sind zumindest in listen­
form festzuhalten und in den Einzelkreditakten zu vermerken. 

8. Vorübergehende Kontoüberziehungen und Kreditüberschreitungen können 
durch Abzeichnung der Belege genehmigt werden. 

9. Der Sparkassenleiter ist berechtigt, mit Zustimmung des Vorstandes seine 
Kreditbewilligungsbefugnisse unter Begrenzung auf geringere Beträge au f 
Abteilungsleiter oder Leiter größerer Zweigstellen zu übertragen. Diese 
Obertragung muß in Schriftform als Geschäftsanweisung erfolgen. Neben 
den Abteilungs• oder Zweigstellenleitern bleibt der Sparkassenleiter ver­
antwortl ich. Er ist von den Kreditbewilligungen nachträglich zu unter­
richten . 

IV. 
Sehfußbestimmungen 

l. Der Sparkassenleiter und sein Stellvertreter erhalten einen Abdruck dieser 
Geschäftsanweisung gegen schriftliche Empfangsbestätigung. Die Bestäti­
gungen sind zu den Akten zu nehmen. 

Den Vorstandsmitgliedern ist ein Abdruck auszuhändigen. 

2. Diese Geschäftsanweisung tritt am ............................................................... in Kraft. 

I 

• • 

• • 
, ✓ 

6 

• • 

• • 

Anlage zur Geschäftsanweisung für den Sparkassenleiter 

(Mustersatzung B) 

Vorschlag für Kreditbewilligungsbefugnisse nach MuSa B 

Größe der Sparkasse 
G esamteinlagen 

durch den Sparkassenleiter•) 

~ er Personalkredit, Re~ dit, Kommunalkredit 
bis 5 Mill. 5 000,-

10 „ 7 500,-
20 „ 12000,-
30 „ 15000,-

,, 50 „ 20000,-
---100- 25 000,-

Über 100 ,; Sonder rege I u ri g 

bis 5 Mill. 
10 
20 
30 „ 
50 „ 

Blankokredit 

5000,-
7 500,-

10000,-
12000,-
15000,-

" 
" 

17 500 ' 
S ond e rregelung 

Vorübergehende Oberziehungen von Guthabenkonten oder 
Kreditüberschreitungen 

Der einzusetzende Betrog ist nach den jeweiligen ört lichen Verhältnissen 
zu bestimmen. Er soll jedoch DM 25 000,- nicht überschreiten. 

• t Änderungen der Kreditbewilligungsbefugnisse noch unten und Insbesondere auch noch 
oben sind Je noch den örtlichen Verhältn issen möglich. 

7 
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Geschäftsanweisung 
für den Kreditausschuß 

(Mustersatzung A und B) 

Gern. § ~ in Verbindung mit § ~ der Satzung der ........................................................... . 

w ird nachstehende Geschäftsanweisung für den Kreditausschuß erlassen: 
l. Die Einberufun~...sfii~Jgitausschusses erfolgt durch den Vorsitzenden im 

Benehmen mit m~Gipcirkassenleiter] 

Der Kreditausschuß ist einzuberufen, so oft es d ie Geschäfte erfordern; 

er soll in monatlichen (14-tägigen) Abständen zusammentreten. 

2. Der Kreditausschuß ist zuständig für Kreditbewill igungen, d ie 

a) aur;erhalb der Bewilligungsbefugnisse des Vorstandes [Sparkassen­
leiters •l] liegen ; 

bl im Rahmen der Zuständigkei des Vorstandes [Sparkassenleiters] 
liegen, aber dem Kreditausschuß zur Entscheidung überwiesen werden. 

3. Der Kreditausschuß ist beschlußfähig, wenn mindesten'fl'3)Mitglieder, 
darunter der Vorsitzende des Verwaltungsrates [Vorstandes] und ein Mit­
glied des Vorstandes [der Sparkassenleiter] anwesend sind. 

• Der Kreditausschuß beschließt mit einfacher Stimmenmehrheit, soweit 
nicht eine andere Bestimmung getroffen ist. Erhebt der Vorsitzende oder 

• 

ein Mitglied des Vorstandes fder Spar<lcassenleiter] Widerspruch, so ist der 
Antrag abgelehnt. 

Der Kreditausschuß kann mit einfacher Stimmenmehrheit Kreditanträge ~$.,.._;:_-' 
Ht,U--i,._.\,...dem Verwaltungsrat [Vorsti~d] zur Entscheidung vorlegen. 

Die Bestimmungen des §~61-f§ 3-+--feH-der Satzung sind zu beachten. 

4. Beschlüsse nach § 16 {l) Ziffer 2, § 17 der Satzung uAe AaeA elen ,",esERnit 
~II l~I, 1) 1 eler Beleihl:ln!:JS!:JFur1e:lsiitre müssen von den anwesenden 
Kreditausschußmitgliedern einstimmig gefaßt werden. 

•J Jm Fal le der MuSa B sind die [ J eingeklammerten Worte einzusetzen. 

11/56 @ 0310 
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5. Soweit nach §§ 12, 14 KW G ein einstimmiger Beschluß sämtlicher Kredit­
ausschußmitglieder erforderlich ist, ist die Zustimmung verhinderter Kredit­
ausschußmitglieder nachzuholen.

6 Ytn.l..~n-, 11(\f 
Die ~Rl'l~R des § 14 über die ausdrückliche Zustimmung des Ver-

waltungsrates [Vorstandes] sind zu beachten. 

6. Die Kreditbewilligungen des Kreditausschusses müssen sich im Rahmen 
der durch Gesetz, Satzung oder Beleihungsgrundsätze vorgeschriebenen 
Grenzen halten. Hierbei sind vom Verwaltungsrat [Vorstand] und vom 
Vorstand [Sparkassenleiter] bewilligte Kredite einzubeziehen. 

7. Der Kreditausschuß darf keine Kredite bewilligen, wenn der Verwaltungs­
rat [Vorstand] dem Kreditnehmer eine Kreditbewilligung abgelehnt oder 
weitere Kreditbewilligungen ausgeschlossen hat. Dies gilt nicht, wenn bei 
einem späteren A ntrag des Kreditsuchenden die alsdann angebotenen 
Sicherheiten ausreichen oder sich die wirtschaft lichen Verhältnisse des 
Kreditsuchenden wesentlich gebessert haben. 

8. Ober die Beschlüsse des Kreditausschusses ist eine N iederschrift nach den 
Bestimmungen der Satzung zu fertigen. 

9. ~~sind z11r VeF&ch•1•iegenl;ieit uAd i!!UF 

.W.Ohr111:i9 d.,, ßgok9i1bi1iRJ □ issi1s l'Wpflicbtilt Die Unterrichtung des Kredit­
suchenden über gefaßte Beschlüsse des Verwaltungsrates [Vorstandes] 
oder des Kreditausschusses ist den gewählten M itgliedern des Verwal­
tungsrates [Vorstandes] und des Kreditausschusses nicht gestattet. ~ it-
9 lie1;er löioben bei OberA&R~ • 
zeichnen: 

„Ich verpflichte mich, als Mitglied des Ve 

und des Kreditausschusses der ....................................................... ............. Sparkasse 

........................................................................ über al le Tatsa 
gen des Verwaltungsrates [Vorstandes] ad äes Kreditausschusses be­
kannt werden, strengstes Stillschweig zu bewahren. Der Geheim· 
haltungspflicht unterliegt auch a lles as ich über die persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse v Kreditkunden oder sonstigen Ge­
schäftsfreunden der Sparka erfahre, z.B. Namen der Kreditnehmer, 
Höhe der Kreditbeträg rt der Sicherheiten, Inhalt der Bilanzen, Um­
satz- und Gewinnz en usw. Ich b in ferner darüber unterrichtet, daß 
ich zum Ersatz s Schadens verpflichtet bin, der der Sparkasse oder 
einem Dritt , insbesondere einem Kunden, infolge einer Verletzung 
der Ver wiegenheitspflicht durch mich entsteht. 

D. obengenannten Pflichten gelten auch dann, wenn ich nicht mehr 
~i-Q;~~~:1-sse-ef!reABlflflielo, +ä+i~ · ." 

• • 

• -

• • 

• • 

10. Jedes Kreditausschußmitgl ied erhält einen Abdruck d:eser Geschäftsan­
weisung gegen schriftliche Empfangsbestätigung. Die Bestätigungen sind 
zu den Akten zu nehmen. 

Den Verwaltungsratsmitgliedern [Vorstandsmitgliedern], die nicht dem 
Kreditausschuß angehören, ist ein Abdruck auszuhändigen. 

11 . Diese Geschäftsanweisung tritt am ................................................................ in Kraft. 
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nweisung 
für die Innenrevision 
<"'" 
.-·Aufgabe der Innenrevision (~,, I 

Die Innenrevision hat, unbeschadet der Verantwortung des C,parkassen­
leiterjl die Aufgabe, 
1. die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsabwicklung zu überw 

diesem Zweck in angemessenen Zeitabständen sinn und 
die Bestände, Bücher und Konten zu prüfen, 

2. die für den Betrieb notwendigen Sich en und .. entrollen vorzuschla-
gen und für ihre dauernde Wi eit zu sorgen, 

3. die gesamte Betriebso sation, die Wirtschaftlichkeit und die Ertrags-
lage zu über " , mögliche Verbesserungen und Vere infachungen zu 
ermitte entsprechende Organisationsvorschläge dem, tiparkassen-

unterbreiten 1) . r"C......_(. 

1 
r,. '""-''-B. Stellung der Innenrevision 

Soweit diese~ nweisung keine be- en B slim en enthält, 
gelten für die in der Innenrevision tätigen 1e Dienst-
vorschriften für ~~-«'l!!mten und Angestellten der Sparkasse. 

Der unmittelbar~ esetzte des Innenrevisors (der Innenrevisoren) ist 
der Sparkassenleiter '). 

Sämtliche Beamtep, und Angestellte11 der Sparkasse sind verpflichtet, der 
Innenrevision ihre Arbeit in jeder Weise zu erleichtern. Sie selbst soll in 
Erfüllung ihrer Aufgaben Berater und Förderer der Betriebsangehörigen sein. 

Die Bearbeitung laufender Geschäftsvorfälle durch die Innenrevision ist 
unzulässig. Es können ihr jedoch statistische und Kontroll-Arbeiten, die Auf­
stellung des Jahresabschlusses und die Bearbeitung von Sonderaufgaben 
übertragen werden, sofern dadurch die Uberwachung des Sparkassenbetrie­
bes nicht beeinträchtigt wird. 

Bei den satzungsmäßigen Vorstands-(Verwaltungsrats-)Prüfungen wirkt die 
Innenrevision als Prüfungsgehilfe mit; bei sonstigen (z.B. Jahresabschluß-) 

1) In größeren Sparkassen mit einer besonderen Organisationsabteilung erhält Ziffer 3 fol­
gende Fassung: "ihm Rahmen ihrer Prüfungstätigkeit auf eine zweckmäßige OrganisatJon zu 
achten und sich io allen diesbezügJicben Fragen und in Fragen der Rentabilität und Wirt• 
schaftlichkeit mit der Orgonisationsabtcilu.ng abzustimmen. Die Innenrevision ist vor der 
Durchführung organsatorischer Maßnahmen zu informieren ... 
2) In größeren Sparkassen wird eine besondere Prüfungsabteilung zu bilden und die Dienst­
anweisung etwa wie folgt zu ergänzen sein: .,Der leitende Innenrevisor (Leiter der Prürungs­
abhülung) nimmt den anderen lnnenrcvisorcn gegenüber die Stellung eines Abteilungsleiters 
ein. Für die lückenlose Ubcrwachung des Betriebes ist der leitende Innenrevisor verant• 
wortlich. Die Verantwortung der anderen Innenrevisoren für die ordnungsmäßige Erledigung 
der ihnen übertragenen Aufgaben bleibt dadurch unberührt. Den Arbeitseinsall in der Prü­
fungsabteilung regelt der leitende Innenrevisor: um die Erfahrungen aller [nnenrevisoren dem 
Betriebe nutzbar zu machen, sollen die Arbeitsgebiete der ein2elnen Inncnrevisoren von Zeit 
zu Zeit wechseln. 

lll/54@ 99 616 
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Prüfungen hat sie wesentliche Vorarbeiten zu leisten {siehe Fachgutachten 
Nr. 6/1934 des Instituts der Wirtschaftsp~ · e~ -S • 

z:u~ Un~~~sch~!s.!eiil_ulllJ_ ~ 1!1.!i)W .~~----- i t t'R:ft>e in d~r Inne~-
rev1S1on tahgen' fflili'?m~ ~~ mcht ~ nrev1sor (le1-

• tende Innenreviso,.r~kann jedoch den Schriftwechsel aus seinem Arbeitsge-
• ,-~ biet zusammen mil t;_em Sparkassen~ei!~ichn..1:.51,;. ""III" 
v ...... ~"" • Uber wichtige betriebliche Vorg.mge, or~ands~ üssi usw_ ist die 

Innenrevision zu unterrichten_ In Ausübung ihrer Tätigkeit kann sie Ein­
blick in alle Gelasse und Fächer der Sparkasse nehmen und die Vorzeigung 
von Wertsachen und sonstigen Gegenständen jeglicher Art zur Nachprüfung 
verlangen_ Ferner ist ihr Einsicht in die benötigten Schriftstücke zu gewäh­
ren, sowie jede gewünschte Auskunft wahrheitsgemäß und erschöpfend zu 
erteilen_ 

Im Bedarfsfalle sind der Innenrevision geeignete Arbeitskräfte in ausrei­
chender Anzahl zeitweilig zur Verfügung zu stellen. Uber die Dauer der 
Prüfungstätigkeit und den Arbeitseinsatz dieser Prüfungsgehilfen hat der 
(leitende) Innenrevisor Aufzeichnungen zu machen_ Während der Beschäfti­
gung in der Innenrevision haben die Prüfungsgehilfen ausschließlich nach 
Anleitung und Weisung des (leitenden) Innenrevisors zu arbeiten. Sie sollen 
während dieser Tätigkeit möglichst nicht zur Erledigung laufender Geschäfte 
eingesetzt werden. Insbesondere ist darauf zu achten, daß die Prüfungsge­
hilfen nicht eigene Arbeiten oder solche Arbeitshandlungen prüfen, die mit 
ihrer üblichen Beschäftigung zusammenhängen. Für die Tätigkeit der Prü­
fungsgehilfen ist der Leiter der Innenrevision im Rahmen seiner Sorgfalts­
pflicht mit verantwortlich. -

. Richtlinien filr die Tätigkeit der Innenrevision -Die Innenrevision hat ihre Tätigkeit grundsätzlich aus eigener Entschlie-
ßung, also ohne besondere Einzelanweisung auszuüben. Sie ist dafür verant­
wortlich, daß alle Zweige des Sparkassenbetriebes von ihr überwacht und 
geprüft werden_ 

Zur Vermeidung von Doppelarbeit sind alle dafür in Betracht kommenden 
Prüfungshandlungen so durchzuführen, daß sie eine Vorprüfung des Jahres­
abschlusses darstellen; das gilt insbesondere für die Prüfung der Erfolgs­
konten. 

Die Prüfung der Kredite und Darlehen mit Ausnahme der Kontenüberzie­
hungen und Kreditüberschreitungen soll vor der Darlehens-Auszahlung bzw. 
vor Anbringung des Kreditvermerks auf dem Kontokorrentkonto erfolgen. 

Bei allen Prüfungshandlungen ist grundsätzlich nicht nur die formelle, son­
dern auch die materielle Ordnungsmäßigkeit des Prüfungsstoffes festzustel­
len; es ist in der Regel jedoch nicht Aufgabe der Innenrevision, die wirt­
schaftli<':h<!n Verhältnisse der Krediti:iehmer durch Betriebsbesichtigungen, 
Buchprüfungen usw. zu überwachen. 

Die Prüfungshandlungen soll die Innenrevision nicht auf unwesentliche 
Einzelheiten ausdehnen; sie muß aber dann bis ins einzelne prüfen, wenn es 
auf Grund von Beobachtungen und Feststellungen angezeigt erscheint. Sie 
darf Prüfungen im Vertrauen auf andere Betriebsangehörige (z.B. Kontroll­
beamte) nicht unterlassen. 

Die Prüfungen sind grundsätzlich unvermutet durchzuführen. Reihenfolge 
und Methode sollen wechseln. 

• • 

• • 

Durch die Tätigkeit der Innenrevision darf der Ablauf der Geschäfte -
besonders am Schalter - nicht beeinträchtigt werden. Die Bedienung der 
Kunden ist vorrangig durchzuführen_ Im Sehalterverkehr soll die Innen­
revision nicht a ls Prüfer in Erscheinung treten . 

Bei der Prüfung von Geld und anderen W ertbeständen müssen die für die 
Verwahrung verantwortlichen Beamten und Angestellten zugegen sein. 

Bei der Vorprüfung des Jahresabschlusses und des Geschäftsberichts hat 
die Innenrevision außer der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit der 
Abschlußbuchungen insbesondere festzustellen, ob der Jahresabschluß mit 
den von ihr geprüften Beständen und Büchern übereinstimmt, ob sämtl~c1?,e 
Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnungen ordnungsmaßlg 
belegt und ob die Vorschriften über den Jahresabschluß eingehalten sind­
Die Richtigkeit und Vollständigkeit der Bila.nzanlagen ist von der Innen­
rev ision zu bescheinigen; die Prüfung der Nachweisungen für den Spar-, 

• 
Giro- und Darlehensverkehr kann sich auf Stichproben beschränken, sofern 
diese Nachweisungen bereits von einem Kontrolleur geprüft sinJ_ 

Die Bearbeitung von Reklamationen hat grundsätzlich durch die Innen-

• 
revision zu erfolgen . 

Die bei den einzelnen Prüfungshandlungen anfallenden Prüfungsunter­
lagen und Notizen sind aufzubewahren. In einer Kartei (Lis t~) ist Zeitdauer, 
UmJ~g und Ergebnis der Prüfungshandlungen stichwortartig f~stzuhal_ten. 

1f<~-rreY 1 parkas&enleiteß ist in geeigneter F_?rm - _ Vo~!~ge der Kartei oder ~1~te, 
Beri terstattung von Fall zu Fall - uber die Tat1gkeit de'. Innenrev1s1on 
zu unterrichten. Schriftliebe Prüfungsberichte sind nur zu fertigen, wenn sich 
bei einer Prüfung wesentliche Beanstandungen ergeben haben. ♦ 

Die Innenrevision ist verpflichtet, alle zu ihrer Kenntnis gelangenden 
Mängel und Unregelmäßigkeiten, Arbei tsrückst~~e andere für die 
Sparkasse bedeutsame Beobachtungen sofort dem~ parkassenleitel)zu mel­
den. Bei V E\r,fe~~ Beweismaterial sicherzustellen und dem Vor­
sitzenden dlr!,r,~_orstande~ (V.er „ alhm~erm) durc_h _ die Hand des 

r~ § parkassenleiterg schriftlich_ z~ bencht~9_,_Jj~,iLL!lA.en_r~fil)J1a>V: \ fehlun­
gen oder grobe ordnungsw1dnge Handiüil""g"en csTpl!rr'irs~fer~ festge­
stellt, so ist nach Sicherstellung der entsprec enden1'\;!!te.@CJ~ .-il.em ~or­
sitzenden des S13aF~en-. et s!e111M1S "Verwaltungsrat~ ~ r ~encht 
zu erstatten. Wenn die Innenrevision zur ordnun~ Durc~fuhrung 
ihrer Aufgaben nicht in der Lage ist, so hat sie par enleiteil und 

• 
dem Vorsitzenden des Vei s-~1 liM fVerwaltungsrat 4!! u beri~ten. 
Die Erledigung 'der ~-Erinner,1.mgen ha_t di_e Innen~evisi~n zu i.lb~r­
wachen und in den Prüfungsnachweis (Kartei, Liste, Benchtsmederschnf­
ten) zu vermerken. 

• Die Prüfungszeichen und Prüfungsvermerke der Inne_nrevision sind auf 
den geprüften Unterlagen mit -------·-----------·--------·---·---- -- -- ----- F~rbstift (:mte, S~ernpel­
farbe) anzubringen. Die Verwendung solcher Farbstifte etc. 1st den ubngen 
Betriebsangehörigen untersagt. 

D. Prüfungsplan 

Der Prüfungstätigkeit der Innenrevisio_n ist, unbeschadet der Möglichkeit 
deL.J&I.liiJ_l.lJlgtJi>esonderer ~rüfrn.igsauftrage durch ~ fVerwa!tungs­
ra~ü~kassenleiter, em Prüfungsplan zugr1;1~de z_u legen_ ~urch die .Auf­
s tellung des Prüfungsplanes wird die Innenrev1s10n Jedoch mcht von ihrer 
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Verantwortung für die ordnungsmäßige Betriebsüberwachung entbunden. 
Sie muß ihre Prüfungshandlungen erforderlichenfalls auch über den im Prü­
fungsplan festgelegte n Rahmen hinaus ausdehnen. Sie ist verpflichtet, den 

V„"-4(.. ~ parkassenleiterl auf eine etwa notwendige Erweiterung oder Einengung des 
"prüfungsplanes h inzuweisen. Den Beamten und Angestellten der Sparkasse 
soll der Prüfungsplan nich t bekanntgegeben werden. 

........................................................................ , den ........................................................... . 

Der Vorstand (Verwaltungsrat) 

der ............................................ .. .............................. , ..... Sparkasse • • 

•• • 



Kreisarchiv Stormarn E 103 
Gefördert durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) -
Projektnummer 415708552 


	E103_279_0 Kopie
	E103_279_1 Kopie
	E103_279_2 Kopie
	E103_279_3 Kopie
	E103_279_4 Kopie
	E103_279_5 Kopie
	E103_279_6 Kopie
	E103_279_7 Kopie
	E103_279_8 Kopie
	E103_279_9 Kopie
	E103_279_10 Kopie
	E103_279_11 Kopie
	E103_279_12 Kopie
	E103_279_13 Kopie
	E103_279_14 Kopie
	E103_279_15 Kopie
	E103_279_16 Kopie
	E103_279_17 Kopie
	E103_279_18 Kopie
	E103_279_19 Kopie
	E103_279_20 Kopie
	E103_279_21 Kopie
	E103_279_22 Kopie
	E103_279_23 Kopie
	E103_279_24 Kopie
	E103_279_25 Kopie
	E103_279_26 Kopie
	E103_279_27 Kopie
	E103_279_28 Kopie
	E103_279_29 Kopie
	E103_279_30 Kopie
	E103_279_31 Kopie
	E103_279_32 Kopie
	E103_279_33 Kopie
	E103_279_34 Kopie
	E103_279_35 Kopie
	E103_279_36 Kopie
	E103_279_37 Kopie
	E103_279_38 Kopie
	E103_279_39 Kopie
	E103_279_40 Kopie
	E103_279_41 Kopie
	E103_279_42 Kopie
	E103_279_43 Kopie
	E103_279_44 Kopie
	E103_279_45 Kopie
	E103_279_46 Kopie
	E103_279_47 Kopie
	E103_279_48 Kopie
	E103_279_49 Kopie
	E103_279_50 Kopie
	E103_279_51 Kopie
	E103_279_52 Kopie
	E103_279_53 Kopie
	E103_279_54 Kopie
	E103_279_55 Kopie
	E103_279_56 Kopie
	E103_279_57 Kopie
	E103_279_58 Kopie
	E103_279_59 Kopie
	E103_279_60 Kopie
	E103_279_61 Kopie
	E103_279_62 Kopie
	E103_279_63 Kopie
	E103_279_64 Kopie
	E103_279_65 Kopie
	E103_279_66 Kopie
	E103_279_67 Kopie
	E103_279_68 Kopie
	E103_279_69 Kopie
	E103_279_70 Kopie
	E103_279_71 Kopie
	E103_279_72 Kopie
	E103_279_73 Kopie
	E103_279_74 Kopie
	E103_279_75 Kopie
	E103_279_76 Kopie
	E103_279_77 Kopie
	E103_279_E Kopie

